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Geleitwort. 

Der Verfasser dieses Werkes hat in demselben seine 
durch eine lange und vielseitige praktische Tätigkeit und 
eingehende theoretische Studien gereifte Erkenntnis volks- 
wirtschaftlicher Dinge niedergelegt. Er hat oft davon ge- 
sprochen, dieses Werk herauszugeben, nachdem er aus sei- 
nem Amt geschieden sein werde ; denn so lange er in einer 
verantwortlichen Stellung im Staatsdienst sich befand, er- 
achtete er die Veröffentlichung seiner persönlichen Ansichten 
über sozialpolitische Fragen nicht für angemessen und mit 
seiner Dienstpflicht nicht für vereinbar. Auch hielt sein 
ungemein empfindsames Gefühl für die Würde seines Amtes 
ihn ab, sich einer polemischen Kritik auszusetzen; welche 
— wie er glaubte' — durch sein Werk herausgefordert wer- 
den könnte. • Sein Wunsch, im Ruhestande ungehindert 
durch dienstliche Rücksichten und Amtsgeschäfte, sich wis- 
senschaftlichen Arbeiteti zu widmen, wurde ihpi nicht er- 
füllt ; der Tod hat ihn unerwartet schnell aus seiner erfolg- 
reichen praktischen Tätigkeit gerissen und allen Plänen, die 
er für die Zeit seines Ruhestandes gehegt hatte, ein Ende 
gemacht. 

Das Manuskript, welches Herr Dr. von Schraut hinter- 
lassen hat, ist unverändert hier abgedruckt worden; es ist 
von seiner Hand als »druckfertig« bezeichnet. Doch möge 
der Leser geneigtest berücksichtigen, dass wenn es dem Ver- 
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fasser vergönnt gewesen wäre, es selbst herauszugeben, er 
doch vielleicht manches geändert, einiges fortgelassen, an- 
deres hinzugefügt haben würde, und dass die letzte Durch- 
sicht, welche einzelne Unebenheiten des Stils beseitigt hätte, 
fehlt, i Niemand konnte sich aber für befugt halten, eigen- 
mächtig Abänderungen vorzunehmen und das Werk nach 
Gutdünken verbessern zu wollen. Die Originalität der Ge- 
danken und die Eigenart der Darstellung schlössen dies 
völlig aus. Da der Verfasser von dem lebhaften Wunsch 
erfüllt war, dass sein Werk veröffentlicht werde, so war es 
eine Pflicht der Pietät, es nach seinem Tode so herauszu- 
geben, wie er es hinterlassen hat. Der Verfasser hat sich 
selbst ein Denkmal gesetzt, welches die Erinnerung an ihn 
im Krfeise seiner Fachgenossen und seiner zahlreichen Freun- 
de lange Zeit erhalten wird* 

Strassburg im Elsass. LABAND. 
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Einleitung. 

Im Mittelpunkt des wirtschaftlichen Lebens steht der 
MenscTi, schrankenlos im Wollen und drängend nach Rech- 
ten, beschränkt im Köijnen und zögernd in Pflichten. Aus 
diesen verborgenen Quellen der Persönlichkeit kann nie 
eine endgültige Lösung, nur eine Vervollkommnung unter 
gegebenen Verhältnissen, entstehen, weder eine absolute 
Freiheit noch Wahrheit, nur der Drang nach beiden — die 
Harmonie der Zeit in dem ewig Werdenden. In diesem 
Werdegang bedarf die Menge als unverantwortliche und 
unbewusste Persönlichkeit der Führerschaft der Tüch- 
tigsten. Vernunft gab die Natur dem Einzelnen, nicht 
der Menge; und nicht der Wille der Menge, diese Waffe 
der Selbstentwertung, nur die Läuterung der persönlichen 
Freiheit kann die Grundlage ftir die Auswahl der Tüchtigen 
bilden, die zur Führung im kleinen und grossen berufen 
sind. Keine Freiheit ohne Sorge, kein Recht ohne Pflicht. 
Die Entwicklung des ursprünglichen Triebs der Menschen 
— Selbstinteresse und Selbstbeherrschung aus Selbstinter- 
esse — zur erkannten Pflicht, zur bewussten 
Freiheit, ist das Ziel, dem nahezukommen nur die im 
wirtschaftlichen Leben gestählte persönliche 
Verantwortlichkeit ermöglicht. Mit gutem Grund 
stellt daher die moderne Welt die wirtschaftlichen Fragen 
als greifbare Wirklichkeit und Voraussetzung aller kultu- 

von Schraut, Pereöziliche Freiheit. 1 
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rellen Wohlfahrt in den Vordergrund. In Zeiten wirtschaft- 
licher Schwäche und Ungerechtigkeit lehrt alles andere ohne 
Erfolg. . Alle idealen Fortschritte haben allgemeinen Wert 
nur insofern, als sie mittelbar oder unmittelbar auf das 
höchste Problem, die soziale Gterechtigkeit einwirken, d. h. 
auf die Aussöhnung der Einzelinteressen unter sich von 
Person zu Person, nicht auf ein Gesamtwohl, einen ver- 
schwommenen Begriff. 

Diese Entwicklung wird sich stets in Gattungen und 
Berufskreisen vollziehen. Aus allgemeinen Gleichheitsge- 
meinschaften erhält der Einzelne mehr Schlechtes als Gutes. 
Die Befähigten, Arbeitsamen, Verdienstvollen, zur Führung 
Geeigneten haben stets einen Vorrang gegenüber den 
Uebrigen, ebenso wie die in einem Berufe Tätigen stets 
ihre gemeinsamen Interessen vertreten werden. Aber kein 
Stand und Beruf darf die anderen unterschätzen, die 
Tüchtigkeit im ganzen oder einzeln verdrängen. Nicht in 
einem vom Staate gegebenen Vorrang, nur in der eigenen, 
das Minderwertige ausschaltenden Tätigkeit beruht die 
Lebenskraft von Ständen und Klassen. Das Verlangen nach 
Tüchtigkeit muss mit unerbittlicher Konsequenz derart ge- 
stellt werden, dass vor der grösseren Intelligenz auch die 
Tradition weichen muss. Nur als Persönlichkeit wirkt der 
Mensch auf die Menschen ; sein Tüchtigkeitsgrad im einzelnen 
bemisst sich nach der Grösse des Nutzens, den sein Ego- 
ismus den andern bringt. Diese Wirkung im ganzen ist 
die höchste Leistung der persönlichen Freiheit und be- 
rechtigt durch Unabhängigkeit, Festigkeit und Verantwort- 
lichkeit zu der Forderung: »Wer die persönliche Freiheit 
liebt, muss die Ausartung bekämpfen.« Zum Widerstand 
gegen den Wirrwarr unreifer Bestrebungen gehören mehr 
Vernunft und Mut, als zum Gegenteil. 

Kurz gesagt: Kein wirtschaftlicher Fortschritt ohne 
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bahnbrechende Gedanken und schaffende Hand, ohne Ab- 
wehr der Mittelmässigkeit, Leidenschaft und der Schein- 
grossen, dieser Plagen jeder Zeit. 

Nur wenige überragende Persönlichkeiten können mit 
elementarer Kraft aus verworrenen Zuständen zu neuen 
Zielen fiihren ; sie sind zur Verneinung des Satzes berechtigt, 
dass, wer die Freiheit will, sie auch ihren Feinden nicht 
beschränken dürfe. Fehlen solche Führer, ist es für den 
einzelnen das Weiseste und für das Ganze das Beste, an der 
Verallgemeinerung der inneren Tüchtigkeit der Bevölkerung 
durch den Ausbau der gewonnenen Grundlagen nach den 
nächstliegenden Zielen zu arbeiten, statt mit der rücksichts- 
losen Verfolgung letzter Ziele alles zu verwirren und den 
einzelnen vor die Wahl zu stellen, Terrorismus zu ertragen 
oder zu üben. 



ERSTE ABTEILUNG. 

Die persönliche Freiheit — die Grundlage des wirt- 
schaftlichen Lebens. 

1. Der moderne Staat. 

/' 

Üeberall steht dem Streben der Starken, die Interessen ^* i^ 

anderer nur nach dem eigenen Vorteil anzuerkennen, die 

Forderung ;^der Schwachen nach Hülfe- gegenüber. Eine 

Verständigung ist nur alif dem Boden des organisch ge- 

gliederten Staates möglich, einer selbständigen, die 

Summe der Einzelkräfte übersteigenden Kraft, die Ausgleich- 

und Entscheidungsstelle ist. Diese Macht des Aus- 
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gleichs rettet die persönliche Freiheit vor dem Chaos 
einer ungeordneten Gesellschaft und beugt der Anarchie 
der tüchtigen Elemente vor, die für die Menschheit gefahr- 
licher ist, als die Anarchie der Schlechten. Seitdem durch 
die technischen Fortschritte in Produktion und Verkehr die 
räumlichen Schranken sich verringert haben, der abge- 
schlossene Staat unhaltbar geworden ist, und die Einheit- 
lichkeit und der Zusammenhang des öffentlichen Lebens 
einen viel grösseren Umfang annimmt, als in den engen 
Verhältnissen ft'üherer Zeiten, sieht der moderne Staat sich 
in erhöhtem Masse vor die Aul^abe gestellt, eine soziale 
Ausgleichsstelle für die wirtschaftlichen Interessen 
der einzelnen unter einander zu bilden. Hieraus ergeben 
sich zwei wichtige Folgen. Zunächst spielen auf dem 
internationalen Gebiete die wirtschaftlichen Interessen 
der Staaten die Hauptrolle und steigern infolge des häufigen 
Wechsels der Konjunkturen die allgemeinen Reibungspunkte. 
Ferner drängen das Risiko und die Macht, die zur Austragung 
solcher Lebensinteressen nötig sind, zu der Entwicklung 
kraftvoller grosser Staaten. 

Diesem Nützlichkeitsstandpunkt, wonach der Staat zum 
Schutz der persönlichen Freiheit als Grundlage für die Herr- 
schaft der Tüchtigkeit unentbehrlich ist, stehen zwei moderne 
Weltanschauungen gegenüber: Das Phantom der Weltwirt- 
schaft und das rückläufige System der Rasseneinheit. Keine 
Täuschung wäre grösser, als die Identifizierung der Inter- 
essen der Menschheit mit Weltwirtschaft, Die Erziehung 
zum reinen Menschentum oder zum Bürger eines Staates 
ist kein Gegensatz. Nur die Erdoberfläche ist eine Einheit, 
die Menschheit nicht ; die Staaten sind die Verkörperungen 
des verschiedenartigen menschlichen Werdens und Schaffens. 
Fortpflanzung, Harmonie und Intelligenz sind ihre Stützen 
wie diejenigen der Menschheit im ganzen ; aber so überein- 



— 5 — 

stimmend sich auch die grossen Probleme der Arbeits-, Ein- 
kommens- und Besitzverteilung in der Welt gestalten, die 
Entwicklung der Gattung, der Weg vom Willen zur Tat 
und vor allem der Besitz der Macht, die den auf eigene, 
nicht auf abgeleitete Kraft sich stützenden Dezentralisations- 
organen innewohnt, setzen selbständige Staatenbildungen 
voraus. Der selbständige Staat ist der natürliche, in 
sich lebensfähige Dezentralisationskörper der Menschheit, 
der seine Eigenart als Lebenskraft betätigen und seine 
nationale Einheit wahren muss, ohne die eine per- 
sönliche Freiheit nicht denkbar ist, weil Zügellosigkeit stets 
zur Unfreiheit der Besseren führt. Die kosmopolitische 
Tendenz schafft weder Selbstüberwindung noch Exekutive, 
und würde die Staatenbildung kraft natürlicher Entwicklung 
verneint, wäre der Aufbau künstlicher, in sich nicht fort- 
bildungsfähiger Schranken die Folge. 

Nicht minder bedenküch ist die Identifizierung des 
Staatsbegriffs mit der Einheit der Rasse. Allerdings ist 
die Rasse ein Bollwerk der Eigenart der Gattung. Aber 
die Persönlichkeit steht mit ihrem Erhaltungstrieb über 
der Gattung, und nicht die naturwissenschaftliche Rassen- 
schematisierung, sondern die Eigenart der Persönlichkeit 
ist der treibende Punkt im wirtschaftlichen Leben. Die 
Rasse ist kein ständiger, entwicklungs u n fähiger Körper. 
Im Gegenteil: Fortschreitende Rassen sind durch die Auf- 
nahme anderer lebensfähiger Elemente zum Uebergewicht 
gekommen, wofür die Geschichte die glänzendsten Beispiele 
gibt. Die Rassenmischung muss sich ohneSchädigung 
der nationalen Einheit des Volkes innerhalb 
der Staatsentwicklung unter alleiniger Führung der besseren 
Rasse vollziehen; hierbei spielen die wirtschaftlichen Inter- 
essen und die auf Grundlage der persönlichen Freiheit 
selbstgewonnene Ueberzeugung von der Ueberlegenheit der 
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besseren Rasse die Hauptrolle. Die Bevölkerungen aller 
Kulturländer sind mehr oder minder Mischrassen. Der 
Mischungsprozess vollzieht sich in sehr langen Zeiträumen 
und ist oft der Vorbote von dem Auf- und Niedergang der 
Staaten. Namentlich ist das Herrenrecht der besseren Rasse 
bedroht, wenn diese nicht der mit zunehmenden Alter ver- 
bundenen Absterbungsgefahr durch Emporheben ihrer 
Mischrassen auf die bessere Kultur rechtzeitig vorbeugt. 
Selbst diejenigen, die den grösseren Gemeinsinn reiner 
Rassen rühmen und die Gefahren der Rassenverschlechterung 
infolge der Zunahme des modernen Wanderverkehrs betonen, 
können die aus einer Rassen trennung der Menschheit 
drohenden Konflikte nicht leugnen. 

Diese Ausführungen leiten zu dem Grundsatz, dass die 
innere Kraft das Rückgrat des Staates bleiben muss, 
und dass nur soweit diese nicht gefährdet wird, für wirt- 
schaftliche Interessen, nicht für Kulturprobleme, eine Welt- 
politik zulässig ist. Die Zeiten, in denen die Staaten den 
Schwerpunkt auf das Weltgebiet verlegen, tragen Sturm- 
charakter, und die Sturmzentren der Welt verschieben sich 
schnell. Wie bei den Menschen beginnt auch bei den 
Völkern das Sterben, wenn sie Ueberlieferung und Stammes- 
eigenart verlieren oder monopolisieren. Erst Organi- 
sation und Festigkeit im Staate, dann Be- 
ziehungen von Staat zu Staat. Keine Nivellierungs- 
sucht auf internationalem Boden, von dem die herab- 
ziehende Konkurrenz der tieferstehenden Kultur und die 
Herrschaflslust unruhiger Staaten, aber keine persönliche 
Freiheit kommt. 

Die innere Kraft des modernen Staates ist abhängig 
von dem Zusammenwirken der persönlichen Freiheit und 
der Autorität auf dem Boden des Rechtes und der To- 
leranz. Ohne Rechtsordnung keine Freiheit, ohne Autorität 
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keine Rechtsordnung und ohne Duldsamkeit, die ein besserer 
Motor als Einheitszwang ist, keines von diesen. 

Die Autorität im Staate kann verschiedene 
Formen haben; in jedem Falle muss sie das Ständige 
verkörpern, eine Tradition für sich haben und die 
höchste Stufe der Tüchtigkeit sein. Ohne Autorität wird 
die Ordnung von Edelmenschen oder schlechten Köpfen 
abhängig, zwischen Despotismus und Widersetzlichkeit hin 
und her geworfen. Selbst die radikalsten Parteien können 
den Autoritätsglauben nicht entbehren. Aber grundver- 
schieden von der Autorität wechselnder Parteien ist die im 
Staate notwendige ständige Autorität über den 
Parteien, ein fester Punkt gegenüber den wechselnden 
Zeitströmungen. In dem Kampf der Parteipolitik mit dieser 
durch die Tradition gestützten Autorität liegt der Brenn- 
punkt für die Austragung der Machtinteressen. Gerade, je 
wandelbarer das wirtschaftliche Leben infolge der vorwärts 
schreitenden technischen Veränderungen wird, desto weniger 
darf die Tradition in der Ordnung der Machtverhältnisse 
schwinden und das Gleichgewicht der Parteiherrschaft aus- 
geliefert werden. Zwar die wirtschaftspolitischen Probleme 
vertragen nur grosse Parteibildungen ; aber deren natürliche 
Entwicklung leidet unter der Verquickung mit der politi- 
schen Parteibewegung, bei der unbedeutende Ereignisse zu 
fundamentalen Aenderungen Anlass geben, und Unzuver- 
lässigkeit Regel wird. Wenn nur zwei grosse Partei- 
gruppen bestehen, steht der Autorität eine feste Stütze 
in der Mehrheitspartei zur Verfügung. Je grösser dagegen 
die Zahl selbständig tätiger Parteien ist, desto mehr nutz- 
loser Streit und Ohnmacht im ganzen, günstigsten Falles 
eine Einigung in nationalen Lebensfragen. Das Bedenk- 
lichste ist die Uebermacht einer Partei, die nicht selbst 
die Mehrheit hat, aber die Minderheitsparteien im Schach 
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hält und von Fall zu Fall benutzt. Hier liegt der Nähr- 
boden für die der Autorität und Gesetzgebung so schädlichen 
Zufallskompromisse. Demgegenüber muss die Autorität im 
Staate mit selbständiger Verantwortlichkeit auf dem Boden 
ihrer rechtlichen Befugnisse fest und tolerant, vor allem 
nicht kleinlich handeln und die Führung behalten. 
Begibt sie sich ins Schlepptau der Parteien, oder stützt sie 
sich mehr auf die wankelmütigen als auf die tatkräftigen 
Elemente, so ist sie ebenso bedenklich, wie eine reine 
Parteiherrschaft mit selbstsüchtigen Interessen. Das Partei- 
getriebe, das zu allen Zeiten das gleiche ist und nur die 
Formen wechselt, wäre ein Hemmschuh der Kulturent- 
wicklung, wenn sein Kampf nicht die Durchgangsstufe zur 
Erprobung der persönlichen Tüchtigkeit wäre. Wohin der 
Würfel fallt, ist eines der vielen unlösbaren Rätsel. Ab- 
gesehen von vorübergehenden Blendern spricht die Ver- 
mutung gegen die Schönredner und Stürmer, und für 
die mit kühler Abwägung und praktischer Erfahrung Tä- 
tigen, die Gegenwart und Vergangenheit zu verbinden 
wissen. Abstrakte Geister und Beredsamkeit sind keine 
Macht, wo starker Wille herrscht. 

Wenn für eine völlig spruchreife Frage aus dem Wirr- 
warr der Verhältnisse eine Lösung auf dem Boden der per- 
sönlichen Freiheit sich nicht erzielen lässt, dann ist der 
Gebrauch der Macht Pflicht der Autorität. Besser 
die Freiheit allein, als mit der Freiheit die Gerechtig- 
keit opfern. Solche vorübergehende Krisen werden um 
so schneller überwunden, je mehr die persönliche Freiheit 
die Frucht eines langen gegenseitigen Erziehungsprozesses 
innerhalb des nationalen Staates ist. In einem internatio- 
nalen Verband wäre der Wechsel von Gewalt- und Freiheit- 
epochen die Regel, die Gewaltsamkeit abwechselnd Ursprung 
oder Folge der Freiheit, der Segen nationaler Geschichte, 
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Tradition und Eigenart des Volkes verlorenes Gut. Familie 
und nationaler Staat sind die beiden Grundsteine für die 
persönliche Freiheit in Recht und Pflicht, die erstere als 
die natürliche Gliedteilung der menschlichen Gesellschaft, 
der letztere als das natürliche Arbeitsfeld. Auf allen Arbeits- 
gebieten leistet eine Nation durch die Entwicklung ihrer 
Eigenart der Menschheit grösseren Nutzen, als durch Nach- 
ahmung anderer Nationen. 

2. Herrschaft der Menge oder Zügellosigkeit 

Einzelner. 

Das Recht der Selbstbestimmung, d. h. nach 
eigenem Willen zu handeln, und die Pflicht der Verant- 
wortlichkeit, d. h. der Mahnruf der Vernunft zur 
Selbstbeherrschung sind die Voraussetzungen der persön- 
lichen Freiheit. In hellem Widerspruch hiermit steht die 
gefahrliche moderne Lehre, die an Stelle der Milderungs- 
gründe im Einzelfall die Entlastung des Verbrechens 
wegen Unfreiheit des Willens infolge der Abhängigkeit des 
einzelnen von überlieferten und aufgezwungenen Verhält- 
nissen (Milieu) überhaupt predigt. Warum nur 
Enüastung der Schuld im Strafrecht, warum nicht auch 
Entlastung im wirtschaftlichen Verkehr wegen Torheit und 
Zufall? Allerdings ist das Einzelleben nur ein winziger 
Teil im Ganzen, und die Umstände sind stärker als die 
Menschen. Aber dadurch, dass der Einzelwille dies berück- 
sichtigt, wird er nicht unfrei, sondern einsichtsvoll und 
vernünftig. Nur die Willkür, der von der Ueberlegung 
losgelöste Wille ist unfrei, weil er an den realen Ver- 
hältnissen Schiffbruch leiden und mit Recht büssen muss. 
Wohl drängt die Natur nach Anpassung an die Umgebung; 
der einzelne hat mit den Erbübeln der Einbildung und 
Leidenschaft bis zur Selbsttäuschung zu kämpfen, und die 
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Aufgabe, die eigene Persönlichkeit, gleichviel welcher Wert 
ihr zukommt, in der Gesellschaft zu wahren, ist nicht leicht, 
zumal gegenüber dem Terrorismus der Schulmeinungen, 
des Parteigetriebes, der Suggestion durch Rede und Schrift, 
den nivellierenden Erziehungssystemen. Milde Beurteilung 
des Einzelfalles lässt sich hieraus in weitgehendem Masse 
rechtfertigen, nicht nur auf dem Gebiete des Strafrechts, 
sondern auch des Wirtschaftsrechts. Aber nimmermehr 
können Opportunität und Mitleid bis zu einem Rechts- 
satz gesteigert werden, dass Einzelwohl sich ungestihnt auf 
die Vernichtung anderer gründen und der einzelne für 
anderes als das Nichtgewollte entlastet werden darf. Der 
Deckmantel der äusseren Umstände ist der Nährboden für 
gegenseitige Täuschung, ein Hemmschuh der Tatkraft, die 
mehr als in der Vergesellschaftung sich im Alleinsein stählt. 
Bei jeder Handlung sprechen Gründe für und gegen; der 
Eigenwille entscheidet, und nur wenn er verantwortlich ist, 
wird er sich gegen falsche Einflüsse der Gesellschaft und 
schlechte Nachahmung schützen. Was der einzelne zur 
Abwehr des schlechten Milieu und zur Umgestaltung ver- 
erbter Fehler verlangen kann, ist: Gelegenheit zur Aus- 
bildung, Möglichkeit des Vorwärtskommens ohne künstliche 
Schranken und das Bewusstsein der Besitzenden, dass sie 
den Nichtbesitzenden zur Seite stehen müssen. Eine gute 
und feste Hand findet stets Unterordnung; fehlt diese Hand, 
so büsst das Ganze die Folgen eines schlechten Milieu. 
Die Wirtschaftsordnung der verantwortlichen 
persönlichen Freiheit, die einzige, die in dem ewigen Zwie- 
spalt zwischen Ich und Welt auf der höchsten menschlichen 
Kraft, der Vernunft, beruht, kämpft zu allen Zeiten mit 
zwei prinzipiellen Gegnern, deren letzte Ziele 
lauten: Herrschaft der Menge oder Uebermacht 
einzelner — Kommunismus oder Privilegien in mehr 
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oder minder radikaler Form. In der modernen Volkswirt- 
schaft haben beide Bewegungen in den Mitteln zur Er- 
reichung ihrer Ziele im Grunde genommen die gleichen 
Entwicklungsformen. Wenn man gewaltsame Vorstösse, 
deren Bekämpfung nicht auf wirtschaftlichem Gebiete liegt, 
ausser Erörterung lässt, so ist beiden gemeinsam: Das Be- 
streben, die politischen Einrichtungen und Vorgänge ihren 
wirtschaftlichen Interessen dienstbar zu machen, Mängel der 
bestehenden Gesetzgebung für sich auszunutzen, Reformen, 
die ihren Zielen zuwiderlaufen, zu verhindern und in allen 
Punkten sachlicher und taktischer Art rücksichtslos nur 
ihren Standpunkt zu wahren. 

Gewiss ist auf beiden Seiten manches für das Ganze 
Brauchbare oder Unbedenkliche zu finden. Aber die letzten 
Ziele beider sind unannehmbar und die hieraufgerichteten 
Schritte unbrauchbar, weil sie von Einseitigkeit ausgehen 
und zur Unterdrückung der persönlichen Freiheit führen 
müssen, bei den einen durch mechanische Gleich- 
macherei, bei den anderen durch Ausbeutung der U n- 
gleichheit. 

Wenn die mehr oder minder kommunistischen Systeme 
die Gesellschaft zur alleinigen Quelle für Arbeit, Erwerb 
und Genuss erheben, Privateigentum in Gesellschaftseigen- 
tum, Privatproduktion in Gesellschaftsproduktion einrichten 
wollen, bedeutet dies etwas anderes, als dem Tüchtigeren die 
bessere Leistung als Gewinnquelle versagen, um geringere 
Leistung mit höherem Genuss entgelten zu können, an 
Stelle von Begabung und Tatkraft, die bemeistern, was die 
Menge für Zufall hält, durch Gleichheitsdrang und Förde- 
rung der Mittelmässigkeit das Mehrheitsprinzip als 
alleinigenGebieter setzen ? Dieses gefahrlichste aller 
Autoritätssysteme, weil es ohne Rücksicht auf Tradition, 
ohne Angabe von Gründen und ohne greifbare Verantwort- 
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lichkeit heute zerstört, was es gestern geschaffen hat, diese 
moderne Form der Tyrannei, die infolge der Disziplinlosig- 
keit der Menge im ganzen und der Halsstarrigkeit im ein- 
zelnen zum ununterbrochenen Wechsel drängt, nicht die 
Besten, sondern die Verwegensten in die Höhe hebt, den 
einzelnen zur Entsagung oder Auflehnung zwingt, ist ein Zerr- 
bild der Freiheit, das System der Unfreiheit. Dass die 
Minderheit Toleranz verlangt, ist natürlich, dass die Mehr- 
heit sie übt, selten. Tief ist in jedem das Vertrauen auf 
eigene Kraft, das Misstrauen gegen andere begründet; mehr 
als die Gleichheit, die eine Unterordnung persönlicher Vor- 
züge erzwingt, ist die Ungleichheit eine Quelle wirtschaft- 
lichen Fortschritts. Gleichheit ist nur bei gleichartigen 
Voraussetzungen begründet, während die Freiheit auch bei 
ungleichartigen Verhältnissen das höchste Glück der Men- 
schen, die Ursprünglichkeit ohne falschen Ton, wahren 
kann. Kurz: Die Mehrheit als Alleinherrscher führt zur 
Vergewaltigung im ganzen und einzelnen. 

Nicht anders wirkt das Gegensystem : Das Monopol und 
Privilegium des Starken , das Herrenbewusstsein 
der überlegenen Kraft, gleichviel ob beim ein- 
zelnen oder in Verbänden als Gebieter. Wenn ausgehend 
von dem Satze, dass durch den freien Wettbewerb sich 
alles von selbst am besten entwickle, Wissenschaft und 
Gesetzgebung nur als Ausdruck der jeweils herrschenden 
Strömung betrachtet werden, und dem Staate nur die Rolle 
des Zuschauers und des Beschützers der unbeschränk- 
ten Freiheit der Kraftbetätigung zugewiesen wird, ist dies 
etwas anderes, als die Wehrloserklärung des Schwäche- 
ren, die Zulassung der Skrupellosigkeit des Erwerbs, die 
Privilegierung der Besitzenden im Wettbewerb gegenüber 
der Erschwerung des Aufwärtssteigens der Nichtbesitzenden 
trotz Tüchtigkeit, die Beschränkung der Rechtsentwicklung 
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auf die privatrechtlichen Beziehungen und des Staates auf 
die ausserhalb des wirtschaftlichen Gebietes liegenden Not- 
wendigkeiten ? 

Wie gegenüber dem System der Herrschaft der Mehr- 
heit das Recht des einzelnen, so ist gegenüber dem 
System der Uebermacht einzelner und von Verbänden die 
Pflicht des einzelnen als oberstes Gesetz aufzustellen 
und durchzuführen. Kein Recht ohne Pflicht und 
zwar allgemein gültig; denn es ist ebensowenig zulässig, 
Wenige beschliessen und die Mehrheit zahlen zu lassen, als 
der Menge die Rechte und Wenigen die Lasten zu über- 
tragen. 

Wo liegt zwischen den beiden Extremen der beireiende 
Punkt? In der Gerechtigkeit für den einzelnen im Rahmen 
des Ganzen vermittelst des öffentlichen Wirtschafts-^ 
rechtes. Wohl und Wehe des einzelnen und des Ganzen 
stehen in enger Wechselwirkung. Der Stärkste ist von den 
Einrichtungen im Ganzen, und dieses von der Tüchtigkeit 
der einzelnen abhängig. Dementsprechend muss es eine 
gemeinschaftliche Ordnung geben, welche die individuelle 
Tüchtigkeit in den Dienst der allgemeinen Nützlichkeit und 
Sittlichkeit stellt, die Pflicht aus selbständiger Willenskraft 
als höchsten, das Recht ohne Verantwortlichkeit als nied- 
rigsten Grad der persönlichen Freiheit behandelt und die 
Vergewaltigung unter der Maske des Rechtes ausschliesst. 
Zu viel ist hier besser, als zu wenig. Die Aufgabe der 
modernen Volkswirtschaft ist allerdings eine andere, als 
diejenige der früheren Epochen, weil die progressive Ver- 
vollkommnung der Technik die 1:atsächlichen Voraus- 
setzungen völlig umgestaltet hat und weiter umgestalten 
wird. Was nützen produktive Gedanken im Reiche des 
Geistes, wenn sie technisch nicht ausführbar sind? Die 
technischen Fortschritte sind entscheidend, weil ihre Er- 
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rungenschaften nie verloren gehen und die wirtschaftlichen 
Einrichtungen gezwungen sind, sich ihnen anzupassen und 
zwar mit solcher Notwendigkeit, dass heute unter veränder- 
ten Verhältnissen als unrecht gelten kann, was gestern be- 
rechtigt war und umgekehrt. In diesem Anschluss der 
Volkswirtschaft an die jeweiligen technischen Möglichkeiten, 
nach deren Lösung auch die mächtigste Gegenbewegung 
sich über kurz oder lang beugen muss, liegt die Schwierig- 
keit der modernen Entwicklung. Alle grossen wirtschaft- 
lichen Probleme, das Verhältnis zwischen Erwerb, Besitz 
und Nichtbesitz, Schaffen und Verbrauch, Lohn und Zins, 
die Umsatzvermittlung nebst Geld- und Kreditwesen, die 
Regelung der Hülfsbedürftigkeit, die Leistungen fiir allge- 
meine öffentliche Zwecke u. s. w. berühren das öffentliche 
Wirtschaftsrecht. Je beweglicher und vielgestaltiger die 
Entwicklung dieser Fragen ist, desto schwieriger und loh- 
nender sind die der modernen Wissenschaft, Gesetzgebung 
und Verwaltung in Bezug auf das Recht der guten 
Sitten gestellten Aul^aben. 

3. Das öffentliche Wirtschaftsrecht. 

In dem ft'üheren abgeschlossenen Staat mit seiner 
leichten Uebersehbarkeit und Sesshaftigkeit der Bevölkerung 
war der freiwillige Ausgleich der In teressen der Star- 
ken und Schwachen auf Grund der edelsten Kraft der Frei- 
heit — des persönlichen Vertrauens — einfacher und der 
Missbrauch schwieriger , als in der modernen weitaus- 
gedehnten, vielgestaltigen Volkswirtschaft. Auch in dieser 
sind allerdings die sozialen Pflichten veränderlich, und muss 
die Einzelpersönlichkeit nach den gegebenen Verhältnissen 
aus sich heraus Gebote und Verbote gestalten. Unabweis- 
bar ist jedoch die Notwendigkeit allgemeiner Nor- 
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malbestimmungen über den Zwang zur Ent- 
sagung in der Gemeinschaft, d. i. die Ordnung der An- 
sprüche des Schwachen gegenüber dem Starken und der 
Pflichten des letzteren gegenüber dem ersteren durch die 
unabhängige Autorität des Gesetzes. Die Grenzen dieser 
Entsagung zu bestimmen, ist Aufgabe der sozialen Ge- 
rechtigkeit, die sich ebenso fernhält von dem kom- 
munistischen Gesetz, dass jeder, der leistet, was er kann, 
Anspruch auf gleiche Behandlung habe, wie von der ma- 
terialistischen Lehre, dass die natürliche Ungleichheit der 
Menschen als Masstab für ihre Behandlung zu gelten habe. 
.Ihre Formulierung sucht sie in dem öffentlichen Wirt- 
schaftsrecht und ihre Lebenskraft in der weitgehend- 
sten öffentlichen Behandlung der wirtschaftlichen Fra- 
gen. Die Oeffentlichkeit ist die sicherste Stütze für 
das Vertrauen zum Staat, das Gegengewicht gegen 
das Bestreben des Individualismus, nach innen zu verein- 
samen, und das beste Mittel zur Klärung und Läuterung. 
Die moderne technische Entwicklung, nicht Willkür ist der 
Grund der Notwendigkeit einer allgemeinen wirtschaftlichen 
Rechtsordnung, die den Kernpunkt der persönlichen Frei- 
heit, sich dem Ganzen nützlich zu erweisen, auch den Wider- 
willigen gegenüber zur Anerkennung bringt. 

Das Privatrecht regelt die Einzelrechtsphären von 
Person zu Person, das öflFentliche Wirtschaflsrecht die Rechte 
und Pflichten des einzelnen gegenüber allen übrigen. Das 
Privatrecht ist derjenige Teil des öflFentlichen Wirtschafts- 
rechts, der durch die Entwicklung bereits bis zum Indivi- 
dualrecht, bis zur strengen Rechtsgrenze zwischen Mein und 
Dein aufgestiegen und unter genaue, die Ausführung rück- 
sichtslos bindende Rechtsnormen gestellt ist. Die grosse 
Frage ist die Behandlung desjenigen Teiles des wirtschaft- 
lichen Lebens, der sich überhaupt nicht zur Steigerung bis 
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zu diesem Punkte eignet oder zur Ueberweisung an das 
Privatrecht noch nicht genügend geklärt und reif ist. Hier- 
bei sind alle Gebiete des wirtschaftlichen Lebens, Eigen- 
tums-, Familien-, Erb- und Verkehrsrecht, Arbeitsschutz 
(insbesondere auch die Fragen des Arbeitsvertrages, dessen Ein- 
zwängung in rein privatrechtliche Grundsätze eine Quelle von 
Konflikten ist), Versicherungs-Kreditwesen, Hülfepflicht u.s.w. 
beteiligt. Ueberall ist Bewegung und stetes Ringen; so- 
zialer Frieden ist in allen diesen Gebieten nur eine momen- 
tan günstige Stufe in dem ewigen Streben, die persönliche 
Freiheit mit der Gleichheit auf der Grundlage der Gerech- 
tigkeit zu versöhnen und das Herrenrecht der Vernunft in 
den jeweiligen Interessenkämpfen zur Geltung zu bringen. 
Soll hier nur die Wahl übrig bleiben, die noch in 
Gährung befindlichen, nicht spruchreifen Fragen künstlich 
vorzeitig in das verfeinerte Privatrecht einzuzwängen oder 
überhaupt nicht auf den Rechtsboden zu stellen, auf die 

■ 

Gleichheit im Recht zu verzichten und alles dem Zufall, 
der Gewohnheit, dem Vorurteil und der Uebermacht der 
Stärkeren zu überlassen? Im ersten Fall besteht die Ge- 
fahr, dass durch die bindende Kraft kasuistischer Gesetze 
und die Starrheit und Begriffsspalterei in Rechtsbewusstsein 
und Rechtsanwendung das formale Recht zum materiellen 
Unrecht wird ; der zweite Fall würde Untätigkeit bedeuten, 
der schlimmste Ausweg da, wo zu handeln geboten ist. Die 
einzig brauchbare Lösung bietet der Schutz der guten 
Sitte und natürlichenAu f f a s s u n g durch Normen, 
die von einer strengen Scheidung zwischen Recht und 
Hülfe absehen und der Spruchinstanz je nach der Indivi- 
dualität des Einzelfalles neben der Sühne auch die Ver- 
zeihung d. h. die Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit 
einer schiedsgerichtlichen Entscheidung nach 
Billigkeit freilassen. Das öffentliche Wirtschaftsrecht 
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muss dem Wechsel der wirtschaftlichen Verhältnisse folgen, 
während das Privatrecht den festen Halt im Wechsel der 
Dinge bilden soll. Dementsprechend soll bei dem ersteren 
die Gesetzesvorschrift sich auf allgemeine Richtungslinien 
beschränken, die für ein lebendiges, an den einfachen Men- 
schenverstand, und nicht an eine abstrakte Vorschrift ge- 
bundenes Spruchrecht Raum geben. Falls durch die Be- 
tätigung eines behaupteten Rechtes offenbar Unrecht ge- 
schaflFen ist, muss dem natürlichen Recht im Grossen 
und Kleinen den Weg zur Anerkennung durch einen Bil- 
ligkeitsspruch offen gehalten werden. Im übrigen wird 
die moderne Entwicklung zu einer Annäherung zwischen 
dem Spruch nach Recht und demjenigen nach Billigkeit 
insofern führen, als auch das Privatrecht eine ft'eiere Wür- 
digung des Einzelfalls eingeführt, und in den Beziehungen 
des einzelnen zur Gesellschaft in steigendem Umfang die 
Willkür eingeschränkt wird. Auch das Privatrecht ist eine 
der Abänderung unterworfene Ordnung, und je nach der 
wirtschaftlichen Entwicklung können seine Materien umge- 
staltet oder ihm wieder entzogen werden. 

Für das öffientliche Wirtschaftsrecht gelten drei Voraus- 
setzungen. 

a) Freihaltung der wirtschaftlichen Fragen von den 
politischen, 

b) Fernhaltung extremer Ansprüche, 

c) zweckmässige Organisation der gesetzgebenden und 
ausführenden Organe. 

a) Wirtschaftliche und politische Fragen. 

* 

Die wirtschaftliche Bewegung ist nicht rein mechanischer 
Art, sondern ein Teil der sittlichen Weltordnung, die Ne- 
bensonne der Kulturentwicklung. Ohne Sitten- und Cha- 

von Schrant, Persönliche Freiheit. 2 
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rakterfestigkeit ist auf die Dauer wirtschaftlicher Erfolg im 
Einzelnen ebensowenig erreichbar, wie Weltanschauung und 
Staatspolitik nur in materielle Interessen aufgehen können. 
Die wirtschaftliche Tätigkeit, die Voraussetzung für die Exi- 
stenz des Menschen, dient auch seiner inneren Vervoll- 
kommnung, und je gerechter der einzelne in der Wirt- 
schaftsordnung gestellt ist, desto mehr wird er vom klein- 
lichen Geist, und die Menschheit von unfi-uchtbarem Streit 
in nichtwirtschaftlichen Dingen beft'eit sein. Aber nimmer- 
mehr ist es Aufgabe des Staates, für die einzelnen das 
Gleichgewicht zwischen Wirtschaftsführung, Pohtik, Philo- 
sophie, Sittlichkeit, Religion und Kunst zu vermitteln. Alle 
Kulturprobleme fliessen in einander, aber die Ausgleichung 
dieser Welten muss der einzelne in sich selbst vollziehen; 
der Mensch lässt sich nicht teilen, die Sehnsucht nach Ein- 
heit und Lebensharmonie gibt ihm Charakter, und seine 
Stellungnahme in der Gesamtkultur ist die ureigenste Auf- 
gabe seiner persönlichen Freiheit. Die kaufmännische Ab- 
gleichung zwischen Soll und Haben, die mit begrenzten 
Möglichkeiten rechnet, mit der Philosophie auszugleichen, 
deren Gewohnheit ist, zu verallgemeinern und alle Dinge ins 
Grosse zu übertragen, ist Sache der inneren Prüfung des 
einzelnen. Die Volkswirtschaft kennt nur einen philo- 
sophischen Standpunkt: Die Bejahung des Lebens im ge- 
ordneten Reich der Dinge. Daher werden alle Kämpfe in 
n i c h t wirtschaftlichen Fragen vergiftet, wenn das wirt- 
schaftliche Gebiet öfientlich nicht als neutrales behandelt, 
sondern unter Hereinziehung des Staates in ein unmittel- 
bares öffientliches Frage- und Antwortspiel zwischen wirt- 
schaftlichen und sonstigen Kulturinteressen verwickelt wird. 
Geistige Kultur und wirtschaftliche Entwicklung beeinflussen 
sich gegenseitig; jede muss aber ihre eigenen Lebensbe- 
dingungen haben, aus selbständiger Kraft bestehen und 
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wirken. Ebenso haben im Staatsleben die politischen und 
wirtschaftlichen Interessen ihre besonderen Wege. In wirt- 
schaftlichen Fragen tritt die Beweisführung über 
richtiges oder unrichtiges Handeln bald hervor, wirkt 
die weitgehendste Oeflfentlichkeit und Kritik klärend, ist der 
Egoismus das Lebenselement, Dezentralisation im ganzen 
und Unternehmungslust des einzelnen nützlich. Auf po- 
litischem Gebiete bestehen andere Tendenzen, vor allem 
hinsichtlich der Ausschaltung der Einzeltätigkeit. Kurz: 
für den wirtschaftlichen Fortschritt ist nichts gefährlicher, 
als Dienstleistungen wirtschaftlicher Art für politische Par- 
teizwecke. Durch die Vermengung mit politischen Be- 
strebungen werden wirtschaftliche Klassenbewegungen ge- 
fahrlich, und je mehr wirtschaftliche Macht zur Erreichung 
politischer Ziele missbraucht wird, desto sicherer tritt eine 
Gewaltherrschaft ein. In fi'üheren Zeiten ging die Scheidung 
soweit, dass Länder trotz politischer Diktatur an der Spitze 
des wirtschaftlichen Fortschritts im Sinne der persönlichen 
Freiheit stehen, dagegen andere den fi^eiesten politischen 
Prinzipien huldigende Länder der wirtschaftlichen Aus- 
beutung unterliegen konnten. Diesen Gegensätzen hat der 
moderne Staat eine Schranke in dem nationalen Ge- 
samtinteresse als Einheitsmacht für die politischen 
und wirtschaftlichen Ziele gestellt, gleich dem Streben des 
einzelnen nach Einheit seines Lebens. Dem Staat, der 
nicht Nährboden und Schutzwehr für beide Gebiete ist, fehlt 
das Selbstbewusstsein. Dies schliesst jedoch nicht aus, dass 
jedes Gebiet für sich tätig bleibt, gleichviel welche Wand- 
lungen sich auf dem anderen vollziehen; Freunde der 
Macht in politischen Dingen können Gegner wirtschaftlicher 
Unfi'eiheit sein und umgekehrt. Nur muss jeder wirtschaft- 
liche und politische Kampf Halt machen vor dem Lebens- 
interesse des Staates. Im übrigen wird die wirtschaft- 

2* 
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liehe Entwieklung, je weniger sie sich von der persönlichen 
Freiheit entfernt, desto weniger ein Spielball politischer 
Partei- und Machtströmungen sein. Ohnedies steigt ihre 
Bedeutung im modernen Staat derart, dass ohne Förderung 
der wirtschaftlichen Interessen keine politische Gewalt ge- 
deihen kann, und selbst bei der höchsten Kraftentfaltung 
der Staaten — dem Kriege — die wirtschaftlichen Zwecke 
im Vordergrund stehen. Andererseits dürfen wirtschaftliche 
Vorteile durch politische Nachteile nicht erkauft werden, 
und müssen alle wirtschaftlichen Interessen zurücktreten, 
wenn es sich um die Wahrung der nationalen Selbständig- 
keit des Staates handelt. 

b) Das Gesetz des Möglichen. 

Eine traurige Schöpfiing der modernen Bewegung ist 
die Kompromisssucht, d. i. die Versöhnung des- 
jenigen, was unversöhnbar ist, durch Scheinvergleiche, gleich- 
viel ob aus Unselbständigkeit oder aus übertriebenem Taten- 
drang. Dazu kommt die Falschheit, sich aus taktischen 
Gründen einem Extrem anzuschliessen, um das Gegenextrem 
durch Mehrheit zu Fall zu bringen. Mit diesem Missbrauch 
der persönlichen Freiheit, der die Einheit und Geschlossen- 
heit der Gesetzgebung untergräbt, und das öffentliche Leben 
der Täuschung und Intrigue preisgibt, hat die Konzentrierung 
der Tatkraft auf das Mögliche und Erreichbare als die 
Waffe der persönlichen Freiheit zur Bekämpfung des Un- 
reifen, Uebertriebenen und Brutalen nichts zu tun. Die ex- 
tremen Parteien muss man dulden, aber nie zur Herrschaft 
gelangen lassen; sie drängen über Gleichmacherei zur al- 
leinigen Herrschsucht und schliesslich zum Ende aller Eiferer : 
Enttäuschung und Pessimismus, Umkehr oder Untergang. 
Ihnen gegenüber muss man das Entweder — Oder in Be- 
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zug auf Nebenpunkte, Taktik und Zeit abwehren und unter 
den gegebenen Verhältnissen vernünftig handelnd mit Ge- 
duld das Gleichgewicht gegen zufallige Hast erkämpfen 
und verteidigen. Die Vergänglichkeit der Dinge sorgt schon 
für Bewegung. Nur reife Ideen bezwingen den Gegner 
und nur wer zur rechten Zeit unbekümmert um die 
Frage »Was kommt morgen an die Reihe« und ohne pe- 
dantische Anwendung des Satzes: »Principiis obsta« Ja oder 
Nein sagt, nützt. Das Gesetz des Möglichen, gleich 
entfernt von Tollkühnheit und Ueberhastung wie von Mut- 
losigkeit und Trägheit tritt da in Geltung, wo zur rechten 
Zeit und im richtigen Verhältnis zum ganzen gehandelt 
wird; es verkörpert das zur Ausführung Reife und hat 
die stufenweise Entwicklung der Probleme gegen jeden 
Terrorismus auf die Gefahr hin zu schützen, dass sie zeit- 
weise durch reaktionäre oder revolutionäre Krisen gehemmt 
wird. Die Dinge stossen sich und ihr Selbstausgleich 
wird durch die Verkettung von Umständen erschwert, 
deren Wegräumung eine Pflicht ist. Nicht wenn sie schritt- 
weise vorwärts gehen, sondern wenn sie stehen bleiben, 
oder die Unterdrückung statt Mässigung der Leidenschaften 
erstreben, verkommen Menschen und Völker, und müssen 
der Gewalt überlassen, das zu tun, was sie im regelmässigen 
Fortschritte zu leisten versäumt haben. Namentlich in 
technischen Umwälzungsperioden beugt die Klugheit sich 
der Logik geeigneter Uebergangsformen unbekümmert dar- 
um, dass späteren Zeiten als Schwäche erscheint, was 
seinerzeit vollberechtigt war, und als Mutlosigkeit gilt, was 
Abwehr des Sprunghaften ist. Vor allem ist das Nach- 
laufen hinter extremen Strömungen aus taktischen Er- 
wägungen, nur um in der Mehrheit Figur zu sein, äusserst 
bedenklich. Wenn die auf die Durchführung des unter ge- 
gebenen Verhältnissen Erreichbaren gerichtete Willens- und 
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Tatkraft ihre Ziele unermüdlich aktiv verfolgt, und den 
Kampf nicht durch Macht unterdrückt, sondern tätig auf- 
nimmt, wird sie den dauerhaften Fortschritt bringen. 
Reif sein — ist alles. 

Als allgemeine Richtpunkte können folgende Sätze 
dienen: 

1. Die persönliche Freiheit darf kein Privileg einer 
Mehrheit sein; ihre Vorzüge sind der Wille zur Verstän- 
digung, der Schutz des Schwächeren und der Minderheit; 
sie darf von der Unterordnung absehen, soweit sie zum 
Besseren führt, und keiner Beschränkung unterworfen wer- 
den, die zur Unfreiheit des Besseren führt. Wo das Bes- 
sere liegt, lässt sich in seiner Wirkung erkennen. 

2. Der einzelne darf nur, soweit er die Folgen tragen 
will, tun, was er kann, und muss selber das gewärtigen, 
was er anderen gegenüber betätigt. Daher ist in der Ge- 
setzgebung die Wiedervergeltung als Warnung gegen Ueber- 
griffe statthaft, aber nicht auf Kosten Unbeteiligter. 

3. Unbeschadet der Gleichheit im Recht sind Sonder- 
interessen durch Sonderleistungen auszugleichend Zug um 
Zug, nicht alles in einem Verpflichtungskreis. 

4. Jeder schöpferischen Kraft, auch der geringsten, ge- 
bührt der Vorzug vor den rein negativen Grössen. Wer 
nachhaltigen Erfolg erzielt, hat die Vermutung der Be- 
rechtigung zum Handeln für sich. 

c) Wirtschaftliche Gesetzgebung und Verwaltung. 

Hier steht die moderne Gesellschaft vor ihrem schwie- 
rigsten Problem, dem Verhältnis des aus der politischen 
Entwicklung hervorgegangenen allgemeinen gleichen Wahl- 
rechts zu der Verschiedenartigkeit der Berufs- und Lebens- 
interessen in der wirtschaftlichen Entwicklung. Auf p o - 
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litischem Gebiete herrschen Parteibildung, Streben nach 
Alleinherrschaft oben, nach allgemeiner Gleichheit unten, 
auf dem wirtschaftlichen dagegen die Notwendig- 
keit parteiloser Elastizität und der Bewegungsfreiheit für die 
sich widersprechenden Interessen, — dort Parteidisziplin, 
hier persönlicher Unternehmungsgeist, dort kein Schutzder 
Minderheit, sondern die Macht, hier das Bedürfnis eines 
neutralen Bodens für gerechte Entscheidungen zum Schutze 
der Schwachen. Das allgemeine gleiche Wahlrecht schaflPt 
für das wirtschaftliche Gebiet eine unüberbrückbare Kluft, 
weil es den Vorrang der Tüchtigkeit im Berufe verneint 
und durch das Uebergewicht der Menge zum Ausschluss 
berechtigter wirtschaftlicher Interessensphären führt. Stets 
muss es in dem Wirtschaftskörper organisch entstan- 
dene und tätige, von vorübergehenden Strömungen un- 
abhängige Berufs-Gruppenbildungen mit festen Traditi- 
onen geben — nicht im Sinne des Kastengeistes, sondern 
als Vertreter der Eigenart — , denen die Führerschaft für 
eine vernünftige weiterbauende Tätigkeit obliegt und die 
gleich jeder Gattung je nach ihrer Tüchtigkeit leben oder 
sterben. Fehlt der Einfluss der Berufstätigkeit auf die wirt- 
schaftliche Gesetzgebung, so wird diese bureaukratisch oder 
radikal und in jedem Falle von den Schattenseiten der 
parlamentarischen Tätigkeit — Einseitigkeit, Kompromiss- 
sucht, Unklarkeit, Kasuistik, Misstrauen in die Exekutive, 
Uebermenge von Kontrolle — beherrscht, und dem ge- 
heimen Interesseneinfluss auf versteckten, schwer greifbaren 
Wegen ausgeliefert. Lässt sich noch von dem Willen 
des Gesetzgebers als Quelle der Rechtssprechung und 
Verwaltungstätigkeit sprechen, wenn in den Parlamenten 
die wichtigsten Gesetzesbestimmungen durch eine oft ganz 
geringe Zufallsmehrheit oder durch aus ganz anderen Er- 
wägungen entstandene Kompromisse in das Gesetz kommen? 
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Kann man von einer Geschlossenheit der Gesetzgebung 
als Grundlage des öffentlichen und privaten Rechtsver- 
kehrs reden, wenn Lücken, Widersprüche und Zusam- 
menhanglosigkeit nicht selten sind? Die einseitigste, der 
Parteileidenschaft nützlichste parlamentarische 
Form ist das Einkammersystem. Aber auch eine gleich- 
berechtigte überwiegend durch Berufswahlen 
gebildete Kammer neben dem aus allgemeinen gleichen 
Wahlen hervorgehenden Parlament (Ober- und Unterhaus, 
Senat und gesetzgebender Körper, erste und zweite Kam- 
mer) ist kein genügendes Gegengewicht für die Kardinal- 
frage, die technische Einheit der Gesetzgebung und die 
scharfe Scheidung in der Zuständigkeit der Gesetze und der 
Verwaltung. Ihre Tätigkeit kann Schlimmes verhüten, auch 
für die Wahrung berechtigter Tradition sorgen, aber in der 
Hauptsache wird sie sich auf die Annahme oder Ab- 
lehnung en bloc, oder auf die Austragung einzelner wich- 
tigen Prinzipienfragen beschränken, wenn nicht ständiger 
Konflikt oder Unterwerfung ihr Los ist. 

So entsteht die Frage: Ist ein die rein wirtschaftlichen 
mit den politischen Fragen verschmelzendes, auf dem allge- 
meinen gleichen Wahlrecht beruhendes einheitliches 
parlamentarisches System oder eine Sonderbehand- 
lung beider Gebiete berechtigt? Sie muss zu Gunsten 
der letzteren Lösung entschieden werden. Ein grosses aus 
allgemeinen Wahlen hervorgehendes Parlament sollte in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten keine Alleinherrschaft, son- 
dern ähnlich dem Referendum in Staaten mit unmittel- 
barer Volksabstimmung nur ein Einspruchsrecht im gan- 
zen ausüben, und nur allgemeine Grundsätze, keine De- 
tailpunkte feststellen, während Initiative und Gesetzesfor- 
mulierung einer technisch geschulten, aus allen Berufs- 
gruppen gewählten rein wirtschaftlichen Ver- 
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tretung zu übertragen wäre. So kämen in einem grossen 
allgemeinen Volksparlament und einem kleineren von diesem 
unabhängigen wirtschaftlichen Berufsparlament beide In- 
teressen zur Geltung, statt dass heterogene wirtschaftliche 
Elemente unter politischen Schlagworten in einem wider- 
spruchsvollen Agitationskörper zusammengedrängt, wirt- 
schaftliche Fragen als Sprungbrett für politische Machtbe- 
strebungen benutzt, und politische Forderungen wirtschaft- 
lichen Klasseninteressen dienstbar gemacht werden. Nur 
durch eine verfassungsmässige Auseinanderhaltung der beiden 
Gebiete in Gesetzgebung und Verwaltung können die berech- 
tigten Klagen über technische Fehler und Widersprüche, 
über Mangel an Einheit, innerem Zusammenhang und Gross- 
zügigkeit der modernen von politischen Partei- und Zeit- 
strömungen abhängigen wirtschaftlichen Gesetzgebung be- 
seitigt werden. 

Auch volle OefFentlichkeit und Freiheit der Presse bie- 
ten keinen genügenden Schutz gegen Bureaukratie und 
Uebermacht der Verwaltung und des parlamentarischen, 
von Cliquen- und Führerintoleranz beherrschten modernen 
Parteiwesens. Warum soll in einer Zeit, die mit Recht ver- 
langt, dass überall die Entscheidung sachverständigen, im 
praktischen Leben stehenden Berufsorganen, statt doktrinären 
Einrichtungen anvertraut wird, in der höchsten wirtschaft- 
lichen Instanz, dem gesetzgebenden Körper nicht für alle 
wirtschaftlichen Gruppen unbeschadet eines fi'eien Wahl- 
rechts innerhalb derselben ein Mitwirkungsrecht gesichert 
werden? Wie soll ohne solche Mitwirkung das Ziel : »Weniger 
Gesetze, bessere Sitten« erreicht, und der modernen Gefahr: 
»Ueberzahl der Gesetze und Verdrängung der Tüchtigkeit 
im einzelnen durch die Mittelmässigkeit in der Menge« 
vorgebeugt werden? Die Geschichte lehrt, wie häufig die 
politisch freiesten Staaten auf wirtschaftlichem Gebiete le- 
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diglich einseitigen Klasseninteressen dienten, und der Fehler 
ist gleich gross, wenn es sich um Einseitigkeit gegenüber den 
sog. oberen oder unteren Klassen handelt. 

Als Vorbild für die Scheidung der beiden Gebiete kann 
im allgemeinen die in den obersten Verwaltungsinstanzen 
der meisten Kulturstaaten bestehende Ressortteilung dienen, 
wobei die in das wirtschaftliche Leben tief eingreifende, und 
von diesem abhängige Steuergesetzgebung zu den wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten zu zählen ist. 

Was die Gesetzgeb ung auf wirtschaftlichem Gebiet 
betrifft, so sind die Gesetze nutzloses Räderwerk, wenn sie 
nicht in den lebendigen Besitz der Menge übergehen, und 
die Tüchtigen zum Ausbau anregen. Es empfehlen sich: 

a)Ermittlungs- und Uebergangsgesetze 
zur Feststellung des Bedürfnisses. Ist in der 
Grundlage ein Fehler, sind Einzelvorzüge wirkungslos ; bes- 
ser kein Gesetz als ein schlechtes. Neid, Missvergnügen und 
die Lust, für die aus einer schlechten Gesetzgebung gezo- 
genen Vorteile bei der Reform Sühne zu üben, sind für die 
Gesetzestätigkeit ebenso schädlich, wie Gelegenheitsgesetze. 
Namentlich sind, sofern die technischen Vorfragen noch 
nicht genügend klar liegen, nicht Gesetze, sondern auf den 
Einzelfall berechnete Verwaltungsanordnungen am Platze. 

b) Spezialgesetze, sofern nicht unzweifelhaft ein 
allgemeines Bedürfnis besteht. Das öffentliche Recht, das 
die Pflichten der einzelnen bestimmt, soll weniger durch 
Gebote, als durch Verbot dessen, was über die Rechte der 
persönlichen Freiheit hinausgeht, wirken, die Freiheit nicht 
reglementieren, sondern durch Schutzvorrichtungen gegen 
Missbrauch sichern. Ein auf die gegenwärtigen Bedürfhisse 
sich beschränkendes Gesetz ist nützlicher, als ein bahnbre- 
chendes Gesetz auf unsicheren Grundlagen. 

c) Die Gesetze sollen sich aufdie Grund- 



— 27 — 

linien beschränken, nur andeuten, nicht ausführen, 
und gemeinverständlich im Ausdruck sein. Statt die Wirk- 
lichkeit in starre Formen zu pressen, muss man mehr der 
freien Erkenntnis und Tüchtigkeit der Spruchorgane und 
Verwaltung vertrauen. Das »Wie« der Ausführung kann 
ein schlechtes Gesetz erträglich, ein gutes wirkungslos ma- 
chen. 

Für die Verwaltung ist oberster Grundsatz, dass 
die Selbständigkeit da besteht, wo die Verantwortung liegt. 
Wenn der Kopf zu gross , die Füsse zu klein sind , über- 
wuchert oben Prinzipien-, unten persönlicher Streit, und je 
grösser die häufig aus parlamentarischem Misstrauen ent- 
springende Zentralisation ist, desto stärker ist die Abhängig- 
keit von Tagesmeinungen und Interessen. Von der Tüch- 
tigkeit der äusseren Vollzugsorgane ist das Verständnis der 
Gesetze in der Bevölkerung abhängig, wie überhaupt in der 
Kunst des Individualisierens das Geheimnis des Erfolgs jeder 
öfifentlichen Tätigkeit liegt. Im übrigen gelten als wichtige 
Verwaltungsgarantien : Scharfe Begrenzung der Gewalten vor- 
behaltlich der festen Einheitlichkeit in der Leitung, tun- 
lichste Trennung der wirtschaftlichen von der politischen 
Verwaltung, Beteiligung der wirtschaftlich Tätigen in allen 
Instanzen, namentlich auch der Techniker, deren Verwen- 
dung nur als Sachverständige statt bei der Entscheidung 
eine schwere Rückständigkeit ist, Ausschluss aller Sinekuren, 
weitgehende Oeflfentlichkeit im Gegensatz zu der gefahr- 
lichsten Waffe der Bureaukratie, der Geheimtuerei, und die 
Pflicht der Begründung. Die in der modernen Verwaltung 
bevorzugten Kommissionen von Sachverständigen werden 
in der Regel zwar wenig Neues schaffen, wohl aber indi- 
viduelle Gedanken verarbeiten, Tradition und Kritik aus- 
gleichen. Für die verwaltungsrechtlichen Organe 
genügt äussere Unabhängigkeit nicht; zur Unparteilichkeit 
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muss Sachkenntnis kommen, ein einsichtsloser Spruch ist 
nicht weniger gefahrlich, als ein beeinflusster. Schutz der 
Persönlichkeit, Milde bei entschuldbarer Tat, Strenge bei 
persönlicher Schädigung, und Fortentwicklung der gesetz- 
lichen Grundbestimmungen im Geiste der Zeit statt auto- 
matischer Handhabung kommen in erster Reihe in Betracht. 

4. Grundlegende Fragen für die persönliche 

Freiheit. 

a) Besitz und Nichtbesitz. 

Die Arbeit unter eigener Verantwortlichkeit 
setzt voraus, dass der Lohn der Arbeit in den E i g e n b e- 
s i t z und das Verftigungsrecht des Arbeiters übergeht. Die 
wirtschaftliche Notwendigkeit ist der Ausgangs- 
punkt für die rechtliche Zulassung des Privatbesitzes ; er ist 
kein Mandat der Gesellschaft, sondern die höchste Verkör- 
perung des Einzelwillens, die unentbehrliche Garantie der 
Selbständigkeit des einzelnen. Die technische Vervollkomm- 
nung der Wirtschaftsmethoden führte aus den unbeholfenen 
korporativen Frühperioden zur Einzelproduktion, aus den 
primitiven Formen des Gemeinbesitzes zum Sonderbesitz; 
die Beseitigung des Einzelbesitzrechts, als Motor der Arbeit 
und Grundlage der persönlichen Freiheit, wäre der grösste 
Rückschritt der Menschheit. Der Inhalt dieses Besitzrechtes 
ist aber keineswegs eine unabänderlich feststehende Rechts- 
norm, sondern eine der Bewegung unterworfene, durch die 
Gesetzgebung im Anschluss an die wirtschaftliche Entwick- 
lung zu formulierende Ordnung. Es gab nie einen unbe- 
schränkten Einzelbesitz. Dass ihm der Rechtsschutz zur 
Seite steht, ist nicht entscheidend; es kommt auf seine 
wirtschaftliche Stellung an. Ohne tatsächliche Brauchbar- 
keit ist der Rechtstitel bedeutungslos. Zweck des Besitzes 
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ist seine Nutzbarmachung, die Rente, also ein ganz von der 
Gestaltung der wirtschaftlichen Entwicklung abhängiger Vor- 
gang. Je nachdem sich die verschiedenartigen wirtschaft- 
lichen Anschauungen über die Bildung des Arbeitslohns, 
aus dem der Besitz entsteht, und die sozialen Bedingungen 
fiir seine Nutzbarmachung, ferner über die Voraussetzungen, 
die die Besitzübertragung unter Lebenden und im Todesfalle 
(Erbrecht) und vor allem über die dem Besitz aufzulegen- 
den Lasten für öffentliche Zwecke aller Art erweitern oder 
verengern, wird der Privatbesitz in der Volkswirtschaft eine 
veränderte Bedeutung und im Rechte eine veränderte Ge- 
stalt haben. 

In der Beweglichkeit dieser Punkte liegen die Mittel zu 
den Reformen ausgleichender Gerechtigkeit durch Abstellung 
entstandener Missbräuche und Uebergriffe, die Quellen des 
Fortschritts mit der Aufgabe: 

Wenn es erschwert oder nicht mehr möglich ist, Besitz 
durch Arbeit zu erwerben, weil die bestehenden Besitzrechte 
gegenüber der Arbeit übermächtig sind, so verstösst eine 
solche Ordnung als unwirtschaftlich gegen den inneren 
Rechtfertigungsgrund des Besitzes und es muss Abhilfe ge- 
schehen. 

Alle wichtigen Punkte der Wirtschaftsordnung wirken 
auf das Besitzsystem zurück; je grösser die Zahl derjenigen 
ist, die sich an der Bildung von Besitz beteiligen können, 
je mehr dieser durch UnWirtschaftlichkeit verloren, durch 
Wirtschaftlichkeit gewonnen und zur Prämie für die Tüchtig- 
keit erhoben wird, desto lebensfähiger ist die Wirtschafts- 
ordnung. Artet dagegen der Besitz zum Privilegium ein- 
zelner Klassen aus oder machen sich Auswüchse der Spe- 
kulation im Verkehr mit unbeweglichem oder beweglichem 
Besitz geltend, so sind Reformen im Interesse der Tüchtig- 
keit und Ehrüchkeit auf allen Punkten namentlich in Bezug 
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auf die Einkommensverteilung, das Erbrecht, die Belastung 
für die öffentlichen Bedürfnisse und nötigenfalls auch hin- 
sichtlich der öffentlichen Vorrechte gegenüber dem Privat- 
besitz geboten. 

Auf steigenden Gewinn durch Fortdauer einer bestehen- 
den Ungerechtigkeit hat der Besitz ebensowenig Anspruch 
als auf den Zuwachs überhaupt. Der wichtigste Punkt be- 
triflPt das Erbrecht als Voraussetzung für die unentbehr- 
liche Einrichtung der Familie; diese ist die natürliche 
Vermittlerin der wirtschaftlichen und sittlichen Erziehung 
des Menschengeschlechtes, der Anschauungen der Gegen- 
wart an die Zukunft, nicht stets in gutem, überwiegend aber 
im mässigenden Sinne, die natürliche gesellschaftliche Teilung 
und nächste Stütze der individuellen Verantwortlichkeit. 
Dem Zweck der Familie entspricht die möglichst voll- 
ständige wirtschaftliche Gemeinschaft und Einheit in Erwerb 
und Besitz. Mit dem Erbrecht steht und fällt die 
Familie. Nicht weil die Gesellschaft ein Erbrecht sichert, 
ist der einzelne erbfähig, sondern kraft des Verfügungs- 
rechtes des Erblassers über seinen Besitz, das die Gesell- 
schaft rechtlich sichern muss, wenn sie nicht die Familie 
als Vermittlerin zwischen Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft, als Pflegerin der stufenweisen Entwicklung auf- 
geben will. Nicht ein Machtspruch, innere Notwendigkeit 
ist der Ursprung des Erbrechts. Der Besitz an dem Ar- 
beitsertrag muss infolge der zeitlichen Begrenzung des 
menschlichen Lebens über die Person des Arbeiters er- 
hoben werden. Weshalb soll der Vorteil daraus, dass 
eine Generation gespart und Saaten angelegt hat, deren 
Früchte sie nicht selbst geniessen konnte, der folgenden 
Generation als Gesamtgeschenk zufallen, statt denjenigen, 
zu deren Gunsten die Urheber verfügen wollen? Ist dieses 
Verfügungsrecht über das Leben hinaus nicht die Vertiefung 
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des durch die zeitliche Beschränkung des Lebens begrenz- 
ten Erwerbs, das Mittel, durch das in der aufwärts schrei- 
tenden Entwicklung das scheidende Individuum einen Ein- 
fluss in seinem Sinne sicher stellen kann, der höchste Lohn 
der persönlichen Freiheit? Würde nicht ohne Erbrecht der 
Zufall der Lebensdauer entscheidend für die Bedeutung des 
Besitzes sein und das edelste Motiv, den Genussverzicht zu 
Gunsten anderer untergraben? 

Nicht um die Beseitigung des Erbrechts handelt es sich, 
sondern um seine Ausbildung als Mittel zur Beeinflussung 
der Besitzentwicklung durch seine vernünftige Gestaltung 
im Privatrecht. Die Fragen, inwieweit die gesetzliche Erb- 
folge eine obligatorische Teilung oder das Einzelerbrecht 
bevorzugt, die Pflichtteile bemessen, das Erbverhältnis 
zwischen Kindern und überlebenden Ehegatten geregelt, die 
Seitenverwandten berücksichtigt werden, der Freiheit testa- 
mentarischer Verfügung Schranken zu ziehen sind u. s. w., 
können namentlich bei dem unbeweglichen Besitz tief ein- 
greifen. 

Ebensowenig wie die Einkommensverteilung, d. h. die 
Auseinandersetzung zwischen Arbeit und Besitz darf die 
Erbfolge im Besitz ein Hemmnis für die gerechte Wertung 
der Ansprüche der Arbeit sein. 

Dieser Gesichtspunkt ist auch entscheidend für die 
Frage der finanziellen Belastung des Besitzes und seiner 
Bentabilität für öffentliche Zwecke. Solange in der Haupt- 
sache der Grundbesitz herrschte, wurden ihm die öffent- 
lichen Lasten vorzugsweise aufgebürdet, wie auch die öffent- 
lichen Einrichtungen seinen Interessen vorzugsweise dienten. 

Die moderne Wirtschaftsordnung sieht sich dagegen 
angesichts der rapiden Entwicklung des beweglichen Ka- 
pitals vor die grosse Aufgabe gestellt, eine gerechte Ver- 
teilung der öffentlichen Lasten zwischen dem unbeweglichen 



— 32 — 

und beweglichen Besitz vorzunehmen und behufs Abwehr 
kapitalistischer U ebermacht über die Arbeit die gemein- 
nützigen öffentlichen Einrichtungen ganz erheblich zu 
steigern und dadurch die öffentlichen Lasten beträchtlich zu 
vermehren. Ja, die Frage der unbegrenzten Steigerung der 
öffentlichen Einrichtungen auf allen Gebieten, namentlich 
in den Kommunalverbänden zu Gunsten der Nichtbesitzen- 
den auf Kosten der Besitzenden wird geradezu der Brenn- 
punkt der modernen sozialen Entwicklung; sie ist um so 
schwieriger, als die Grundbedingungen des unbeweglichen und 
beweglichen Besitzes verschiedenartig sind. 

Ersterer ist an feste Verhältnisse gebunden und für die 
Macht des Staates stets greifbar; letzterer unterliegt dem Wan- 
del, dem freien Wechsel mit internationaler Tendenz. Der 
Reinertrag aus dem unbeweglichen Besitz kann bis zum Null- 
punkt sinken, was das heilende Eingreifen der Wirtschafts- 
politik kategorisch erfordert. Dem beweglichen Besitz ist da- 
gegen die Rente für absehbare Zeit im allgemeinen gesichert, 
weil die progressive Steigerung der öffentlichen Einrichtungen 
eine Vermehrung der zinsbringenden öffentlichen Schuldauf- 
nahmen im Staate und allen seinen Unterverzweigungen 
mit sich bringt. Ob die kommenden Generationen in der 
Lage sind, diese Verpflichtungen einzulösen oder Katastro- 
phen entgegengehen, mag dahin gestellt sein. Richtig ist, 
dass den Perioden mit grosser durch technische Umwälzun- 
gen bedingten Kraftanstrengung solche der Sammlung und 
Ausgleichung folgen. Jedenfalls rechnet die gegenwärtige 
Reformperiode mit der regelmässigen Abwicklung in der 
Zukunft, aber die Gefahr, dass diese versagt, sollte ein War- 
nungsruf gegen Uebertreibung sein. Indessen, gegen die 
Konsequenzen der technischen Vorwärts-Entwicklung und 
ihrer Unternehmungslust ist die fortschreitende Menschheit 
machtlos ; sie muss ihr folgen, auf die Gefahr hin, dass die 
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Zukunft die Ueberspannung der auf sie gezogenen Wechsel, 
die Ueberhastung der Vergangenheit durch eigene Enthalt- 
samkeit oder gewaltsame Lösung zu Ungunsten des Besitzes 
büssen muss. Kein Wirtschaftssystem kann diese UnvoU- 
kommenheit der sprungweisen Entwicklung menschlicher 
Tätigkeit verhindern ; Vernunft kann nur schädliche Ueber- 
treibung verhüten. 

b) Die wirtschaftlichen Vereinigungen. 

»Das Wesen einer Vereinigung bleibt eine Verletzung 
des gemeinschaftlichen und eine Hervorkehrung des ein- 
seitigen Interesses« (Scharnhorst). Dieser Satz klingt paradox 
im modernen Zeitalter der wirtschaftlichen Vereinigungen 
jeglicher Art und dennoch trifil er auch heute noch für manche 
Koalitionsbestrebungen den Kern der Beziehungen zwischen 
persönlicher Freiheit, Vereinigung und Staat. Die wirtschaft- 
lichen Vereinigungen sind Gruppen lebensfähiger Gattungen 
unter Gleichgesinnten und Gleichstreben- 
den, verschieden nach Zweck, Form und Ausdehnung. 
In dem auf freier Erkenntnis beruhenden gleichen 
Interesse der Unterordnung beruht ihre prinzipielle Ver- 
schiedenheit gegenüber den sozialistischen Bestrebungen 
auf Zusammenballung ungleicher Interessen durch 
Zwang. Mit der Stärkung der Individualkraft und der 
Ergänzung der Selbsthilfe tritt ein durch vereinte Kraft 
gestärkter Egoismus in Tätigkeit, der überaus segensreich 
wirken, aber durch Häufung der Konflikte, durch Ueber- 
macht und Monopolgelüste auch eine Gefahr für die per- 
sönliche Freiheit der übrigen und für die Schwächung des 
Staates als Beschützer der persönlichen Freiheit aller werden 
kann. Die wirtschaftliche Vereinigung kann Arznei und 
Gift, Fortschritt und Rückschritt sein ; jedenfalls ist es eine 

▼ on Schraut, Persönliche Freiheit. 3 
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Verirrung, das Gesellschaftsprinzip, das für den einzelnen 
vielfach eine Durchgangsstufe bildet, Mutlose nicht in Willens- 
starke verwandelt und im Unglück häufig versagt, als Seele 
des ganzen Wirtschaftslebens zu betrachten, eine genossen- 
schaftliche Wirtschaftsordnung als Endziel anzustreben. 

Von vornherein stehen ausser Diskussion die Be- 
rufs- und alle sonstigen Vereinigungen, die nur die För- 
derung der gemeinschaftlichen wirtschaftlichen Interessen 
auf dem Gebiete der Produktion und Konsumtion, die 
Hebung der Kredit-, Spar- und Leistungsfähigkeit der 
Mitglieder ohne Eingriff in ihre Selbständigkeit bezwecken. 
Ihr Nutzen liegt auf der Hand; die korporative Berufs- 
gliederung ist wie das gesamte, die freie Tätigkeit der 
Mitglieder fördernde Genossenschaftswesen auf 
dem grossen Arbeitsfeld und bei den wechselnden Kon- 
junkturen der modernen Volkswirtschaft als Stütze des ein- 
zelnen eine unbedingte Notwendigkeit. Nur darf das Ver- 
trauen auf die Hilfe anderer nicht an Stelle des eigenen Ver- 
trauens treten, die Genossenschaftskasse nicht Notstands- 
kasse werden. Dass alle Mitglieder einer Genossenschaft 
gleiche Rechte und Pflichten haben, ist nicht erforderlich. 
Ihre Lebensfähigkeit im einzelnen hängt davon ab, dass 
den Mitgliedern die Kontrolle möglich ist, die Tüchtigen 
die Führung haben, das Interesse der Minderheit geschützt, 
der Teilnahmslosigkeit der Mitglieder entgegengetreten und 
die Konzentrierung auf den Geld-Vorteil nicht als alleinige 
Aufgabe behandelt wird. Soweit sich die Genossen persön- 
lich übersehen können ist unbeschränkte Haftung, in allen 
anderen Fällen beschränkte Haftung am Platze. Im übri- 
gen tritt der in jfrüheren Zeiten in den Vordergrund gestellte 
Erziehungszweck im Interesse der Selbsthilfe nunmehr 
gegen die Sicherheitsjfrage in den Hintergrund. 

Andere Gesichtspunkte kommen für den Staat und die 
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persönliche Freiheit, die im Staate ihren Beschützer suchen 
muss , bei den Koalitionen in Betracht , deren Zweck 
auf den Kampf mit den gegenüberstehenden 
Interessen gerichtet ist, z. B. den Unternehmer- und 
Arbeiterkoalitionen für die Austragung der Streitpunkte über 
Arbeitsbedingungen, Lohnverhältnisse u. s. w. Selbstredend 
ist derartigen Vereinigungen auf wirtschaftlichem 
Gebiete freie Bahn zu lassen. Aber die Möglichkeit besteht, 
dass durch Druck auf die ausserhalb der Koalition Stehen- 
den die persönliche Freiheit dieser verletzt, durch Gesetz- 
umgehungen oder Verquickung mit politischen Bestrebungen 
und Hereinziehung internationaler Einflüsse das Interesse 
des Staates in Mitleidenschaft gezogen und zum Eingreifen 
sei es auf wirtschaftlichem Gebiete oder durch Handhabung 
der Befugnisse zur Wahrung der öffentlichen Ordnung in 
mehr oder minder grossem Umfange veranlasst wird. 
Immerhin beziehen diese Koalitionen sich in der Haupt- 
sache auf Spannungen vorübergehender Art, die nur Spezial- 
interessen einzelner Kreise, aber nicht die Grundlagen des 
Ganzen berühren. 

Weit tiefer gehende Bedeutung kommt der mit den 
technischen Fortschritten in Kraft-, Raum- und 
Zeitausnutzung im engen Zusammenhang stehenden Tendenz 
zu, durch Bildung grosser, kapitalkräftiger Unternehmer- 
vereinigungen Produktion, Lohn und Preisbewegung, 
sowie die vielgestaltigen Verzweigungen des Handels auf 
dem Wege privater Selbsthilfe von dem Widerstreit der 
Einzelinteressen unter sich loszulösen und in eine festge- 
gliederte gemeinsame Interessenorganisation zu bringen. 
Sind diese grossen Syndikate und Kartelle nicht Gesell- 
schaftsformen, die durch Schaffung leistungsfähiger Zentral- 
punkte an Stelle der zersplitterten und kurzsichtigen Tätig- 
keit der Einzelunternehmer Ordnung in die Produktion 

3* 
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bringen, Lebensfähiges erhalten, Minderwertiges verdrängen 
und die Zügellosigkeit des Wettbewerbs bekämpfen können, 
ohne sein Wesen zu zerstören? Sind sie nicht in der Lage, 
auf nationalem und internationalem Gebiete die Produktion 
zu ordnen und dahin zu verlegen, wo sie nach der Ent- 
wicklung der Technik die natürlichsten und rentabelsten 
Vorbedingungen findet, und der schlimmen Neigung ent- 
gegenzuarbeiten, den Rückgang des Gewinns an der Güter- 
einheit durch unrentable Steigerung der Mengenerzeugung, 
Verschlechterung der Qualität und Waghalsigkeit der Spe- 
kulation auszugleichen ? 

Dass die technischen Umwälzungen zunächst von dem 
privaten Unternehmungsgeist in ihren äussersten Konse- 
quenzen nutzbar gemacht werden, ist die berechtigte Kon- 
sequenz der auf der persönlichen Freiheit beruhenden 
Wirtschaftsordnung. Ebensowenig ist zu bestreiten, dass 
die dem gegenwärtigen Stande der Technik angepassten 
Grossassoziationen überflüssigen und nutzlosen Kräfteauf- 
wand beseitigen, die produktive Tätigkeit steigern, sonst 
nicht ausführbare Grossunternehmungen, für die vereinzelte 
Kräfte nicht genügen, verwirklichen, die Stabilität der 
wirtschaftlichen Verhältnisse durch Verringerung der Krisen- 
gefahr befestigen und zu einer Besserung der Einkommens- 
verteilung und Arbeitsbedingungen führen können. 

Aber auch das Gegenteil ist möglich, die Schattenseite 
des Egoismus, der kapitalistische Missbrauch, die Ueber- 
macht der Stärkeren und so bleibt die Frage übrig : Besteht 
ein Staat im Staate? Ist in und neben der Vereinigung im 
Grossen auch die persönliche Freiheit im Grossen und 
Kleinen gewahrt? Beispielsweise: in dem weit verzweig- 
ten Produktionsprozess der Eisenindustrie können durch 
Syndikate und Kartelle die Unternehmungen der Rohstoflf- 
erzeugung (Kohlen und Erze) unter sich die Produktion 
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regeln, ferner mit den Unternehmungen der Ganzfabrikation 
sich über die Produktionsordnung einigen und den Zwischen- 
stufen der Halbfabrikation, sowie den Hilfszweigen die Ein- 
fügung ihrer Betriebe in diese wirtschaftliche Zu- 
sammenfassung des technisch in sich geschlossenen Pro- 
duktionsprozesses erleichtern. Eine derartige Vereinheit- 
lichung kann sozialen und wirtschaftlichen Nutzen bringen, 
Produktionsordner im nationalen und internationalen Ver- 
kehr werden, sofern sie sich in den Grenzen der technischen 
Notwendigkeit hält, gerecht und gut geleitet wird und den 
Arbeiterverhältnissen zu gute kommt. Ist das Gegenteil 
der Fall, wird der Zusammenbruch einer solchen Vereini- 
gung eine Erlösung sein. Hier tritt am schärfsten die Not- 
wendigkeit hervor, zu prüfen, ob nicht der eingangs er- 
wähnte Satz zutrifft und ein Einschreiten des Staates ge- 
boten ist. 

Die persönliche Freiheit kann nie die Ausnutzung eines 
technischen Fortschritts verhindern , aber beanspruchen, 
dass hierdurch ihre Existenzbedingungen nicht verschlech- 
tert, vielmehr verbessert werden. Der einzelne hat keinen 
Anspruch auf eine bestimmte Tätigkeit; aber die Güte der 
Wirtschaftsordnung im ganzen muss jedem eine Stütze für 
sein Streben bieten. 

Die Hauptgefahr der Vereinigungen im Grossen liegt in 
ihrer geldkapitalistischen Ausbeutung, in dem 
wachsenden Einfluss der Stärkeren gegenüber den Schwäche- 
ren innerhalb der Vereinigung, in der rücksichtslosen Be- 
kämpfung der aussen Bleibenden (Koalitionszwang) und in 
der Unterdrückung der Minderheit. Demgegenüber muss 
der Staat gegen jede Ringbildung, die nur einseitigen Kapital- 
interessen dient und nicht zu einer besseren Einkommens- 
verteilung, sei es durch Ordnung und Steigerung der pro- 
duktiven Tätigkeit oder Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
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führt, Stellung nehmen und gegen einseitige Interessen- 
schöpfungen der Mehrheit die Minderheit schützen. Dass 
betrügerischen und schwindelhaften Unternehmungen gegen- 
über ein wirksames Strafrecht einschreiten muss, liegt auf 
der Hand. 

Besonders verderblich ist die Vereinigung des G e 1 d- 
kapitals zum Eingriff in die Produktion aus vorübergehen- 
dem Spekulationsinteresse ohne Rücksicht auf die Solidität 
und Dauerhaftigkeit des Betriebes. Derartige auf raschen 
Gewinn im Grossen berechnete Tagesgründungen sind der 
gefährlichste Gegner regelmässiger Mittel- und Kleinbetriebe ; 
sie erschweren ihnen die Rentabilität und die Möglichkeit, 
sich an der Kapitalansammlung im Kleinen, diesem Lebens- 
element einer befriedigenden Gesamtlage, zu beteiligen. Im 
übrigen hat das öflFentliche Recht nicht die Aufgabe, zu be- 
stimmen, was die wirtschaftlichen Vereinigungen tun sollen, 
sondern soll bestimmen, was sie nicht tun dürfen; es soll 
die Grenzen zur Wahrung der Konkurrenzfreiheit, der Be- 
wegungskraft aller Dinge und Beschützerin des Konsums 
ziehen und Garantien gegen Uebervorteilung und Täuschung 
verlangen. Zunächst ist weitgehende Oeffentlichkeit 
über Zweck und Geschäftsführung (mit Ausnahme der ge- 
heim zu haltenden technischen Einrichtungen und Ver- 
fahrungsweisen), ferner eine Aufsicht hinsichtlich der 
wirklichen Ausführung gesetzlicher Bestimmungen erforder- 
lich. Die Handhaben gegen Missbrauch liegen auf dem 
Gebiete der Handels- und Verkehrs-, Steuer- und Zollpolitik, 
auf letzterem namentlich, soweit es sich um die inter- 
nationalen Beziehungen handelt, die unter Umständen 
bei kapitalmächtigen internationalen Kartellen die auswärtige 
Wirtschaftspolitik der Staaten stark durchkreuzen können. 
Die grösste, wenngleich nur vorübergehende Gefahr bringen 
internationale Riesentrusts, die durch aussergewöhnliche 
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Spekulations- und Kapitalskraft einzelner Persönlichkeiten 
zum Teil mit fiktiven Werten veranlasst sind und mit 
diesen Gründern stehen und fallen. Im übrigen ist jeweils 
nach den gegebenen Verhältnissen zu prüfen, inwieweit dem 
Gesetz der grossen Zahlen als Ausgleich vielgestaltiger Ri- 
siken Schranken gezogen werden müssen, ohne Zwerg- 
organisationen oder Mittelmässigkeit zu begünstigen. Je nach 
der weiteren Entwicklung können manche Einrichtungen 
firüherer Wirtschaftsperioden, die beseitigt werden mussten^ 
weil ihre Formen sich überlebt hatten, in neuen den mo- 
dernen Organisationen entsprechenden Arten wieder zur 
Geltung kommen. 

c) Das Versicherungsproblem. 

Alles menschliche Handeln ist unvollkommen insofern, 
als es dem unverschuldeten Zufall unterworfen ist, d. h. 
der nicht erkennbaren Verkettung von Ursachen und Wir- 
kungen, der aus dem Ineinandergreifen der Verhältnisse 
entstehenden höheren Gewalt und ihrem Niederschlag, 
dem Risiko, das dem einen Vorteil, dem anderen Scha- 
den bringt. Keinem wirtschaftlichen System, auch keinem 
kommunistischen ist es mögUch, dieses nicht aus eigeneim 
Verschulden entstehende Ungewisse, dessen Wirkungen 
denjenigen des Spieles gleichen, zu beseitigen ; es lässt sich 
nur einschränken und mildern und darf weder die Willens- 
freiheit lähmen noch als Gegenstand des Vertrauens zur 
Wagehalsigkeit oder zur Trägheit reizen. Allem voran geht 
die Notwendigkeit, durch präventive Einrichtungen die U r- 
Sachen der Unsicherheit einzuschränken, wozu insbeson- 
dere alle Vorkehrungen auf dem Gebiete der Gesundheits- 
pflege, und zur Vermeidung plötzUcher Aenderungen in den 
öffentlichen Einrichtungen gehören. Zur Abschwächung der 
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wirtschaftlichen Folgen dient nur ein Mittel: das Ver- 
sicherungswesen, eine der reifsten Früchte der per- 
sönlichen Freiheit, dessen Wirkung um so ausgedehnter 
sein kann, je gerechter die Einkommensverteilung und je 
grösser der Sparsinn ist. Die Ausgleichung des Wechsels 
der RohstoflFernten , der Schutz gegen das Risiko der Er- 
werbsgelegenheit und des Unternehmungssinnes, der aus 
persönlichen Unfällen (Krankheit, Invalidität u. s. w.) er- 
wachsenden Nachteile — kurz zahllose individuelle und 
allgemeine Interessen drängen dem Versicherungs- 
problem den öffentlich-rechtlichen Charakter auf, und 
machen seine technische Vervollkommnung zu einer 
der bedeutendsten geistigen Angaben. 

Drei Stufen sind zu unterscheiden: 

Die allgemeine im Staate gegebene Gegenseitig- 
keitsversicherung für den Fall der Notlage und Hilfelosig- 
keit aus öffentlichen Mitteln. Je mehr die jfreie 
Wohltätigkeit diesen Dienst für das Ganze besorgt, desto 
besser. Dass, soweit diese nicht ausreicht, eine öffentlich- 
rechtliche Organisation einspringen muss, deren besonderes 
Augenmerk auf die Gefahr der missbräuchlichen Ausnutzung 
und die Haftbarkeit der subsidiär Beteiligten gerichtet sein 
muss, bedarf für die moderne Staatsauffassung keiner be- 
sonderen Rechtfertigung. Für diese öffentliche Armenpflege 
ist eine Rechtsordnung mit fester Begrenzung gegen das 
Gebiet der Versicherung mit Beiträgen der Beteili^n er- 
forderlich. 

Die mittlere Stufe bildet die öffentlich-rechtliche 
Versicherung derjenigen , deren geringes und unregelmässiges 
Einkommen eine Selbstversicherung allein aus eigenen Mitteln 
für die Fälle nicht gestattet, in denen ihre Erwerbstätigkeit 
schwer geschädigt oder vereitelt ist. (Versicherung gegen 
Krankheit, Unfall, Arbeitsunfahigkeit,Erwerbslosigkeit, ausser- 
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dem Alters-, Witwen-, und Waisenfürsorge.) Ohne die Ge- 
währung von Zuschüssen aus öflfentUchen Mitteln und 
seitens des beteiligten Besitzes sind diese Organisationen, 
die eine wesentliche Entlastung der öffentlichen Armen- 
pflege ermöglichen, nicht lebensfähig. Dagegen ist die Frage, 
ob für die beteiligten Arbeitsstufen ein Zwang zum Beitritt 
auszusprechen ist, in erster Reihe eine finanz- und ver- 
waltungstechnische, bei der insbesondere die schärfste Siche- 
rung gegen Täuschung, und die Möglichkeit eines einheit- 
lichen Verfahrens trotz der nötigen weitgehenden Dezen- 
tralisation eine Rolle spielen. Grosse soziale Organisationen 
obligatorischer Art leiden zumeist in der Kleinarbeit an 
starken Mängeln, sie müssen mit Heuchlern und kleinlichen 
Ausführungsorganen rechnen. Als Durchgangsstufe für die 
Erziehung des für solche Organisationen unentbehrlichen 
sozialen Geistes kann der Zwang nützlich sein. Im letzten 
Grund wird aber doch die freiwillige aus der inneren Kraft 
der Beteiligten kommende Mitgliedschaft als Regel und der 
Zwang nur unter bestimmten Ausnahmsvoraussetzungen 
als angezeigt zu betrachten sein. 

In jedem Falle müssen bei diesen Organisationen 
die Versicherten nach Massgabe ihres Interesses und Kön- 
nens sich mit Beiträgen beteiligen. Die öffentlichrechtliche 
Versicherung darf nicht zu einer staatlichen Pensionsanstalt 
ausarten. Besser sind gute Löhne und Gehälter, die für 
die Selbstversicherung ohne drückende Belastung hinreichen, 
als das Mitschleppen einer wachsenden öffentlichen Pen- 
sionslast. Dies gilt auch für die im öffentlichen Dienste 
Angestellten. 

Die dritte Stufe vertritt das grosse zukunftsreiche 
Gebiet der freiwilligen privat rechlichen Versiche- 
rungseinrichtungen ganz aus eigener Kraft der Beteiligten, 
technische Interessenprobleme, bei denen allzugrosses Spe- 
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zialisieren zu vermeiden ist, da bei Einrichtungen, die weite 
Kreise berühren, sich einfache Ausgleiche und Abrechnungen 
nach grossen Interessensätzen empfehlen. Hier bewährt 
sich die DurchschnittszifFer und grosse Leistung bei geringem 
Aufwand — vorausgesetzt dass etwaigen kapitalistischen 
Monopolisierungsbestrebungen mit aller Kraft entgegenge- 
treten wird. Solange es sich hier noch um die Lösung der 
schwierigsten geistigen Probleme handelt, ist allerdings eine 
Gefährdung der jfreien Konkurrenz weniger zu befürchten. 
Im allgemeinen kann von einer Abwälzung des geschäft- 
lichen Risiko auf die Gesamtheit durch Bildung 
einer allgemeinen Gegenseitigkeitsversicherung im 
kommunistischen Sinne keine Rede sein, da hierdurch 
die Grundlage der Wirtschaftsordnung, die persönliche 
Verantwortlichkeit, das Selbstinteresse der Einzelwirtschaft 
beseitigt würde. Es kann sich immer nur um Schutz- 
genossenschaften für einzelne Gefahrenkategorien 
handeln, allerdings auch gegen geschäftliche Misserfolge, bei 
denen ein gewisser Grad von persönlichemVerschulden des 
Versicherten mitspielen kann. So kann beispielsweise bei 
der Kredit- und Verlustversicherung für die Kreditgewährung 
ohne besondere Deckung die Versicherung gegen Gefahr 
eines Verlustes nur für den Fall eines groben Verschul- 
dens seitens des Kreditgebers ausgeschlossen werden. 

d) Grenzen der Staatsgewalt. 

Die Staatshoheit als oberste Gewalt der Ordnung der 
Gesamtinteressen umfasst auch die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen, ohne deren Gedeihen das nationale Leben nicht 
bestehen kann. Ihr liegt der Ausgleich der sich bekämp- 
fenden Einzelinteressen im ganzen, aber nicht die Sorge 
für den Erfolg des einzelnen ob, der sein Einzelrecht selbst 
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zu wahren hat. Es lohnte sich nicht, den Polizeistaat zu 
bekämpfen, um ihn durch einen sozialen Zwangsstaat zu 
ersetzen. Je mehr die Staatsidee zur Vormundschaft über 
die bürgerlichen Rechte und Pflichten emporgeschraubt wird, 
desto grösser ist die Gefahr der Entartung in Zeiten der 
Schwäche der öffentlichen Verwaltung — die auch dem 
tüchtigsten Staate nicht erspart bleiben. Wie der einzelne 
trotz sozialer Eingliederung den Egoismus festhält, muss 
auch die wirtschaftliche Staatshoheit zwar stark und mächtig 
sein, aber den Individualismus als die Seele des Ganzen 
belassen. Im Zweifelsfalle: Wenig, dieses aber ganz. Auch 
durch den Staatssozialismus liesse sich der Widerstreit der 
Einzelinteressen nicht aus der Welt schaffien. 

Die Staatshoheit erstreckt sich auf diejenigen Einrich- 
tungen, die für das ganze wirtschaftliche Leben eine allge- 
meine unentbehrliche Voraussetzung bilden (Regelung des 
Rechts und der öffentlichen Organe, Handels- und Steuer- 
politik, Geldwesens u. s. w.) oder durch sonstige vom Staate 
wahrzunehmende Aufgaben der öffentlichen Ordnung, Sitt- 
lichkeit und des allgemeinen Wohls (z. B. Schutz der Ge- 
sundheit, Arbeitsruhe, Frauen- und Kinderarbeit) bedingt 
sind. Das unmittelbare Eingreifen des Staates in das 
Gebiet der Produktion des Verbrauchs und Verkehrs im 
weitesten Sinne ist berechtigt und notwendig, wenn für ein 
zwingendes allgemeines Bedürfais die private Tätigkeit nicht 
genügt, oder durch monopolartige Bestrebungen oder son- 
stigen unlauteren Wettbewerb von einzelnen einseitig zum 
Nachteil der übrigen ausgebeutet wird. Insoweit in der- 
artigen Fällen je nach der technischen Entwicklung der 
Eigenbetrieb des Staates die zweckmässigste Betriebsform 
ist, sei es überhaupt oder als Uebergangsorganisation zu 
einer befriedigenden Ordnung der privaten Konkurrenz, hat 
sich der Staat auch dieser Aufgabe zu unterziehen. AUge- 
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meine Grundsätze lassen sich hierfür schwer aufstellen. Die 
Bedürfnisfrage ist nach der Eigenart der Staaten und den 
technischen Voraussetzungen (einschliesslich der Finanz- 
und Verwaltungstechnik) zu verschiedenartig. Jedenfalls 
muss der Eigenbetrieb des Staates als Ausnahme, und eine 
Konkurrenz des Staates mit der Privatproduktion nur unter 
besonderen Umständen als zulässig gelten. Bei jeder so- 
zialpolitischen Einrichtung, die öffentliche Mittel in Anspruch 
nimmt, steht die Frage einer gerechten finanziellen Deckung 
in erster Beihe. Eine schablonenfreie Staats-Verwaltung 
darf nichts üeberflüssiges tun, und nichts Notwendiges 
unterlassen, muss die Selbstentwicklung als Begel betrach- 
ten, aber, wenn die Willensstärke oder das Können der 
Einzelkräfte versagt, die Begelung selbst in die Hand nehmen. 
Keinenfalls ist die Meinung, der Staat könne es besser als 
die Privattätigkeit machen, allein genügend. Je nach der 
Bedeutung der in Frage stehenden Angelegenheit für die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung kann der Staat 
öffentliche Bechte begründen, Privatrechte ausschliessen 
oder beschränken, muss aber bei Eingriff in ordnungsge- 
mäss erworbene Bechte für Schadloshaltung sorgen. 

Es ist ein Zeichen von Gewalttätigkeit oder Engherzig- 
keit, wenn bei grossen Beformen denjenigen, die aus den 
bisherigen fehlerhaften Einrichtungen rechtlich begründete 
Ansprüche erworben haben, die aus der Aenderung sich 
ergebenden nachteiUgen Konsequenzen aufgebürdet werden. 

Andere Gesichtspunkte als für den Staat bestehen in 
Bezug auf den Eigenbetrieb der Gemeinden. Hier tritt 
der finanzielle Gesichtspunkt für die Frage in den 
Vordergrund, ob die Gemeinde ein für die Bürger notwen- 
diges oder nützliches Unternehmen bei gleicher Leistung 
mit Bücksicht auf die Bentabilität selbst betreiben oder 
wegen des Bisiko vertragsmässig dem Privatbetrieb über- 
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tragen soll. In diesem engen, leicht übersehbaren Verbände 
wird die moderne sozialpolitische Tätigkeit eine steuerpo- 
litische Frage, wie es auch in den Gemeinden der jfrüheren 
Kulturperioden der Fall war. 



ZWEITE ABTEILUNG. 

Schaffen und Genuss. 

5. Privilegium des Grundbesitzes? 

Eine Reihe moderner Reformvorschläge sieht das Heil 
der wirtschaftlichen Gerechtigkeit in der Beseitigung der 
persönlichen Freiheit für die Bewirtschaftung des Grund 
und Bodens, in der Erklärung seiner ursprünglichen Natur- 
kraft als Eigentum der Gesamtheit und in der Verteilung 
der ihr zu dankenden Rente auf die einzelnen nach Mass- 
gabe ihrer Arbeitsleistung im ganzen, sonach Gesamteigen- 
tum statt Privateigentum am Grund und Boden. 

Die Erörterung dieses Problems lässt sich in zwei prin- 
zipiellen Fragen zusammenfassen? 

1. Findet nicht bereits unter der Herrschaft des auf der 
persönlichen Freiheit beruhenden Einzeleigentums an Grund 
und Boden eine gerechte Uebertragung der auf das aus- 
schliessliche Wirken der ursprünglichen Naturkraft zurück- 
zuführenden Rente auf die Gesamtheit statt? 

2. Gibt es für diese Aufgabe eine bessere Wirtschafts- 
ordnung als das System des Einzeleigentums an Grund und 
Boden, und des darauf beruhenden jfreien Verkehrs der 
Produkte, selbstredend vorbehaltlich fortschreitender Ver- 
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voUkommnung der Einrichtungen innerhalb dieses Systems ? 

ZurerstenFrage: 

Das Endziel jeder wirtschaftlichen Tätigkeit bezieht sich 
unmittelbar oder mittelbar auf die Herstellung von Erzeug- 
nissen ftir den menschlichen Genuss und bei jedem Erzeug- 
nis ist die ursprüngliche Naturkraft neben der menschlichen 
Arbeit beteiligt. Sie ist das den Menschen als Mitgift ge- 
gebene Stamm- und Erbgut, mittätig in jeder Produktions- 
art und Form, aber der Verwilderung preisgegeben, wenn 
sie nicht durch die menschliche Arbeitsvernunft in einer 
mehr oder minder langen Kette teils aufeinanderfolgender, 
teils gleichzeitiger schaffender Akte (Rohstofferzeugung in 
der Landwirtschaft, Veredelung in den Gewerben, und Ueber- 
leitung an die richtige Genussstelle durch den Handel) le- 
bendig gehalten und in steigender Vervollkommnung nutz- 
bar gemacht wird. Aber ebensowenig wie früher die Lehre 
der Physiokraten , welche die Erde als die einzige Quelle 
aller Güter erklärte, ist die moderne, mehr oder minder 
kommunistische Behauptung, dass die Arbeit der alleinige 
Schöpfer sei, berechtigt. Beide, die Natur als Kraft des 
ganzen und die Arbeit als Kraft des einzelnen, ergänzen 
sich, keines ist das willenslose Werkzeug des anderen, oder 
die alleinige Quelle der Produktion. Nur aus ihrem Zu- 
sammenwirken können die Güter entstehen — das Kapi- 
tal, das entweder zum Genuss verwendet, oder als Pro- 
duktionsmittel für den weiteren Fortgang des Produktions- 
prozesses benutzt wird. Wäre die Arbeit allein die schaf- 
fende Kraft, müsste die gleiche Leistung auch stets Gleich- 
wertiges hervorbringen. Da jedoch die gleiche Arbeit je 
nach der verschiedenartigen Qualität der ursprünglichen 
Fruchtbarkeit der Bodenkraft, hier schlechte Erzeugnisse 
in geringen Mengen, dort die wertvollsten in grossen Men- 
gen gewinnen lässt, und trotzdem nach Recht und Billig- 
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keit nur den gleichen Lohn beanspruchen kann, ist klar 
ersichtUch, dass bezüglich des nicht auf Arbeit zurückzu- 
führenden Ertrags des Grund und Bodens — der Natur- 
rente — ein selbständiger Verteilungsakt statt- 
finden muss. Mit anderen Worten: Neben dem Recht auf 
individuellen Arbeitslohn steht das angeborene Recht aller 
auf die Mitbenutzung der Naturrente als Geschenk der ur- 
sprünglichen Bodenkraft im ganzen. Dieses Recht der 
Gesamtheit muss bis zum Ende des ganzen Produktions- 
prozesses, also durch die drei obengenannten grossen Pro- 
duktionsstufen der Rohstofferzeugung, Gewerbe- und Handels- 
tätigkeit gewahrt werden. Der Umstand, dass innerhalb 
dieser Entwicklung der bis zu einer Stufe gemachte Arbeits- 
aufwand zusammen mit der Naturrente in einem festen 
Wertkörper, dem Kapital fixiert, als solcher rechtlich 
zum Gegenstand des Einzelbesitzes erklärt und in den 
weiteren Produktionsstufen als Produktions mittel benutzt 
wird, darf keineswegs der Schlussentscheidung über die 
Frage präjudizieren, ob der auf die Naturkraft zurückzu- 
führende Anteil wirklich der Gesamtheit oder nur den an 
dem einzelnen Produktionsprozess Beteiligten zu gute kommt. 
Es handelt sich hier nur um Zwischenabrechnungen, die 
für die Beteiligten privatrechtlich bindend sind, aber 
auf deren Einzelrisiko mit der Gefahr der Verlust- oder 
Gewinnchance laufen. 

Der Verteilungsakt findet in dem Preise statt, 
der am Schlüsse des Produktionsprozesses bei der Genuss- 
stelle anerkannt und geleistet wird. Hier spricht die Gesamt- 
heit das entscheidende Wort über ihren Anteil an der Natur- 
rente und weist die Arbeit und Kapitalabrechnungen der Vor- 
stufen auf ihren wirklichen Wert nach oben oder unten an. 
Die privatrechtlichen Abmachungen der Vergangenheit blei- 
ben unberührt, aber der Kurs für die kommenden steigt oder 
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fallt je nach dem Stande dieser Schlusspreise. Wenn der 
Ausfall der Rohstoffernte in Quantität und Qualität günstig 
ist, hat die gesamte Produktion und der Verbrauch un- 
mittelbar oder mittelbar den Vorteil. Die Grundbesitzer 
sind, soweit es sich nur um die diesen Vorteil schaffende 
ursprüngliche Bodenkraft handelt, tatsächlich nur Verwalter 
für Rechnung des Ganzen, sie empfangen deren Ertrags- 
leistung — die Naturrente — und überweisen den Nicht- 
grundbesitzern ihren Anteil im Wege der Preisbe- 
wegung. Sie selbst erhalten gleich den Produzenten der 
übrigen Stufen für ihren zum Ankauf des Grundstückes 
und für die ausgeführten Bodenkulturen gemachten Kapital- 
aufwand Zins, für ihre Arbeit Lohn und Unternehmergewinn 
und in diesen Einnahmen kommt auch der auf die Grund- 
besitzer entfallende Anteil an der durch den Wechsel des 
Ernteertrages bestimmten Höhe der Naturrente zum Aus- 
druck. Die Auseinandersetzung über eine ge- 
rechte Verteilung der Naturrente zwischen 
ihren Verwaltern, den Grundbesitzern und den übrigen, den 
Nichtgrundbesitzern, ist derKernpunkt der agrari- 
schen und sozialen Kämpfe aller Zeiten und 
Orte. 

Zur Klärung dienen hierbei zwei Grundsätze : Zunächst 
die Erkenntnis, dass die sich in der Verschiedenartigkeit 
der Bodenqualität und dem wechselnden Ausfall der Ernte 
bei sonst gleichbleibenden Verhältnissen kundgebende Natur- 
kraft keineswegs zum Kapital (auch nicht zu dem sogenann- 
ten unbeweglichen Kapital) gehört, sondern neben der 
Arbeitskraft der Erzeuger des Kapitals ist, und sich daher 
weder als bewegliches noch als unbewegliches Kapital im 
Privateigentum befindet. Sie wird, sofern keine Gewaltakte 
dazwischen treten, durch die Bewegung der Preise, Löhne 
und Zinsen auf die Gesamtheit übertragen und nur als 
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deren Glieder beziehen die Grundbesitzer ihren Anteil. Dass 
hierbei die Besitzer der in der Bodenqualität besseren 
Grundstücke einen grösseren Anteil — eine Prioritäts- 
rente — gegenüber den Besitzern der schlechteren Grund- 
stücke erhalten, ist eine rein innere Angelegenheit 
der Grundbesitzer unter sich über die Verteilung der auf 
den Grundbesitz als Rohstofferzeuger im ganzen ent- 
fallenden Quote der Naturrente. 

Der zweite Grundsatz betrifft die Erkenntnis, dass die 
Nichtgrundbesitzer dem Grundbesitz nicht im ein- 
zelnen, sondern nur im g a n z e n gegenüberstehen und hier- 
nach an der Prioritätsrente, die beim Kauf eines Grundstücks 
neben der in demselben enthaltenen Kapitalmenge bezahlt 
wird, überhaupt nicht beteiligt sind. Man darf nicht zwei 
völlig verschiedene Dinge zu einem absoluten Gesetz ver- 
mengen, einesteils die öffentlichrechtliche Frage 
des Verhältnisses des Einkommens aus dem Grundbe- 
sitz im ganzen zu demjenigen aus den übrigen Besitz- 
und Arbeitsformen und andernteils die Stellung der Grund- 
besitzer unter sich in Bezug auf die Verschiedenartigkeit 
der natürlichen Fruchtbarkeit der einzelnen Grundstücke 
— eine innere Frage des Grundbesitzes privatrecht- 
lichen Charakters. Für die Gesamtheit ist es ohne 
Interesse, ob 1000 Kilogramm Getreide von A und B je 
zur Hälfte oder von ersterem zu ^/s, von letzterem zu Vs 
produziert werden. Die Gesamtheit hat nur ein Interesse 
daran, dass die Naturrente nicht ein Rentenprivilegium des 
Grundbesitzes wird. Diese Gefahr läge nahe, wenn die An- 
nahme, dass die Bevölkerungsvermehrung stärker sein 
müsse, als die Rohstoffgewinnung, richtig wäre. Es würde 
sich dann um das allmähliche Entstehen und Wachsen 
einer Seltenheitsrente handeln, gegen die jede Wirtschafts- 
ordnung ohnmächtig wäre. Zeitliche und örtliche Selten- 

von Schrautf Persönliche Freiheit. 4 
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heiten sind vorübergehend möglich, können aber ebenso 
überwunden werden, wie solche bei der Arbeit und dem 
Kapital. Ein ständiges Zurückbleiben der Bodenkraft 
hinter der Volksvermehrung ist dagegen im Rahmen des 
Weltverkehrs und der technischen Entwicklung ein leeres 
Phantom, wie die Uebervölkerungslehre oder Prophezei- 
ungen über Veränderungen des Erdkörpers oder die Un- 
haltbarkeit der persönlichen Freiheit wegen Degeneration 
der Menschheit. Jedenfalls kann die Jetztzeit sich nicht 
nach Grundsätzen einrichten, die für Eventualitäten, deren 
Eintritt auch in unübersehbarer Zeit zweifelhaft ist, viel- 
leicht nützlich sein können^. 

Das die persönliche Freiheit schützende Einzelbesitz- 
recht am Grund und Boden ist hiernach kein Hinderungs- 
grund für die Zugänglichmachung der ursprünglichen 
Bodenkraft für die Gesamtheit, kein Klassenprivilegium, 
das Anlass zu einer Vorausbelastung des Grundbesitzes bei 
Verteilung der öffentlichen Lasten geben könnte. 

Zur zweiten Frage: 

Das Besitzrecht ist die einzig mögliche Ordnungsart, 
die einerseits durch die Verantwortlichkeit und Unter- 
nehmungslust des Einzelbesitzers die grösstmögliche För- 
derung der ursprünglichen Bodenkraft im Interesse des 
Ganzen gewährleistet, anderseits durch die freie Konkurrenz 
die Bildung eines Privilegs verhindert. Wie soll durch 
Verordnungen einer von schwankenden Mehrheiten ab- 
hängigen Zentralgewalt und eine mechanisch zusammenge- 
würfelte Arbeiterschaft mit einer Menge von Aufsicht und 
Kontrollen die Bodenkultur mit ihren verschiedenartigen, 
zahlreichen und zersplitterten Arten, mit ihren vielfachen 
und plötzlichen äusseren Beeinflussungen für die Gesamt- 
heit nutzbringender gestaltet werden, als durch den Einzel- 
besitz als Sonderberuf mit persönlicher Verantwortlichkeit, 
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Eigenart und Tradition wurzelnd in dem festen Boden der 
Familie ? Keine Produktion verträgt die Arbeitsnivellierung 
und den Wechsel weniger und erfordert mehr Sesshaftigkeit 
und Ständigkeit in der Berufs- und Lebensführung als die 
Rohstofferzeugung, die Bodenkultur, in welcher der wirt- 
schaftliche und soziale Nutzen eines intensiven, individu- 
ellen Kleinbetriebs eine grössere Rolle spielt, als die Ma- 
schine. Dem modernen Staat liegt hier im wesentlichen 
die Aufgabe ob, einseitige Entwicklungen in den Be- 
ziehungen einerseits der Grundbesitzer und Nichtgrund- 
besitzer, andererseits der Grundbesitzer unter einander zu 
verhüten. 

Was die ersteren Beziehungen anlangt, so ziehen bei 
günstigem Ernteausfall die Grundbesitzer aus der Vermeh- 
rung der verkäuflichen Rohstoffeinheiten, die Gewerbetrei- 
benden aus dem erleichterten Bezug der Rohstoffe, der 
Handel aus der Vermehrung der Umsatzmenge, die Lohn- 
arbeiter aus der Besserung der Löhne, die Konsumenten 
aus der Preisermässigung — kurz alle einen Vorteil. Darin, 
dass bei besserem Ernteausfall der Wert der Gütereinheit 
sinken kann, ohne dass sich die Gesamteinnahme der 
Grundbesitzer im ganzen verschlechtert, liegt der Schlüssel 
zu dem Uebertragungsprozess der Naturrente ^. Die Ver- 
billigung der Mengeneinheit verbessert die Lage auf allen 
Stufen des Schaffens und Verbrauchs ohne Steigerung des 
Arbeits- und Kapitalaufwandes. Bei ungünstigem Ernteaus- 
fall treten überall die gegenteiligen Wirkungen ein. 

Angesichts dieser Schwankungen ist auf zwei Punkte 

besonders zu achten, nämlich dass der Grundbesitz zu 

dem ihm gebührenden Gesamtanteil an der Naturrente 

kommt und dass die Lohnarbeiter durch den Anschluss 

der Detailpreise an die sinkenden Grosshandelspreise 

Nutzen ziehen. Wenn die steigende Roheinnahme des 

4* 
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Grundbesitzes aus Anlass des günstigen Ernteausfalls durch 
Steigerung der Betriebsausgaben aus anderen Gründen (z. B. 
wegen Arbeitermangels) wieder aufgehoben wird, wäre es 
eine falsche Wirtschaftspolitik, einer solchen ungesunden 
Entwicklung, deren Rückschlag auf die Gesamtentwicklung 
unvermeidlich ist, teilnahmslos gegenüberzustehen. Ein 
gleich grosser Fehler wäre es, wenn die Lohnbewegung 
dadurch, dass sie sich den Schwankungen der Naturrente 
nur periodisch nach gewissen Beharrungszuständen an- 
schliessen kann, während in der Zwischenzeit der 
Besitz das Risiko der Schwankungen auf- und abwärts 
trägt, in seinem Anteilsrechte an der Naturrente verkürzt 
würde. 

Was das Verhältnis der Grundbesitzer unter sich betrifft, 
so besteht eine ähnliche Prioritätsrente, wie sie der Besitzer 
des von Natur aus fruchtbareren Grundstückes gegenüber 
den weniger fruchtbaren bezieht, auch in den übrigen Pro- 
duktionszweigen infolge unermesslicher Bewegungen , die 
niemand beeinflussen kann und die doch entscheidend für 
Gewinn und Verlust sind. (Verschiedenartigkeit der Arbeits- 
befahigung, des Klimas, der Konsumbewegung, Aenderungen 
in Technik und Verkehr). Alle diese Prioritätsrenten sind 
keine isolierten, ständigen Werte ; über ihre Bedeutung wird 
vielmehr erst in der allgemeinen Wertbewegung abgerechnet. 
Auch für den Grundbesitz gibt es keine absolut feststehende, 
sondern nur eine relativ in Verbindung mit anderen Fak- 
toren zu schätzende Bodenqualität; die bessere Qualität ist 
keine für alle Verhältnisse gleich realfundierte Rentenquelle, 
sondern eine dem Wechsel unterworfene Teileigenschaft 
eines Gesamtwertes. Sie wird beim Erwerb eines Grund- 
stücks im Kaufpreise natürlich in Berechnung gezogen, aber 
nur mit dem Risiko ihres Wechsels, nicht als ein für alle- 
mal feststehendes garantiertes Wertverhältnis. Was für die 
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Bedürfnisse der Gegenwart als qualitätsreicher Boden gilt, 
kann für diejenigen der nächsten Zukunft als Boden ge- 
ringerer Brauchbarkeit gelten und umgekehrt. Die Absatz- 
fahigkeit und Marktlage, die Konkurrenz gleichartiger Stoffe, 
Tüchtigkeit der Bewirtschaftung, Technik der Produktions- 
methoden wirken auf die Qualitätsstellung zurück, nicht 
nur im Einzelverkehr, sondern auch in dem Wettbewerb 
der Länder. Weder das Un verdienst beim Qualitäts- 
zuwachs, noch das Unverschulden bei ihrer Min- 
derung können als Argument für die Notwendigkeit eines 
Gesellschaftseigentums benutzt werden. Die Beziehungen 
der Rohstofferzeugung zu der übrigen Produktion sind eine 
sehr komplizierte Maschinerie, in allen Einzelheiten aus 
innerer Lebenskraft der Teile tätig unter dem privatwirt- 
schafllichen System , rein mechanisch tätig von einer aus- 
wärts stehenden Kraft automatisch geleitet unter einem 
kommunistischen System. 

6. Pflicht, Schutz und Recht der Arbeit. 

Arbeitspflicht. Die Verantwortlichkeit des ein- 
zelnen, ohne die eine persönliche Freiheit nicht denkbar ist, 
bezieht sich in erster Reihe auf die Pflicht des einzelnen, 
aus eigener Kraft für seine wirtschaftliche Existenz zu sor- 
gen, d. h. auf die Notwendigkeit der Arbeit. Wer 
gegen dieses Gebot, das die persönliche Freiheit durch Ver- 
bindung von Recht und Pflicht zur sittlichen Freiheit er- 
hebt, fehlt, muss büssen. Diese Pflicht setzt aber eine wirt- 
schaftliche Gesamtentwicklung voraus, die dem einzelnen 
die Verwertung seiner Arbeitskraft ermöglicht, und Raum 
für eine richtige Wertung der verschiedenen Arbeitsver- 
richtungen gibt. Gegenüber dem aus der Theorie der Ueber- 
völkerung und des steigenden Privilegiums des Grundbe- 
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Sitzes gezogenen brutalen Satz, dass der Mensch, der in 
einer schon okkupierten Welt geboren werde, ohne dass die 
Gesellschaft seine Arbeit nötig habe, zu viel auf der Erde 
sei, ist die Anerkennung des Rechts des einzelnen auf Exi- 
stenz die Pflicht jeder Wirtschaftsordnung, und die Weg- 
räumung der Hindernisse, die der Verwirklichung dieses 
Grundsatzes entgegenstehen, die Aufgabe des modernen 
Staates. 

Allerdings sind die Arten der Arbeit verschieden: kör- 
perliche und geistige, rein mechanische und technisch eigen- 
artige, abhängige und selbständige Arbeiten mit zahlreichen 
Mischformen und den verschiedenartigsten Wertabstufungen. 
Trotzdem ist die Güte der wirtschaftlichen Gesamtentwick- 
lung von der Brauchbarkeit auch des kleinsten Teiles ab- 
hängig. Jede Arbeit ist das eigene subjektive Verdienst des 
Arbeiters; das individuelle Schaffen auf allen Teil- 
stufen hält das Ganze und der wirtschaftliche Mechanismus 
darf keine Kleinigkeit kennen. • Ist die Frage, ob geistige 
oder körperliche Arbeit wichtiger sei, nicht gleichmässig, 
wie der Streit, ob Kraft oder Stoff' den Vorzug verdienen? 
Beide sind sich gegenseitig unentbehrlich. Kann ohne die 
mechanische Arbeit an der Maschine eine Qualitätsarbeit 
sich entwickeln? Die automatische Arbeit der Maschinen- 
kraft, dieses Wahrzeichen der modernen Welt, gereicht wie 
jeder technische Fortschritt, der Zeitersparnis und Ver- 
mehrung der Produktion bringt, der Gesamtheit zum Vor- 
teil und dient, da ihre Vervollkommnung der Bevölkerungs- 
zunahme stets vorauseilt, zur Verbesserung der allgemeinen 
Lebenshaltung. Allerdings hat die Maschine, deren Kraft 
nicht nur darin liegt, was sie ist, sondern was sie werden 
kann, die Zahl der Lohnarbeiter für mechanische Dienst- 
verrichtungen ungeheuer vermehrt , und das Massenproblem 
im Gegensatz zu der Qualitätsarbeit gesteigert, aber nicht 
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durch Einschränkung der letzteren, sondern durch die Be- 
völkerungsmehrung, deren wesentlichste Ursache sie ist. 

Aus dieser Einheit des Arbeitsprozesses im ganzen, dem 
inneren Zusammenhang und der gegenseitigen Unentbehr- 
lichkeit aller notwendigen Arbeitsverrichtungen ergeben sich 
für die auf der persönlichen Freiheit beruhenden Wirt- 
schaftsordnung, abzusehen von der später erörternden Aus- 
einandersetzung über die Einzelwerte, folgende drei Grund- 
forderungen: 

a) Der geringste technische Fortschritt, der irgend einen 
Nutzen im Ganzen bringt, dient als Motor der Kultur, und 
die wirtschaftliche Entwicklung hat die für die Ueberleitung 
des durch die technischen Errungenschaften entstehenden 
Mehrnutzens an die Gesamtheit erforderlichen Lebensformen 
zu schaffen, sowohl bei der körperlichen Arbeit, wo leicht 
zu übersehen ist, wer den Nutzen beanspruchen kann, als 
bei der geistigen, wo häufig erst die Zukunft über den Wert 
der Arbeit entscheidet. 

b) Jedem muss je nach seinem Arbeitswillen, seinen 
natürlichen Anlagen, und durch die Ausbildung gewonnener 
Fähigkeiten der Eintritt in die besseren Arbeitsstufen offen 
stehen, weil ohne diese Möglichkeit der Gesellschaft der 
Kraftzuwachs für ihre Lebensfähigkeit , die regelmässige Er- 
neuerung durch die Tüchtigen fehlen würde. Frisches Blut 
in den oberen Schichten befestigt ihre Autorität. 

c) Das Vorwärtskommen des einzelnen darf nicht an 
der Unmöglichkeit oder dem Mangel der Ausbildung schei- 
tern; vielmehr muss die Lernbegier, einer der wichtigsten 
Triebe des Menschen und die Voraussetzung für die Arbeits- 
tüchtigkeit durch die Erleichterung der Ausbildung in jeder 
Weise gefördert werden. Neben dem Wirken einzelner 
überragender Personen kommt es auf die Brauchbarkeit 
der Leistungen mehr oder minder allgemeiner Art, der He- 
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bung des allgemeinen Niveau geistiger und wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit an. Nur in den gelehrten Berufen ist die 
Mittelmässigkeit entbehrlich, die UeberfüUung eine Quelle 
schwerer Entsagung, und die Prämiierung der Menge zweck- 
loser Bildungsaufwand. Dagegen fallen die mittlere 
Fachausbildung und technische Schulung, unter Fernhaltung 
zu hoch gespannter Arbeitsmethoden, besonders ins Gewicht, 
weil hierauf das Streben der Menge gerichtet ist, und hier 
die Läuterungsstufe für das generationsweise Aufsteigen der 
Gutveranlagten liegt. 

Vor allem bedeutungsvoll ist die Erziehung der Ju- 
gend. Zwar ist die Ausbildung eine Aufgabe für das ganze 
Leben; aber während der Zeit der jugendlichen Unselbständig- 
keit hat das Ganze eine Fürsorgepflicht, die sich bis zum 
Bechte der Suspendierung des Erziehungsrechtes der Familie 
im einzelnen steigern kann. Im Verfall der Jugend setzt 
der Niedergang von Generationen ein, und wenn Alt und 
Jung sich nicht verstehen, so ist dies der Fluch traditions- 
enger Erziehungsmethoden und des Mangels an guten Bei- 
spielen. In dem Konflikt', inwieweit die Schule die sitt- 
liche oder die wirtschaftlich praktische Ausbildung in den 
Vordergrund zu stellen hat, kann kaum ein Zweifel darüber 
bestehen, dass sie innerliche Leute mit einheitlicher Ge- 
sinnung und Charakter statt mit Zerfahrenheit bilden, die 
individuelle Persönlichkeit und das Gefühl der Verantwort- 
lichkeit entwickeln, aber auch ft*ühzeitig auf die tech- 
nische Grundlegung für den künftigen Beruf Bedacht neh- 
men soll. Sie soll lehren, dass die Selbstsucht in der Hin- 
gebung an Gleichgesinnte Erlösung findet, dass für das Han- 
deln nicht der subjektive Wunsch, sondern die objektive 
Wirkung entscheidend ist, und wirtschaftliches und sittliches 
Handeln sich vereinen müssen. Im übrigen ist die Aus- 
bildung mit allgemeinen Kenntnissen um so notwen- 
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diger, je mehr der Staat Wert darauf legen muss, dass die 
öffentlichen Angelegenheiten nicht von Spezialgelehrten, son- 
dern von den Tüchtigsten ohne Rücksicht auf den Beruf 
geführt werden. Für die gelehrten Berufe ist eine Vor- 
schulung im abstrakten Denken unentbehrlich ; für die Mehr- 
zahl aber kann bei der Unermesslichkeit des Wissensgebietes 
neben der Berufserziehung nur die Grundlage für Fortbil- 
dung in späteren Lebensabschnitten geschaffen werden, 
lieber die Pflicht des modernen Staates bezüglich der Ein- 
richtung öffentlicher Bildungsanstalten unter Fern- 
haltung jeder Einseitigkeit bedarf es keiner näheren Erör- 
terung. Sie gehört zu den Hauptforderungen der persön- 
lichen Freiheit. 

Arbeitsschutz. Das wichtigste Humanitätsziel 
der modernen Volkswirtschaft liegt in der Aufgabe, zu 
verhüten, dass die Arbeitspflicht zur Tyrannin der per- 
sönlichen Freiheit, die Menschheit zur Sklavin eines rück- 
sichtslosen Arbeitsfanatismus wird, der von der Furcht, den 
Besitz zu verlieren, und der Hast, mehr zu besitzen, allein 
beherrscht wird. Die Arbeit ist doch nur ein Mittel, um 
zum inneren Frieden auf einer durch Pflichterfüllung ge- 
wonnenen wirtschaftlichen Grundlage zu gelangen. Auf die 
richtige Zeiteinteilung kommt es oft mehr an als auf ein 
Uebermass von Arbeit; zu viel Arbeit kann so schlimm wie 
Trägheit sein. Der Streit, ob für die Beziehungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer der freie Arbeitsvertrag unter 
Gleichberechtigten, oder das patriarchalische Herrschafts- 
und Fürsorgesystem als Norm gelten soll, berührt nur die 
äussere Seite. Gleichviel welche rechtliche Form das 
Arbeitsverhältnis annimmt, keine kann gewährleisten, dass 
der einzelne die Arbeitsgelegenheit nötigenfalls nicht unter 
den drückendsten Bedingungen annehmen muss. Alles kommt 
hier auf die tatsächliche Wirkung an. Daher gilt für 
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jegliche Arbeit, nicht nur für Lohnarbeit, die Forderung: 
Schutz gegen Unlauterkeit im Wettbewerb und gegen Miss- 
brauch. Die Ziele sind klar, lassen sich aber nur im Ver- 
hältnis der Gesamtentwicklung verwirklichen, da vorzeitiges 
Eingreifen auf der einen Seite grössere Nachteile, als auf 
der anderen Vorteile bringen kann. In einer unter der all- 
gemeinsten Oeffentlichkeit sich vollziehenden Wirtschafts- 
ordnung werden das ungeschriebene Gesetz des öffentlichen 
Gewissens, das natürliche Verhältnis des Menschen zum 
Menschen, die Macht des Beispiels zur Ausführung des 
Reifen drängen und die Entwürdigung bekämpfen. 

Im allgemeinen sind die Fälle, in denen die Gesetz- 
gebung feste Rechtsnormen trifft, auseinander zu halten 
von der administrativen nicht rechtsverbindlichen Für- 
sorge. In der ersteren Kategorie muss die Rechtsvorschrift 
nicht durch wirtschaftliche Interessen, sondern durch ein 
zwingendes Sittengesetz begründet sein. Hierher ge- 
hören die einschränkenden Massregeln bezüglich der Frauen- 
und Kinderarbeit, der Nachtarbeit, der Arbeitsruhe zum 
Schutze der Existenz des Arbeiters. Für die fakulta- 
tive öffentliche Fürsorge ist das Arbeitsfeld vorsichtig, aber 
mit Festigkeit zu ziehen. In ihr Bereich gehören diejenigen 
gemeinnützigen Unternehmungen, die von der Privattätig- 
keit mangels hinreichender Einheitlichkeit, Autorität und Ver- 
antwortlichkeit trotz eifrigen Strebens nicht genügend ge- 
fördert werden können, vor allem Wohnungs- und Gesund- 
heitsft-agen. Nichts ist gefährlicher als Zwiespältigkeit in 
der Verantwortung. 

Von Bedeutung sind weitgehende Dezentralisation, da 
es sich zumeist um örtlich verschiedene Voraussetzungen 
und Detailarbeit handelt, ferner für das Gebiet des Arbeits- 
schutzes überhaupt öffentlichrechtliche, ausserhalb des Inter- 
essenkreises stehende Aufsichtsorgane. Ein Censoramt, das 
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über Recht oder Missbrauch der persönlichen Freiheit ent- 
scheiden soll, darf nicht Delegierten der Beteiligten tiber- 
tragen werden. Die Aufsichtsorgahe müssen sich von Ein- 
seitigkeit, Machthaberei , Kleinlichkeiten und Geheim wegen 
freihalten. 

Andere Gesichtspunkte spielen bei der Forderung einer 
gesetzlichen Normalarbeitszeit für die Lohnarbeiter 
mit mechanischer Tätigkeit mit. Ihr Vorbote ist die Be- 
seitigung der Akkordarbeit. Würde mit diesem ohnedies 
für die Tüchtigkeit verhängnisvollen Schritte noch eine Nor- 
malarbeitszeit verbunden, so würde den tüchtigeren Arbeitern 
das Recht der Mehrarbeit, bei günstigen Konjunkturen zum 
Zwecke besserer Einnahme, bei ungünstigen zur Ausgleichung 
des Lohnrückgangs untersagt. Also: Arbeiterinteresse gegen 
Arbeiterinteresse mit dem Kernpunkt : Verkürzung des Ein- 
kommens der tüchtigeren Kräfte durch Einschränkung ihrer 
persönlichen Freiheit, um für die Schwächeren Arbeitsge- 
legenheit und Lohnbesserung zu sichern. Eingriff der öffent- 
lichen Gewalt in die Lohnbewegung unter dem Deckmantel 
des Arbeitsschutzes. Ganz abgesehen von der Verschieden- 
artigkeit und dem Wechsel der Konjunkturen und Pro- 
duktionsbedingungen, die eine feststehende allgemeine Re- 
gelung erschweren, wäre ein Zwang aus Humanitätsrück- 
sichten auf Kosten der Tüchtigkeit der Arbeit ein sehr be- 
denklicher Rückschritt. Das Lebensbedürfnis gering halten, 
die wirtschaftliche und geistige Lebensführung einschränken, 
um wenig Arbeit leisten zu müssen , ist Niedergang. Nur 
als Schutzmittel für die wirtschaftliche Existenz der Arbeiter 
ist ein Höchstsatz der Arbeitszeit bzw. ein Mindestsatz der Ar- 
beitsruhe als öffentlichrechtliche Einrichtung zulässig. Durch 
genaues Material begründetes Bedürfnis, Anpassung an die 
Sonderheiten des Produktionszweiges und Fernhaltung ka- 
suistischer Einzelbestimmungen sind notwendige Voraus- 
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Setzungen. 

Von Bedeutung ist im übrigen, namentlich wo der Le- 
benslauf in mechanischer Arbeit besteht, zeitweiser Wechsel 
in der Arbeitsart und die Entwicklung einer kombinierten 
Tätigkeit — ein Kulturfortschritt, gleich vorteilhaft für Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer. Die Verlegung der Grossin- 
dustrien auf das Land würde die Verbindung verschiedener 
Arbeitsarten fördern. 

Arbeitsrecht. In welcher Weise ist eine Sicher- 
stellung der Arbeitsgelegenheit möglich? Festzu- 
halten ist, dass der einzelne mit seiner ganzen Spannkraft 
zunächst die Sorge für seine Beschäftigung selbst übernehmen 
muss. Ohne diese Pflicht ist die persönliche Freiheit über- 
haupt nicht möglich. Auch hat niemand ein Recht auf 
Verwertung einer besonderen Befähigung oder auf eine Ar- 
beitsgelegenheit von besonderer Quantität behufs Ermög- 
lichung eines verfeinerten Genusses. Steigende und fallende 
Perioden wechseln, und unter jedem Wirtschaftssystem wird 
es Zufall sein, inwieweit das Leben des einzelnen in eine mehr 
oder minder günstige Arbeitsperiode fallt. Es ist Sache des 
einzelnen, sich bei günstigen Zeiten gegen den Umschwung 
zu decken und im öffentlichen Leben auf bessere Zustände 
hinzuwirken. Ein Recht aufArbeit besteht hiernach 
nicht in einem einzelrechtlichen Anspruch auf Beschäftigung, 
wohl aber in dem allgemeinen Anspruch auf eine der- 
artige Gestaltung der Wirtschaftsordnung, dass dem Fähigen 
und Willigen mindestens die zur Erhaltung seiner Existenz 
notwendige Arbeitsbeteiligung ermöglicht wird. Versich- 
erung der dauernden Arbeitsgelegenheit im 
einzelnen in der Güte der wirtschaftlichen 
Entwicklung im ganzen ist hiernach das 
Ziel. Das Stocken der Arbeitsgelegenheit in den Quali- 
tätsbranchen ist Krisis, der Rückschritt auf den unteren 
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Stufen Katastrophe; im ersteren Falle zeigt sich die Unzu- 
länglichkeit, im zweiten die Unhaltbarkeit bestehender Ein- 
richtungen. Alle öffentlichen Organisationen, die der Regel- 
mässigkeit der Produktion dienen sollen, kommen hier in 
Betracht: Die öffentlichen Betriebsverwaltungen, Arbeits- 
vermittlung und Statistik, Spar-, Verkehrs-, Kredit- und 
Versicherungswesen, Handels- und Verkehrspolitik auf inter- 
nationalem Gebiete, planmässige Vergebung der öffentlichen 
Arbeiten und Lieferungen*. Was die öffentlichrechtliche Ver- 
sicherung gegen Arbeitslosigkeit betrifft, so 
lässt sich wohl in einem leicht übersehbaren Verbände z. B. 
der Gemeinde eine solche Organisation unter sesshaften 
Arbeitern gegebenenfalls auch mit Zuschüssen aus öffent- 
lichen Mitteln einrichten; bei zunehmender Vervollkomm- 
nung der Verwaltungstechnik mag auch eine Vereinigung 
solcher Verbände in grösserem Umfange, immer mit der 
Beschränkung auf sesshafte Arbeiter durchführbar sein. 
Für eine allgemeine Versicherung dieser Art besteht aber 
wegen Unzulänglichkeit der Kontrollen die Gefahr unüber- 
sehbaren Missbrauchs. Man darf überdies nicht ausser 
Acht lassen, dass der gefahrlichste Erzieher schlechter Sitten 
übertriebene Humanität ist. 

Was die Arbeitslage der Frau betrifft, so gilt 
als oberster Grundsatz, dass die Frau als Hüterin der Fa- 
milie, Erziehung und ausgleichenden Güte innerhalb der ihr 
durch die Natur gezogenen Grenzen die produktive Tätigkeit 
des Mannes soweit möglich und nötig als Beistand 
in seinem Beruf oder durch andere Arbeit ergänzen und 
mehr noch auf eine vernünftige Ordnung des Verbrauchs 
hinwirken soll. Wenn neben der Fürsorge für die Familie 
noch für die edelste öffentliche Betätigung der persönlichen 
Freiheit der Frau, der Fürsorge für Hilflose, Baum bleibt, 
desto besser für die Kultur. Anderseits liegt keine Berech- 
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tigung vor, das freie Arbeitsrecht der Frau, deren persön- 
liche Freiheit ebenso zu achten ist, wie diejenige des 
Mannes, anderen besonderen Beschränkungen zu unter- 
werfen, als solche in der Natur der Sache oder auf dem 
Gebiete des Arbeitsschutzes liegen. Selbstredend muss ihr 
ein Anspruch auf Schutz gegen Vermögensvergeudungen des 
Mannes, die ihre und ihrer Kinder Existenz in Frage stellen, 
zustehen. 

7. Die persönliche Freiheit in der Gtitererzeugung. 

In der Produktionsbewegung sind zwei treibende Kräfte 
zu unterscheiden : die technische und die wirtschaft- 
liche. Die Wirkungen der technischen Kraft sind derart 
zwingend, dass sich in jeder Wirtschaftsordnung, auch in 
der kommunistischen, die wirtschaftlichen Einrichtungen 
fügen und einordnen müssen. Die Scheidung der Pro- 
duktion in berufsmässige Stufen (Rohstoffgewinnung, Ge- 
werbe und Handel) in Zweige nach den Rohstoffen (Metall-, 
Textil-, Holz-, Lederindustrie u. s. w.) in Gross- und Klein- 
betriebe ist eine Folge der technischen Entwicklung. 

Selbst die radikalste Tat der modernen Volkswirtschaft, 
die Ersetzung der ft*üheren geschlossenen Arbeitsfamilie mit 
einheitlichem Schaffen und Genuss in die getrennte Einzel- 
b e r u fs Wirtschaft mit den grossen Problemen der Umsatz- 
vermittlung, Wertbewegung und Einkommensverteilung ist 
durch die technische Umwälzung der Produktionsweisen 
und Methoden veranlasst. Anderseits ist die Technik aber 
auch wieder das Band, das trotz dieser äusseren Teilung 
den ganzen Produktionsprozess zu einem einheitlichen Vor- 
gang vereinigt, in dem keine Stufe ihren Zweck ohne die 
anderen erfüllen kann. Alle sind solidarisch von der Roh- 
stoffgewinnung an, bis zur Ueberleitung an die Genussstelle *. 



— 63 — 

Auf diese Feststellung, dass in der Produktionsordnung die 
technische Meisterschaft, die auch den kleinsten 
Vorteil dem Ganzen zu Gute kommen lässt, das entschei- 
dende Stichwort gibt, ist um deswillen besonderes Gewicht 
zu legen, weil an einem technisch vollkommenen Aufbau 
kein Wirtschaftssystem rütteln kann, und gerade für die 
technischen Fortschritte die aus der persönlichen Freiheit 
und nicht durch ein Machtwort sich entwickelnde Tüchtig- 
keit im einzelnen allein bestimmend ist. 

Die wirtschaftliche Auseinandersetzung beginnt 
für den einzelnen mit dem Fragezeichen, inwieweit er für 
sein Schaffen und seine Interessen eine Vergütung aus dem 
allgemeinen Abrechnungs- und Austauschverkehr erhält, 
dessen Gerechtigkeit sich in der Wertbewegung und Ein- 
kommensverteilung erprobt. Zu diesem Zwecke wird die 
Wertbedeutung jedes Produktionsaktes in unzähligen Einzel- 
formen besonders festgestellt, und trotz seiner UnvoUendung 
wird das Teilgut (z. B. der Rohstoff, das Halbfabrikat) zum 
Gegenstand individuellen Eigentums. In Wirklichkeit ist 
es aber nur ein Anteil an einem bis zum Uebergang in den 
Genuss sich hinziehenden einheitlichen Produktions- 
prozess. Sein Wert ist zwar privatrechtlich der Gegenstand 
endgültiger Abmachung, in Wirklichkeit aber nur eine mehr 
oder minder sicher berechnete Abfindung auf den sich am 
Schlüsse des Produktionsprozesses herausstellenden Gesamt- 
wert — ein ausgeschiedener Teil einer einheitlichen Wert- 
entwicklung. 

Aus diesem inneren Zusammenhang und der gegensei- 
tigen Wechselwirkung der Produktion ergibt sich die Not- 
wendigkeit eines planmässigen Ineinandergreifens aller 
Einzelkräfte gleich dem Räderwerk einer kunstvollen Ma- 
schine. Der allgemeine Richtpunkt dieser Produktions- 
ordnung ist der wirtschaftliche Nutzen, nicht im einsei- 



— 64 — 

tigen Unternehmerinteresse, sondern im gegenseitigen Ver- 
hältnis, d. h. die allgemeine wirtschaftliche Zweck- 
mässigkeit, und die Seele des Ganzen ist die selbst- 
verantwortliche persönliche Freiheit des einzelnen. 

Hier liegt die entscheidende Frage, ob als Regulator der 
Produktions-, Wert- und Einkommensbewegung die persön- 
liche Freiheit gestützt auf die Tatkraft und Verantwortlich- 
keit des einzelnen besser ist, oder ein Bevormundungssystem 
gleichviel ob es als Staatssozialismus von oben, oder als 
Kommunismus von unten kommt. Dass grosse Missbräuche 
und Schwierigkeiten auch bei dem System der persönlichen 
Freiheit als Produktionsordner möglich sind, und es noch 
grosser Errungenschaften bedarf, um dieselben einzuengen, 
ist unzweifelhaft. Ebenso sicher ist aber auch, dass, wenn 
die Regulierung der Produktion im ganzen sich aus der ft'eien 
Regung und inneren Kraft der einzelnen vollzieht, die Kri- 
sengefahren geringer sind, als wenn die Zufallsweisheit klei- 
ner Kreise oder der Wankelmut der Menge diktatorisch 
eingreift. Im ersteren Falle handelt es sich um eine orga- 
nisch tätige Gliederung , in letzterem um eine mecha- 
nische Einrichtung. 

Bei den vielgestaltigen Fragen, die für eine regelmässige 
Produktionsordnung in Betracht kommen , stehen zwei 
Hauptgruppen in dem Vordergrund. Zunächst die Frage 
der Beziehungen der heimischen nationalen Produktion zum 
internationalen Markte, und sodann die Frage der Vertei- 
lung der Produktion auf grosse, mittlere und kleine Betriebe. 

Für das Verhältnis zwischen nationaler und internatio- 
naler Produktion gelten folgende 3 Grundsätze. 

a) Der innere Markt muss das Rückgrat des Ganzen 
bilden mit der Massgabe, dass unbeschadet der Gleichbe- 
rechtigung aller nützlichen Leistungen ein Land diejenigen 
Produktionen bevorzugt, für die ihm die günstigsten natür- 
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liehen Vorbedingungen sei es in stofflicher oder in persön- 
licher Beziehung zustehen; 

b) in internationaler Richtung ist auf die Ausnutzung 
neuer oder offenwerdender Konjunkturen und auf lang- 
fristige Sicherstellung in bezug auf die Zölle des Auslandes 
besonderer Wert zu legen; 

c) in keinem Falle ist alles auf wenige Konten zu setzen, 
vielmehr empfiehlt es sich, stets mehrere Eisen im Feuer 
zu haben. 

Jedes Bestreben, einen Agrar-, Industrie- oder Handels- 
staat einseitig auf Kosten von Minderheiten über die natür- 
lichen Grundlagen hinaus zu bilden, ist verderblich. In- 
dessen muss jede Produktionsordnung die Entwicklung der 
heimischen Rohstoffproduktion soweit möglich derart an- 
streben, dass der Ueberschuss dieser Produkte über den 
eigenen Bedarf dazu dienen kann, die dem Lande fehlenden 
Rohstoffe vom Ausland günstig einzutauschen. Ein Land, 
das hinsichtlich der Rohstoffe vom Ausland im ganzen ab- 
hängig bleibt, muss diese Verbindlichkeit durch vermehrte 
Arbeit in Industrie und Handel ausgleichen. Besonderes 
Augenmerk ist auf die Bodenkultur für unentbehrliche 
Rohstoffe zu legen, da bei einer Versteifung des internatio- 
nalen Marktes das Land mit Fehlbetrag sich lästigen Be- 
dingungen des Auslandes unterwerfen muss — ein Gesichts- 
punkt, der zu gunsten der Kolonialpolitik spricht. 

Im übrigen sollen die Berufe nicht gegen oder über, 
sondern nebeneinander wirken, und nie ausser Acht lassen, 
dass sie durch ein gemeinsames nationales Wirtschaftsinter- 
esse verbunden sind, dessen Schädigung an einer Stelle 
über kurz oder lang auch die anderen Teile in Mitleiden- 
schaft ziehen muss. Würde statt der allgemeinen Zweck- 
mässigkeit das egoistische Interesse einzelner Produktions- 
zweige die Produktionsordnung beherrschen, so würde die 

von Schrant, Persönliche Freiheit. 5 
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persönliche Freiheit bald durch wilde Konkurrenz, bald 
durch Monopolbestrebungen, stets durch Krisengefahr be- 
drängt. Dies gilt insbesondere für die internationalen Be- 
ziehungen. Durch eine starke Bevölkerungszunahme wer- 
den Industrie und Handel eines Landes ohnedies auf den 
internationalen Markt verwiesen, und unleugbar kann der 
internationale Verkehr bei umsichtigem Verfahren eine Quelle 
grosser und reeller Gewinne werden, aber unter der Vor- 
aussetzung, dass zur Minderung der bei dem raschen Wech- 
sel der internationalen Konjunkturen drohenden Verlust- 
gefahr stets die nationale Rückzugslinie offen gehalten wird. 

Man spricht von einer internationalen Produktionstei- 
lung, von einem Gesamtinteresse der Menschheit, dass ein 
Weltarbeitsmarkt jeden Produktionszweig auf die zweck- 
mässigste Stelle bringen und die nationalen solidarisch ver- 
bundenen Produktionsgemeinschaften durch internationale 
ohne Rücksicht auf die Staatenorganisation tätige Produk- 
tionszweige ersetzen soll. Dies wäre die monopolistische 
Kapitalherrschaft an Stelle des für die Menschheit nützlichen 
Wettbewerbs der Staaten, die Unterdrückung der persön- 
lichen Freiheit der Besitzschwachen zur Begründung der 
Uebermacht der Besitzstarken. Gegen internationale Ver- 
einbarungen von Interessenten namentlich bei den auf den 
internationalen Verkehr angewiesenen Grossbetrieben be- 
hufs Eindämmung schädlicher Konkurrenz und Preisdrük- 
kerei lässt sich nichts einwenden, sofern sie für das natio- 
nale Wirtschaftsinteresse nicht nachteilig sind. Unter Um- 
ständen sind solche Unternehmungen vielmehr zu fördern. 
Dagegen kann keine Wirtschaftspolitik dulden, dass die 
internationalen Produktionsverhältnisse statt durch gegen- 
seitige Verständigung verantwortlicher Staaten durch kapi- 
talistische Monopoleinrichtungen beherrscht werden. 

Wenn die Rohstoffproduktion sich gegen das Ausland 
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abschliessen , die Industrie übermässige Ausftihrinteressen 
pflegen, der Handel statt Vermittler der Alleinherrscher sein 
will, und nutzlose persönliche Dienstleistungen in der öffent- 
lichen und privaten Tätigkeit überwuchern, dann bedarf es 
einer starken Staatsgewalt, die durch sachverstän- 
dige und unparteiische Wirtschaftspolitik die persönliche 
Freiheit vor Auswüchsen des Egoismus sichert. 

Was die Betriebs formen betrifft, so hat die mo- 
derne Technik zu radikalen Umwälzungen teils zwingender 
Art, teils als Versuchsfeld kapitalistischer Machtbestrebungen 
sowie zu schweren Uebergangszeiten geführt. Wo die Tech- 
nik des Grossbetriebes allein oder in Konkurrenz mit dem 
Kleinbetrieb den grössten wirtschaftlichen Nutzen bringt, 
beispielsweise wo die Maschine herrscht und die für den 
allgemeinen Bedarf nützliche industrielle Massenproduktion 
in Frage steht, oder der Grosshandel neue Absatzwege ver- 
mittelt, oder die Bodenkultur nur bei Grossbesitz mit um- 
fassenden Kapitalsanlagen möglich und rentabel ist, liegt 
der Fortschritt und die Berechtigung dieser Betriebsform 
klar zutage. Maschinenkraft — Massenproduktion — Ver- 
besserung der Arbeitsgelegenheit und Lebenshaltung — Be- 
völkerungszunahme — grösserer Bedarf bilden eine geschlos- 
sene Kette. Auch ist die persönliche Freiheit, soziale und 
finanzielle Stellung der Arbeitsglieder eines Grossbetriebes 
keineswegs geringer zu werten, als diejenige eines für eigene 
Rechnung selbständig schaffenden Mittelproduzenten. 

Im Gegenteil : Es bildet sich hier ein neuer sehr lebens- 
fähiger Mittelstand und soweit es sich um den Uebergang 
von nur äusserlich selbständigen Kleinunternehmungen in 
Teilfunktionen eines nützlichen Grossbetriebes handelt, voll- 
zieht sich eine Umwertung wirtschaftlicher und politischer 
Scheinwerte — zum Vorteil der persönlichen Freiheit. Dass 
dem Grossbetrieb der Zuwachs, den seine technische Ver- 

5* 



— 68 — 

voUkommnung selbst schafft, zufällt, ist kein Eingriff in 
den Mittel- und Kleinbetrieb. Die technische Einheit des 
Produktionsprozesses wird sogar in solchen Industriezwei- 
gen, bei denen die Rohstoffe in konzentriertem Besitz und 
keine besonderen Spezialitäten ausgebildet sind, beispiels- 
weise in der Eisenindustrie, zur völligen Zusammenfassung 
der verschiedenen Produktionsstufen von der Rohstoffge- 
winnung (Kohlen und Eisenerze) an bis zur Fertigstellung 
des Ganzfabrikats nicht in die Form eines einzelnen Gross- 
betriebs, sondern in eine geschlossene Betriebsgemeinschaft 
von Grossbetrieben mit einem einheitlichen Produktions- 
plan fiihren (vgl. Abschnitt 4 lit. b). Es liegt auf der Hand, 
dass solche Gemeinschaften nur innerhalb des Staates nütz- 
lich, auf internationalem Gebiete aber sehr bedenklich sein 
können. Auch wird der Staat bei solchen tiefeingreifenden 
Entwicklungen für eine unabhängige Instanz zu sorgen 
haben, die im Falle von Missbräuchen innerhalb der Ge- 
meinschaften bei der Anteilsverteilung oder nach aussen 
gegen die Dissidenten Schutz gegen unlauteren Wettbewerb 
bieten kann. 

Ganz verschieden von den technisch als die zweck- 
mässigste Betriebsform zu betrachtenden Grossbetrieben sind 
die aus rein geldkapitalistischen Interessen künstlich zen- 
tralisierten Grossbetriebe, deren Kennzeichen weitgehendste 
Arbeitsteilung, niedrigste Löhne, Verschlechterung der Qua- 
lität, Ueberleitung der Arbeitskräfte vom Land in die Stadt, 
rücksichtslose Spekulation und Täuschung sind. Solchen 
technisch nicht berechtigten Einbrüchen in die Mittel- und 
Kleinunternehmungen muss die Wirtschaftspolitik entgegen- 
treten, einerseits durch Untergrabung ihrer Lebensbedin- 
gungen, namentlich durch Bekämpfung jeder Täuschung 
und Unlauterkeit, andererseits durch Förderung der Kapi- 
talbetriebskraft und Leistungsfähigkeit der Mittel- und Klein- 
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betriebe, insbesondere durch Vervollkommnung der tech- 
nischen Ausbildung und Berücksichtigung bei den öffent- 
lichen Unternehmungen. Die selbständigen Mittel- und Klein- 
betriebe in Landwirtschaft, Gewerbe und Kleinhandel sind 
ein zu dauerhafter Kitt der ganzen Produktionsordnung, 
durch Sesshaftigkeit und Beständigkeit eine zu feste Stütze 
gegen Ueberhastung und Krisen und zu anpassungsfähig im 
Wechsel Verhältnis zwischen Schaffen und Genuss, als dass 
sie auf dem Gebiete, in dem sie technisch leistungsfähig 
sind, wehrlos der Uebermacht der Konzentration des Geld- 
kapitals preisgegeben werden könnten. 

8. Der Genuss. 

Hier gilt es, drei Irrlehren zu bekämpfen, die in ihren 
Endzielen zur Verneinung der persönlichen Freiheit führen. 

Zunächst die Irrlehre, dass der einzelne nicht nur für 
seinen Genuss im engeren Sinn, sondern auch für die Pro- 
dukte, die er für seine produktive Tätigkeit erwirbt (Rohstoffe, 
Halbfabrikate, Hilfsstoffe und -Mittel), Konsument sei. 
Hieraus wird seitens der Anhänger der rein materialistischen 
Richtung gefolgert, dass die allgemeine Tendenz £uif 
niedrige Preise gerichtet sein müsse und dass das freie 
Spiel der Kräfte auch auf diesem Punkte alles und zwar 
zu gunsten der nichtbesitzenden Bevölkerung am besten 
regele. Von kommunistischer Seite wird dagegen geltend 
gemacht, dass der niedrige Preisstand nur auf Kosten des 
Arbeitslohns erzielt, d. h. die geringere Ausgabe der Arbeiter 
durch geringere Einnahme ausgeglichen werde. Dieses rein 
theoretische Gebäude föUt mit der Haltlosigkeit seiner Grund- 
lage. Zwischen dem zu Genusszwecken Kaufenden und 
dem Käufer, der als Glied einer Produktionskette eine Ware 
von einer Produktionsstufe zur anderen führt, besteht ein 
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prinzipieller Unterschied. Der erstere schränkt Genuss und 
Kauf ein, wenn die Preise steigen ; der letztere kann wegen 
der Möglichkeit der Abwälzung auch hohe Preise zahlen, 
und im allmählichen Abnutzungskonsum zeitweise gebun- 
dene Güter wieder in den Produktionsprozess zurückneh- 
men. Von einem gemeinsamen Druck der Produzenten und 
Konsumenten auf die Preise kann keine Rede sein. Viel- 
mehr wird unter einer vernünftigen Wirtschaftsordnung 
nicht der von Profitwut oder Lohndruck beeinflusste nied- 
rige Preisstand, sondern der Preis die Regel sein, der sich 
aus dem von einem einsichtsvollen Gebrauch der persön- 
lichen Freiheit geleiteten Interessenausgleich jeweils als der 
sachgemässeste herausstellt. 

Der zweite Widerspruch richtet sich dagegen, dass die 
Unvernunft im Genuss, die Verschwendung auf der 
einen, die Entbehrung auf der anderen Seite und ihre schäd- 
liche Rückwirkung auf die Produktion, Ursache und Folge 
der durch die persönliche Freiheit veranlassten ungerech- 
ten Einkommens- und Besitzverteilung sei. Den Willen, 
Arbeit und Genuss in ein richtiges Verhältnis zu bringen, 
ist die höchste rein individuelle Kunst, der grösste Gewinn 
d^r persönlichen Freiheit, die keine kommunistische Regle- 
mentierung durch die Gesellschaft ersetzen kann. Der wi- 
dersinnigste Einfluss geht gerade von der Modetorheit und 
Gleichheitssucht der Gesellschaft aus, von der Nivel- 
lierung der äusseren Lebensart, von der Sucht der besser- 
stehenden Klassen, sobald die nachstehenden ihren Genuss- 
kreis mit Recht verbessern, auch den ihrigen grundlos zu 
steigern. Je mehr sich die Einzelempfindungen im Genuss- 
leben unbeschadet der Tendenz, dass die in gleicher Ein- 
kommenslage Befindlichen hinsichtlich der Verteilung ihrer 
Bedürftiisse auf die einzelnen Konsumzweige gleichmässig 
verfahren, von der Willkür der gesellschaftlichen Modege- 
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brauche befreien, desto mehr wird die Mässigung im Genuss 
im Interesse seiner Dauerhaftigkeit, Veredelung und geistigen 
Verfeinerung zur Geltung kommen. Die Einfachheit des 
Genusslebens schliesst keineswegs ein hohes Mass der Ver- 
edelung aus; nur muss darauf geachtet werden, dass die 
Gewohnheit im Genuss im Gleichgewicht zur Gewohnheit 
in der Arbeit bleibt. Nicht die Beseitigung des freien Ge- 
nusswillens, sondern die Aechtung seiner Ausartung — ins- 
besondere soweit der Luxus nur durch Steigerung harter 
körperlicher Arbeit beftiedigt werden kann — , nicht dikta- 
torische Genussvorschriften, sondern eine organische Stei- 
gerung der allgemeinen Genusskraft und Lebenshal- 
tung auf Grundlage einer vernünftigen Einkommens- und 
Besitzverteilung sind das Ziel. Für seine Erreichung ist 
keineswegs die über einen bestimmten Punkt hinaus nicht 
mehr steigerungsfähige Genusskraft des einzelnen, sondern 
das Gesetz der grossen Zahl entscheidend. Die Steige- 
rung der Produktion muss zur Verallgemeinerung und 
Veredelung des Konsums führen; für die Massenerzeugung 
der Maschinen ist der Absatz an eine steigende Menge 
von Konsumstellen derart zwingend, dass die Besitz- 
interessen selbst hierauf hinwirken müssen. Und dieser 
Zwang wirkt progressiv, da die unübersehbaren Fortschritte 
der Maschinentechnik der Bevölkerungszunahme stets vor- 
ausgehen. 

Ebensowenig haltbar ist die dritte und abstrakteste aller 
Theorien, die aus den Zeiten der wirtschaftlichen Abgeschlos- 
senheit und unvollkommenen Technik stammende Lehre 
von der Unzulänglichkeit der Unterhaltmittel und von der 
Uebervölkerung, der schärfste Angriff gegen die persönliche 
Freiheit, die Agitationswaffe aller pessimistischen Systeme. 
Sie bildet den Ausgangspunkt für die Behauptung, dass 
wegen zunehmenden Mangels der Naturkraft gegenüber der 
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Bevölkerungszunahme der Besitz eine steigende Rente 
gegenüber dem Nichtbesitz beziehe. Allerdings können in 
einem isolierten Gebiete die Rohstoffemten an einen nicht 
mehr steigerungsfähigen Punkt gelangen, während die Be- 
völkerung, die in der ersten Generation sich verdoppelte, 
sich in der dritten Generation schon auf das Vierfache der 
ersten belaufen kann. Auch sind infolge ungenügender Ver- 
kehrsleitung oder rascher Bevölkerungszunahme örtlich und 
zeitlich vorübergehende Störungen möglich. Nimmer lassen 
sich jedoch solche Erscheinungen auf das Weltgebiet, 
wo sich Bedarf und Ueberschuss ausgleichen, übertragen 
und zu dem Trugschluss verallgemeinem, dass die Hemm- 
nisse, welche die überwiegende Produktivkraft des Menschen- 
geschlechts sich nach der Masse der Nahrungsmittel zu 
richten zwingen, auflösbar seien in Laster und Elend. Wo 
liegen denn die Beweise für eine Erschöpfhchkeit der Natur 
in der Weltordnung, deren Kraftvorrat für mensch- 
liche Erkenntnis unübersehbar ist? Lässt sich eine Grenze 
der technischen Vervollkommnung aufstellen? Jeder tech- 
nische Fortschritt, der die Produktion intensiver macht, 
ermöglicht die Beftiedigung einer grösseren Konsumenten- 
zahl, während andererseits die Lebenskraft der Volksstämme 
ebenso einen Höhepunkt erreicht, wie diejenige der Men- 
schen. Ist nicht gerade die mit der persönlichen Freiheit 
eng verknüpfte internationale Freizügigkeit, zu der die Gleich- 
stellung der Ausländer mit den Inländern auf wirtschaft- 
lichem Gebiete kommt, eines der wirksamsten Ausgleich- 
mittel? Und selbst wenn das Phantom der Hilflosigkeit der 
Menschheit richtig wäre, könnte eine mehr oder minder 
kommunistische Wirtschaftsordnung im Endpunkt auch 
keine Lösung bieten. 
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DRITTE ABTEILUNG. 

Auseinandersetzung zwischen Kapitalzins und 

Arbeitslohn. 

9. Der Kapitalzins. 

In diesem Worte liegt auch für die moderne Volkswirt- 
schaft der grösste Zankapfel, der Streit zwischen: 

Besitz und Nichtbesitz, 

beweglichem und unbeweglichem Besitz, 

Besitzrente und Arbeitslohn, 

Stoffkapital und Geldkapital, 

öffentlichem und Privatinteresse. 

Nur durch scharfe Auseinanderhaltung der verschiede- 
nen Kräfte, die hier mitspielen, ist eine Klärung möglich. 

Zunächst ist festzustellen, dass das Stoff kapital (Roh- 
stoff, Halb- und Ganzprodukt, Hilfsmittel wie Maschinen, 
Werkzeuge u. s. w.) einen früheren Aufwand an Natur- und 
Arbeitskraft verkörpert und während der Dauer eines neuen 
Produktionsabschnittes eine spezifische Tätigkeit nach zwei 
Richtungen entwickelt. Es hält den bisherigen Aufwand 
als technische, für dauernde oder vorübergehende Nutz- 
leistungen wirksame Kraft derart gebunden, dass unter dem 
Zugang neuer Arbeit Neues und zwar Besseres — ein Mehr- 
wert — entstehen kann und es gewährt für die neue Arbeit 
die zeitliche Grundlage durch Aufspeicherung der nur 
allmählich eintretenden Arbeit , so dass der erste Arbeitstag 
als Grundlage für den zweiten u. s. w. dienen, und die Arbeit 
trotz der Unterbrechung der Arbeitszeit eine zusammen- 
hängende Leistung bilden kann. Kurz: jedes Stoffkapital 
enthält ein Nutzelement, das sich in der eigenen Betätigung 
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brauchbarer Kräfteleistung äussert und in dieser objek- 
tiven Mitwirkung bei der Erzielung eines Mehrerfolgs 
nach Menge und Güte in einer neuen Produktionsperiode 
liegt die Begründung des Kapitalzinses, d. h. des 
Anteils des Stoflfkapitals an dem nach der neuen Pro- 
duktionsperiode sich ergebenden Wert des Produkts. Völlig 
verschieden von dieser objektiven Seite ist die subjektive 
Frage, wer Besitzer des Kapitals und dementsprechend 
Empfanger des Kapitalzinses sein soll. Hiernach ist zunächst 
die kommunistische Arbeitstheorie ein Irrtum, wo- 
nach die Arbeit allein Wert schaffe und der Kapitalzins ein 
widerrechtlicher Abzug am Arbeitslohn sei. 

Wenn von zwei Unternehmungen bei gleicher Ar- 
beitsleistung die eine mittelst der Maschine das Doppelte 
eines anderen maschinenlosen Betriebs erzielt, so ist der 
Mehrerfolg unzweifelhaft das Ergebnis des in der Maschine 
wirkenden Stoff kapitals , fliesst also nicht aus der Tätig- 
keit des Arbeiters, sondern aus einer getrennten Quelle. 
Auch unter einer kommunistischen Ordnung könnte der 
einzelne einen Lohn nur im Verhältnis seiner Leistung zu 
derjenigen der übrigen Arbeiter beziehen ; der Kapitalertrag 
mtisste an die Gemeinschaft fallen als Trägerin der 
Kapitalbildung und Verwaltung zum Zwecke der Verteilung 
als Dividende oder zur Ausleihe an einzelne, was gleichfalls 
nur gegen Zins geschehen könnte. Und gerade hier erweist 
die Frage: Nach welchen Grundsätzen soll die Verteilung 
dieses selbständigen Gewinns oder die Ausleihe in gerechter 
Weise erfolgen, die Unmöglichkeit einer kommunistischen, 
in jeder Form auf mechanische Organisationen und Will- 
kürordnungen angewiesenen Lösung. Der einzige Weg, auf 
dem eine organische Verteilung des Produktionsertrags 
zwischen Zins und Lohn nicht nur innerhalb der einzelnen 
Produktionsstufen und Generationen, sondern auch zwischen 



— 75 — 

denselben sich ermöglichen lässt, ist die Zulassung des 
privatrechtlichen Kapital-Erwerbs und Besitzes und die 
üebertragung der Auseinandersetzung auf ein freies Ueber- 
einkommen zwischen Besitz und Arbeit nach Gerechtig- 
keit und unter Ausschluss von Vorrecht und Herrschaft 
auf beiden Seiten. Der Einwand, dass hierdurch die Ok- 
kupation als Urgrund des Kapitalbesitzes anerkannt werde, 
kann nicht abschrecken. Die erste Besitzergreifung von 
Grund und Boden war eine wirtschaftliche Notwendigkeit 
und der erste Zins, sofern nicht Rechte anderer verletzt 
wurden, eine Prämiierung der Tüchtigkeit. Welchen An- 
spruch sollte der Arbeiter der zweiten Generation auf 
diesen Prämienbesitz haben, da dieser nicht durch seine 
Arbeit entstanden ist? Dass die Rechtsentwicklung viel- 
fach durch Gewaltakte unterbrochen wurde, ist kein Gegen- 
beweis. 

Die wirtschaftliche Notwendigkeit ist der 
innere Grund für die Zulassung des Kapitalzinses als Ein- 
zelrecht, gleichzeitig aber auch für die Forderung, dass 
dieses Recht bei der Auseinandersetzung nicht zur Be- 
schränkung des der Arbeit gebührenden Lohnes ausgenutzt 
werden darf. Hiermit zerfallen auch die Versuche, die 
subjektive Berechtigung des Kapitalzinses aus dem Ge- 
nussverzicht des Besitzers oder aus seinem Risiko 
des Kapitalverlustes abzuleiten^. Ganz unhaltbar vom 
Standpunkt der persönlichen Freiheit ist die Auffassung, 
dass die Kapitalbesitzer den Zins als Funktionäre der Ge- 
samtheit für die Bildung und Beschäftigung des nationalen 
Produktionsmittelfonds, die Arbeit der Sammlung und Ver- 
wendung des Kapitals, die Spar- und Disponiertätigkeit be- 
ziehen. Entweder ist diese Oberherrschaft ein Hirngespinst 
ohne praktische Bedeutung oder sie wird tatsächlich aus- 
geübt, dann tötet sie eine der wichtigsten Kräfte der per- 
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sönlichen Freiheit, die persönliche Unternehmungs- 
lust, diese Triebkraft der ganzen Produktionsbewegung. 
Zwischen Mutlosigkeit und Wagehalsigkeit entsteht nach 
einer mehr oder weniger kenntnisreichen und leidenschafts- 
losen Abwägung der Chancen die mit der Uebernahme des 
alleinigen Risiko verbundene Tat des Unternehmers. 

So viele Missbräuche sich auch in der Unternehmer- 
tätigkeit finden, das eine steht fest, dass der Unter- 
nehmer seine Existenz ganz oder zum Teil einsetzt, und 
dass in solchem persönlichen Eintreten für noch nicht 
Anerkanntes und Ungewisses ein Opfer liegt, das Aner- 
kennung verdient. Gleichviel, ob der Kapitalbesitzer durch 
Vorausvereinbarung eines bestimmten Lohnes den Arbeiter 
auf einen festen Satz oder der besitzlolfee Arbeiter durch 
Leihe des Kapitals den Kapitalbesitzer auf einen festen Be- 
trag, den Leihzins beschränkt, in beiden Fällen geht das 
Risiko des Erreichens dieses Abfindungssatzes auf den Ab- 
finder allein über. Für diese spekulative, sich auf eine Art 
von Versicherungstätigkeit zuspitzende Arbeit hat der 
Unternehmer Anspruch auf einen Arbeitslohn, den soge- 
nannten Unternehmergewinn, dessen prinzipielle 
Stellung in der Auseinandersetzung über die Teilung des 
Produktionsbetrages zwischen Kapital und Arbeit scharf 
abgegrenzt werden muss. Wer einen selbständigen Unter- 
nehmergewinn als Prämie für die genaueste Befolgung eines 
Gesetzes der geringsten Kosten und des höchsten Nutzens 
zu rechtfertigen sucht und dem egoistischen Bestreben des 
Unternehmers, die sog. Selbstkosten auf den niedrigsten 
Satz zu halten, das Wort redet, proklamiert die Belastung 
der Produktion mit einer ständigen Unternehmerprovision 
als Regulator der Einkommensverteilung zwischen Arbeit 
und Kapital. Gegenüber solchen Prioritätsansprüchen hat 
sich in dem modernen Wirtschaftssystem bereits die Auf- 
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fassung durchgerungen, dass das in allgemeinen 
Gründen der Ungewissheit ruhende Risiko bei der Abfin- 
dung nicht einer Seite allein zufallen darf und dass es mit 
der persönlichen Freiheit nicht vereinbar ist, einen sog. 
Gebrauchswert der Arbeit, d. h. ihren wirklichen Nutzungs- 
wert in Gegensatz zu einem sog. Kostenwert und Kau^reis 
der Arbeit, d. h. dem vorausbedungenen Lohnsatz zu bringen. 
Der Letztere ist nur ein Teil des Gebrauchswertes, mit dem 
er in organischer Verbindung steigen und fallen muss. 

In der Anerkennung des Satzes, dass jedes Lohn- 
abfindungssystem den Anspruch des Arbeitslohns auf 
Wechselbeziehung mit dem Ertrag zugrunde legen muss, 
liegt ein bedeutender Fortschritt®. Trotz der unentbehr- 
lichen Unternehmertätigkeit sind hiernach die Bewegun- 
gen des Produktions e r t r a g e s bestimmend für Lohn 
und Zins; der Unternehmergewinn signalisiert nur, ob 
diese Bewegungen ungünstig oder günstig, dementspre- 
chend das Risiko und die Versicherungsprämie hoch oder 
gering sind. Bei dem häufigen und raschen Wechsel 
der Konjunkturen in der viel verzweigten modernen Pro- 
duktion, bei der steigenden Ausdehnung des Produktions- 
gebietes, der Unübersehbarkeit der technischen Entwicklung 
müsste man annehmen, dass das Risiko im allgemeinen 
und einzelnen steigt, und da der Kapitalbesitz mehr zur 
Abfindung befähigt ist, als die Arbeit, letztere einer wachsen- 
den Lohnschädigung ausgesetzt sei. Indessen greifen gerade 
auf diesem Punkte die verschiedenartigsten modernen 
Assoziationsformen ein, um durch Verteilung des Risiko 
auf mehrere Einzelstellen, Beschränkung der Haftung auf 
einen bestimmten Umfang u. s. w. die Gefahr für den ein- 
zelnen abzuschwächen, sowie durch Genossenschaften auch 
dem Besitzschwachen die unmittelbare Beteiligung an der 
Unternehmertätigkeit selbst zu ermöglichen. Diese erst im 
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Anfange der Entwicklung befindliche überaus wichtige Be- 
wegung sucht der hohen Bedeutung einer tüchtigen Unter- 
nehmerschaft gerecht zu werden und einer Verschlechterung 
des Arbeitslohnes entgegenzuarbeiten. 

Eine grosse Bedeutung in diesem Entwicklungsprozess 
kommt den beiden schwierigsten Problemen der modernen 
Volkswirtschaft, dem Geldkapital und dem Schuldkapi- 
tal zu, die in der gesamten Produktionsbewegung eine grosse 
Rolle spielen. Die Produktion befasst sich mittelbar oder 
unmittelbar nur mit der Arbeit am St off kapital, dessen 
Ueberleitung an die einzelne Produktionsstätte durch den 
Verkehr vermittelt wird, der sich zur Ausgleichung der 
hierdurch ebenso wie durch die Verbringung des Produkts 
an die Genussstelle entstehenden privatrechtlichen Ansprüche 
des Bargeldes oder seiner Repräsentanten als Umsatz- 
vermittler bedient. Dadurch, dass innerhalb des Staates 
jedermann gesetzlich zur Annahme des Bargeldes ver- 
pflichtet ist, kommt diesem Geld kapital der Charakter 
einer jederzeit verkehrsflüssigen Ware zu, im Gegensatz zu 
den übrigen Produkten, die warten müssen, bis sie einen 
Käufer finden. Inwieweit durch dieses Privilegium des 
Geldkapitals und seiner Repräsentanten die produktive 
Tätigkeit der Nichtbesitzer solchen Geldkapitals in ein Ab- 
hängigkeitsverhältnis gebracht wird, bleibt der späteren 
eingehenden Erörterung vorbehalten (vgl. Abschnitt 14). 

Die gleiche Frage entsteht bezüglich des Schuldkapi- 
tals, das sich auf Forderungen bezieht, die aus einer bereits 
beendigten Produktionsperiode stammen, in dieser aber nicht 
zur Einlösung gekommen , ' sondern auf die nachfolgenden 
Produktionsperioden als Last aus früherer Produktion über- 
tragen worden sind. Da es sich auch hier um in Geld- 
wert umgesetzte Forderungen handelt, die, je nachdem das 
ausgeführte Unternehmen ein öffentliches oder privates war. 
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gegen den Staat u. s. \y. oder gegen die Rechtsnachfolger eines 
privaten Unternehmens gerichtet sind, liegt der enge Zu- 
sammenhang dieser in Wertpapieren der verschiedensten 
Art formulierten Geldforderungsrechte mit dem Geldkapital 
klar zutage. 

In dieser scharfen Trennung zwischen Stoff- und Geld- 
kapital derart, dass auf dem Besitz des ersteren das Risiko 
für das Gelingen oder Misslingen des Produktionsprozesses 
ruht, während dem Geldkapitalbesitz ein fester Anspruch 
auf Zins und Amortisation zusteht, ferner in dem Umstände, 
dass der Besitz an Geldkapital und Forderungsrechten auf 
das Schuldkapital den Gegenstand einer selbständigen, von 
der StoflFproduktion losgelösten, spekulativen, teilweise mit 
reinem Spielinteresse verknüpften Tätigkeit unter sich bildet, 
liegt die unbefriedigendste Erscheinung des modernen Wirt- 
schaftssystems, zumal die Gefahr der Ueberlastung der Zu- 
kunft durch steigende Zunahme der öffentlichen und pri- 
vaten Verschuldung nahe liegt. Für das Gesamtinteresse 
kommt es nur darauf an, dass das Stoffkapital unausgesetzt 
produktiv tätig ist, rasch konsumiert und durch neue Pro- 
duktion ersetzt wird, d. h. sich einfach, schnell und gut 
umsetzt. Der Geld- und Schuldkapitalumsatz hat für das 
Gesamtinteresse nur soweit Bedeutung, als er die Stoff- 
kapitalbewegung unmittelbar oder mittelbar erleichtert und 
fördert, zu einer für die Produktion vorteilhafteren Ein- 
kommensverteilung und Wirtschaftsform oder zweckmässi- 
geren Konsumverteilung führt. Darüber hinaus handelt es 
sich um eine privatwirtschaftliche Interessenbewegung ohne 
oder mit Gefahr für die Produktion, besonders bedenklich, 
wenn sie ihren Stützpunkt auf das internationale Gebiet 
überträgt. 

Auf das Geld- und Schuldkapital beziehen 
sich bewusst oder unbewusst die gegen die Kapital- 
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herrschaft gerichteten Angriffe. Es wird dabei nur 
übersehen, dass es sich um eine durch die radikalen tech- 
nischen Umwälzungen veranlasste tiefgreifende Uebergangs- 
periode handelt, dass so stark und heftig, wie in keiner 
früheren Entwicklungsperiode, alles nach neuen wirtschaft- 
lichen Formen an Stelle der bisherigen ungenügend und 
hilflos gewordenen drängt, und dass gegen die in dieser 
technisch-wirtschaftlichen Umwälzungsepoche entstehenden 
Auswüchse und Krisen nur das von der persönlichen Frei- 
heit getragene Ringen der individuellen Tüchtigkeit das 
Heilmittel sein kann und nicht ein auf die Herrschaft der 
Menge lossteuerndes neues System. 

Zunächst handelt es sich um eine zweckmässigere Bil- 
dung und Verteilung des Kapitals überhaupt, 
derart, dass der Schwerpunkt der Kapitalisierung nicht bei 
dem Besitz, sondern bei der Arbeit ruht. Grosser Kapital- 
besitz, der zumeist zur Gesellschaftsform drängt, ist als För- 
derer weittragender Unternehmungen, und Bahnbrecher bei 
grossen Risiken nützlich. Hier muss die weitere Entwick- 
lung namentlich durch die Gestaltung des Gesellschaftsrechts 
auf die Eindämmung von Monopolbestrebungen, des Druk- 
kes auf Kleinbesitz und Arbeit, der Häufung von Umschlags- 
gewinnen aus nutzloser spekulativer Tätigkeit hinwirken. 
Den wirksamsten Halt kann aber nur der Mittel- und Klein- 
kapitalbesitz namentlich auch an Stoffkapital bilden; je 
mehr der Lohn zur Kapitalbildung befähigt, desto grösser 
wird die Zahl der Kapitalsammelpunkte und der kräftigeren 
Konsumstellen sein. Dieser mittlere und kleine Kapital- 
besitz, gleichviel ob er aus selbständigem Wirtschaftsbetrieb 
oder aus einer Teilstellung in einem Grossunternehmen 
kommt, vertritt dadurch, dass er neue Kräfte von unten 
anzieht und nach oben abgibt, der Vorwärtsbewegung zwar 
keine neue Bahnen weist, aber ihre Fortschritte verallge- 
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meinert und vertieft, am besten das Gleichgewicht der per- 
sönlichen Freiheit, die Widerstandskraft bei Unfähigkeit der 
leitenden und Unzufriedenheit der unteren Klassen. 

Bei dem Geldkapitalverkehr steht, abgesehen 
von der später zu erörternden prinzipiellen Frage des Geld- 
wesens , die Kreditorganisation mit ihren beiden 
Zweigen der Sammlung und Ausleihe des verftigbaren Geld- 
kapitals im Vordergrund. So verschiedenartig und den Pro- 
duktionszweigen angepasst auch die Arten der Kreditver- 
mittlung sind, die persönliche Tüchtigkeit und Vertrauens- 
würdigkeit des Kreditnehmers bietet ihre eigentliche Grund- 
lage, die selbst in den Fällen der Verpfandung eines Wert- 
gegenstandes (Hypotheken, Faustpfand u. s. w.) nicht völlig 
ausscheidet. In der modernen Volkswirtschaft ist die Kredit- 
benutzung für produktive Zwecke nicht mehr wie früher 
ein Zeichen von Wagehalsigkeit oder Unsolidität, sondern 
das unentbehrliche Mittel, um der nicht oder nur wenig 
besitzenden tüchtigen Arbeitskraft eine selbständige Beteili- 
gung an der Produktion zu ermöglichen. Dieses allgemeine 
Interesse weist auf die Notwendigkeit einer öffentlich-recht- 
lichen Organisation der Kreditvermittlung hin, teils durch 
Zentralinstitute, die unmittelbar im Betrieb oder unter Auf- 
sicht des Staates, öffentlicher Korporationen stehen, teils 
durch Oberaufsicht und Grundbestimmungen für Privatin- 
stitute, wodurch, ohne letztere in ihrer freien Bewegung zu 
bevormunden, Garantien gegen Missbrauch gegeben werden. 
Je mehr die öffentliche Kreditorganisation in die mitt- 
leren und kleinen Kanäle dringt, desto besser (Oeffentliche 
Spar- und Vorschusskassen). Im übrigen wird die weitere 
Entwicklung entschieden gegen die Auffassung Stellung neh- 
men, dass das Geld kapital zur Führung der Produktion 
berufen sei, diejenigen Produktionsformen, die seinen Spe- 
zialinteressen am besten dienen, künstlich bevorzugen und 

von Schraut, Persönliche Freiheit. 6 
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die Generalunternehmerschaft für die gesamte Produktion 
übernehmen könne. Allerdings wird seine Stellung dadurch, 
dass die staatlich zugelassenen Umlaufsmittel die Bargeld- 
deckung erheblich übersteigen, sehr gestärkt ; seine Angabe 
ist aber stets nur die Umsatzvermittlung im Dienste der in 
erster Reihe entscheidenden Produktionsinteressen, nicht 
umgekehrt. 

Eine gleiche Abwehr wird sich auch gegen eine Vor- 
machtstellung der Forderungen richten, die sich auf die 
aus früheren Zeiten stammende, die Produktion belastende 
Kapitalschuld beziehen und in enger Verbindung mit 
dem Geldkapital stehen, weil sie sich in Wertpapieren ver- 
körpern, die gleichfalls auf Geldkapital lauten. Das ein- 
fachste Mittel ist hier die Verminderung der öffentlichen 
Schuldaufnahmen und der Hypothel^arschulden (die per- 
sönlichen Schulden regulieren sich in kürzeren Zeiträumen). 
Anders in Zeiten technischer Neuerungen, als in solchen 
ruhiger Entwicklung. Hier zeigt sich die Güte einer festen, 
sich von Aengstlichkeit wie von Leichtsinn gleich fernhal- 
tenden, mit weiten Perioden rechnenden öffentlichen Fi- 
nanzverwaltung. 

Gleichwie diese beiden Kapitalarten keinen Staat im 
Staate bilden dürfen, so gibt es auch kein selbständiges 
internationales Kapital, sondern nur die Bewe- 
gung der Kapitalkräfte der einzelnen Länder mit oder gegen- 
einander auf dem internationalen Markte. Auch hier kann 
das einzelne Land nur als geschlossenes Ganze mit Erfolg 
auftreten. Die Kapitalmacht eines Landes darf nie ausser 
acht lassen, dass die Schlussbilanz mit dem Ausland die 
Verkehrsbeziehungen jeder Art umfasst und der Warenver- 
kehr vor dem Effektenhandel den Vorrang haben muss, 
weil der Stofi'kapitalumsatz der Produktion und dem Kon- 
sum unmittelbar nützt, während die Geldkapitalbewegung 
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zwar mittelbar der Produktion nützen, als Selbstzweck für 
diese aber auch schädlich oder nutzlos sein kann'. 

10. Der Arbeitslohn. 

Für diejenigen, die den Kapital- und Arbeitsaufwand 
eines Produktionsprozesses in sich vereinigen, kommt nur 
die Höhe des Produktionsertrages in Betracht. Wie viel 
sie nach Verzinsung und regelmässiger Tilgung einer etwai- 
gen Kapitalschuld auf Kapitalzins und Arbeitslohn rechnen, 
steht ihrem Ermessen frei. Dagegen kommt, wenn der 
Arbeiter nicht zugleich im Besitz des Kapitals ist, ausser 
der Höhe des Produktionsertrages die genaue Verteilung 
desselben zwischen Lohn und Zins in Frage. Im allge- 
meinen gilt der Satz: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 
Dementsprechend lassen sich drei Hauptgattungen der ge- 
lernten Arbeit mit zahlreichen Zwischengliedern : die geringe, 
mittlere und gute Arbeit als Grundlage für die Lohnabstu- 
fung unterscheiden. Für die Einreihung in die einzelne 
Gattung kommt nur die brauchbare Durchschnittsarbeit in 
Betracht ; eigenartige Arbeit, sei es in Mängeln oder in Vor- 
zügen, erfordert besondere Behandlung. Die unterste Stufe, 
die nichtgelernte Arbeit, hat in allen Produktionszweigen 
ein gleiches Niveau, während in den Stufen der gelernten 
Arbeit der Charakter des Produktionszweiges für die Be- 
deutung der Arbeit entscheidend ist. Von Interesse ist zu- 
nächst die unterste Stufe, die allgemeine einfache Dienst- 
leistung, weil es sich hier um den Grundwert der Arbeit, 
die Sicherstellung des für die Existenz des Arbeiters erfor- 
derlichen Bedarfs handelt, auf welchen sich sodann die An- 
sprüche auf ein höheres Lohneinkommen für die Stufen 
der gelernten Arbeit aufbauen. Der Kapitalbesitz ist i m 
ganzen verpflichtet, der Arbeit Rückhalt für die Erhal- 

6* 
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tung ihrer Kraft zu bieten, weil es ein Geschöpf der beiden 
Produktionselemente, Natur- und Arbeitskraft ist, von denen 
die erstere zur Erhaltung der letzteren bestimmt ist. In 
diesem Sinne kann von einem Minimallohn gespro- 
chen werden, der geleistet werden muss, bevor ein Kapital- 
zins entstehen kann. Zwei Fragen treten hier in den Vor- 
dergrund. Worin besteht der durch den Minimallohn zu 
deckende Mindestsatz der Lebenshaltung? und: vollzieht 
sich eine Vorwärtsbewegung der letzteren unter der Herr- 
schaft der persönlichen Freiheit von selbst? 

Unter dem Mindestsatz der Lebenshaltung ist nicht der 
absolut niedrigste Stand der Bedürfiiisse zur Lebens- 
fiistung, sondern ein sich allmählich dem Fortschritt der 
übrigen Lebenshaltung entsprechend verbesserndes Niveau 
zu verstehen. Die geringste Lohnstufe muss sich über die 
Maschinenrente erheben, die sich auf Unterhalt und Er- 
neuerung beschränkt; sie muss die Voraussetzungen für eine 
Familie, Garantien gegen eine Degeneration, und die Mög- 
lichkeit gewähren, über den täglichen Bedarf hinaus eine 
wenngleich beschränkte Balance zwischen Nötwendigem und 
relativ Entbehrlichem durch vernünftiges Verhalten eintreten 
zu lassen ^. Diese unterste Lebenshaltung muss sich all- 
mählich verbessern, weil die kostenlose Steigerung der 
Massenproduktion ohne Mehrarbeit durch die wirt- 
schaftlich-technischen Fortschritte und leistungsfähigeren 
Organisationsformen auch den Massenverbrauch der 
allgemeinen Bedarfsartikel erweitern muss, ferner weil diese 
Massenproduktion der Maschinen den Bedarf an Arbeit der 
einfachsten Formen keineswegs vermindert, sondern getrie- 
ben durch die Konkurrenz und die Kapitalkonzentration 
weiter steigern muss und endlich weil unter einer Kultur- 
entwicklung, die auf politischem Gebiete Gleichheit, Asso- 
ziationsft'eiheit und Oeffentlichkeit anerkennt, alle sozialwirt- 
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schaftlichen Bemühungen gerade auf diesen Punkt gerichtet 
sind. Wie sich diese Tendenz verwirklicht, lässt sich nur 
aus einem Zusammenhalt der Löhne mit den Preisen der 
allgemeinen Bedarfsartikel erkennen. Abgesehen von grossen 
allgemeinen Krisen, die zeitweise einen vorübergehenden 
Druck ausüben können, wird das in einer Kulturperiode 
gewonnene Niveau der allgemeinen Lebenshaltung und ent- 
sprechender Lohnhöhe ohne Gefahr für die ganze Wirt- 
schaftsordnung sich weder zurückschrauben, noch in einer 
der Vorwärtsbewegung im übrigen entsprechenden Verbes- 
serung hemmen lassen. 

Andere Gesichtspunkte treten bei den verschiedenen 
Stufen der gelernten Arbeit in Erscheinung. Diese 
ist mit dem Schicksal des betreffenden einzelnen Pro- 
duktionszweiges verknüpft, und zwar um so mehr, je wert- 
voller ihre spezielle technische Fertigkeit ist. Die grössere 
oder geringere Rentabilität und Krisengefahr des speziellen 
Produktionszweiges, die richtige Einreihung der individuel- 
len Qualitätsleistung im Vergleich zu anderen, der für die 
Erlernung und Fortbildung gemachte Aufwand sind hier 
der Gegenstand rein individueller Fürsorge und der Geltend- 
machung der persönlichen Interessen. Es liegt auf der Hand, 
dass die Lohnhöhe sich der Bedeutung der Arbeit für das 
einzelne Unternehmen anschliessen, und die bessere Lebens- 
haltung allgemein auch die Möglichkeit einer Kapital- 
ansammlung aus dem Arbeitslohn gewähren 
muss. In dem Entstehen des Kapitalbesitzes aus dem Ar- 
beitslohn liegt die sicherste Gewähr gegen Missbrauch des 
Besitzes. Je mehr der Erfolg des Unternehmens von der 
individuellen Qualität der Arbeit abhängig ist, desto höher 
muss die Lohnquote an dem Produktionsertrag sein. Auch 
steigt mit jeder Vervollkommnung der technischen Mittel 
der spezifische Wert der Arbeit, soweit diese die Unterlage 
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für die Ausnutzung des technischen Fortschrittes bildet^. 
Dass dieser vielgestaltige Wertungsprozess der Arbeit, in dem 
sich die Kräfte der persönlichen Freiheit messen, sich aus- 
schliesslich unter der Herrschaft der Gerechtigkeit 
vollzieht, und eine Herabdrückung der besseren Arbeiten 
in geringere Lohnstufen nicht zur Notwendigkeit wird, ist 
die Lebensft'age der ganzen Wirtschaftsordnung. Alle wirt- 
schaftlichen Ursachen und Wirkungen fliessen hier inein- 
ander. Es kann hiernach weder von einer Einheitlichkeit 
der Arbeiterinteressen, noch von einem gemeinschaftlichen 
Nenner der Arbeit als einheitlichen Repräsentanten flir die 
verschiedenen Arbeitskategorien und als Massstab flir Lei- 
stung und Lohn, noch von einem allgemeinen Durch- 
schnittslohn, der abwärts nach der geringsten Lebens- 
haltung dränge, gesprochen werden. Die Verelendungstheo- 
rie, wonach beim Steigen des Lohns über den notwendigsten 
Satz sich die Arbeiterzahl rascher vermehre und das Mehr- 
angebot von Arbeitskräften den Lohn wieder herabdrücke 
(das sog. eherne Lohngesetz) gehört den ft-üheren abgeschlos- 
senen und technisch unvollkommenen Produktionsperioden 
an und wird schon durch den Hinweis darauf entkräftet, 
dass jeder technische Fortschritt, der die Massenproduktion 
erleichtert, zu einer Besserung der allgemeinen Lebenshal- 
tung führen m u s s. Zwar drängt auch der Arbeiter nach 
den Produktionszweigen, wo der Lohn höher ist, und die 
gleiche Arbeitsleistung drängt nach Nivellierung der Löhne 
ohne Rücksicht auf die Höhe des Produktionsertrages; dies 
sind jedoch ganz natürliche Strömungen, denen auch der 
Kapitalzins unterworfen ist, und die, wie im folgenden Ab- 
schnitte näher erörtert ist, bei der Auseinandersetzung zwi- 
schen Lohn und Zins keineswegs zum Nachteil des ersteren 
ausschlagen müssen. 
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11. Der Arbeitsvertrag. 

Wohl ist der Arbeitsvertrag als rechtlich klag- 
bare Grundlage für die Auseinandersetzung zwischen Ka- 
pital und Arbeit über Zins und Lohn und die Erhebung 
der Lohnforderung zu einem Rechtsanspruch ein grosser 
Fortschritt. Indessen: mehr als auf die juristische Form 
kommt es auf die wirtschaftliche Bedeutung des Inhalts an. 
Beide haben das gemeinsame Interesse an der Produktion, 
weil sonst die Arbeitskraft beschäftigungslos, das Kapitel er- 
tragslos wäre. Mehr als von den besonderen Verhältnissen 
des Einzelfalles ist der Arbeitsvertrag von der allgemeinen 
Entwicklung beherrscht, die hierfür keine Schablonen kennt, 
weder naturgemässe Anteile, noch mechanische Masstäbe. 
Die Sätze: »Alles, was nach Bezahlung der Arbeit übrig 
bleibt, gilt als Belohnung des Kapitals «:, oder umgekehrt: 
»Dem Arbeiter gebührt alles, was nach Deckung des landes- 
üblichen Kapitalzinses vorhanden ist«, berühren überhaupt 
nicht den Kern. Gleich bedeutungslos ist die Behauptung, 
dass der Lohn sich auf die Dauer den Kosten der not- 
wendigen Lebenshaltung anschliesse, während das Ka- 
pital das Uebrige erhalte, sonach die Zinshöhe von den An- 
schauungen abhänge, die jeweils über den Umfang der not- 
wendigen Lebenshaltung herrschen. Auch mit den Selbst- 
kosten der Arbeit ist kein greifbarer Masstab gefunden. Es 
gibt nur eine Antwort: Der Arbeitsvertrag soll ein vom 
Gerechtigkeitsgefühl geleiteter Gesellschafts- und 
Friedensvertrag sein ; in ihm spiegelt sich die Güte oder Re- 
formbedürftigkeit der Wirtschaftsordnung im ganzen wieder. 

Für die beiderseitigen Ansprüche kommen in der Haupt- 
sache folgende Gesichtspunkte in Betracht. Lohn und Zins 
haben das gemeinschaftliche Interesse, dass der Er- 
trag eine grosse Menge und einen hohen Einheitspreis 
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bringt. Bei gutem Ertrag sei es in der Menge oder im Ein- 
heitspreis kann eine geringere Anteilsquote ein höheres Ein- 
kommen bringen, als bei schlechtem Ertrag eine grössere 
Quote. Ein langsames Steigen von Lohn und Zins unter 
Besserung der Produktionsverhältnisse ist daher von Nutzen, 
rasches Steigen unter Schädigung der Leistungsfähigkeit der 
Produktionsquelle von Nachteil. 

Weiter kommt in Betracht die Menge an Kapitalein- 
schuss und Arbeitszeit in Verbindung mit der Qualität 
des Stoffkapitals (namentlich der Leistungsfähigkeit der 
Maschine) und der Arbeit. Die Entscheidung im ganzen 
ergibt die Wertfeststellung am Ende des Produktionsab- 
schnittes. Inzwischen wird der Arbeitslohn im Arbeitsver- 
trag schon im voraus vereinbart, wogegen der KapitaUst 
den Untemehmergewinn in dem unter Abschnitt 9 be- 
schriebenen Sinne für seine spekulative Tätigkeit und Bisiko- 
übernahme beziehen kann. Jede Entwicklungsform, die in 
dieses Abfindungssystem eine festere Grundlage unter Zu- 
hilfenahme des Versicherungswesens bringt, dient der per- 
sönlichen Freiheit in hohem Grade. Schon der Akkordlohn 
wirkt als Prämiierung der tüchtigeren Arbeit mit erhöhter 
Zuverlässigkeit. Der kommunistische Einwand, dass hier- 
durch die älteren und schwächeren Arbeiter geschädigt wür- 
den, ist hinfallig; die Sorge für diese liegt auf anderem Gebiete. 

Auf den Boden der Gesellschaft zwischen Kapi- 
tal und Arbeit tritt die Entwicklung bereits bei der Ver- 
einbarung einer nach der Ertragsbewegung gleitenden 
Lohnskala oder bei der Einräumung eines prozentualen 
Anteils am Ertrag. (Prämiierungssystem). Am weitesten 
voran steht das Kooperativsystem der für eigene 
Bechnung und Verantwortlichkeit tätigen Produktivgenossen- 
schaft, die als Schlüssel zum gerechten Lohn gepriesen 
wird. Sie ist unzweifelhaft eine nützliche Konkurrenzform, 
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aber kein Allheilmittel, teils wegen der Kollision der Arbeiter- 
interessen unter sich, teils wegen der allgemeinen Gefahren 
des Genossenschaftsbetriebs und der Beflirchtung, dass die 
Einzwängung den aus der unbeschränkten individuellen 
Tätigkeit entstehenden Fortschritt hemmt. Die Geschäfts- 
leitung aus einem einzigen verantwortlichen Willen wird 
stets voranstehen. Alle diese Bewegungen deuten auf das 
grosse Ringen nach neuen Formen für einen gerechten An- 
schluss des Lohns an den wirklichen Ertrag hin, und auf 
das Arbeitsfeld der Versicherungstechnik, die durch Ausge- 
staltung eines öffentlichrechtlichen Versicherungs- 
systems hinsichtlich des Unternehmerrisikos und der Ver- 
lustgefahr bei Kreditgewähr für Kleinunternehmungen auch 
auf diesem Gebiete die Bahn zum Ausgleich zwischen Ka- 
pital und Arbeit ebnen kann. 

In dieser Beziehung kann zunächst ein Vorrecht des 
Kapitals, dass der nach Deckung des für die Existenz des 
Arbeiters unentbehrlichen Lohns verbleibende Erlös zu- 
vörderst als Zins wenigstens insoweit verwendet werde, als 
zur Deckung der allgemeinen Lebenshaltung des Besitzers 
erforderlich ist, nicht anerkannt werden. Die unterste Grenze 
des Zinses liegt vielmehr in denjenigen Unternehmungen, 
bei welchen nach Befi'iedigung der berechtigten Lohnan- 
sprüche noch ein für die Existenz des Besitzers hinreichender 
Ueberschuss erzielt werden kann. 

Hinsichtlich des Anteils der Zeitdauer kann, sofern 
die Tätigkeit von Arbeit und Kapital nicht gleichmässig be- 
ginnt, oder nicht gleichen Schritt hält, für die Mehrleistung 
eine Vergütung berechnet werden. Eine weitere Abmachung 
ist begründet, wenn auf den erst später falligen Lohn oder 
Zins vorher Abschlagszahlungen gemacht werden. Dagegen 
berechtigt der Umstand, dass die ganze Rohstoffmenge bei 
dem Beginn der Produktion auf einmal eingeschossen wird. 
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das Kapital nicht zu einem Mehranspruch, weil die spezi- 
fische Tätigkeit des Stoffes sich nur gleichzeitig mit der 
zunehmenden Arbeit entwickeln kann^*^. 

Von Bedeutung ist, dass im Falle der Beschaffung des 
Kapitals durch Schuldaufnahme dieser Leihverkehr 
einschliesslich des Leihzinses eine innere Frage der Kapital- 
seite ist, durch welche die Lohnansprüche nicht beein- 
trächtigt werden dürfen. Indessen darf nicht verkannt 
werden, dass die dem Metallgeldkapital durch den gesetz- 
lichen Zwang zur Annahme gewährte herrschende Stellung 
im Leihverkehr dem übrigen Stoflfkapital gegenüber ein 
Privilegium schafft, das auch auf die Lohnentwicklung 
einwirkt. 

Für die theoretische Klärung erübrigt noch die 
Besprechung zweier Punkte: des Einflusses der Menge in 
Angebot und Nachfrage und der nivellierenden Tendenz 
im Lohn und Zins, die beide im modernen Zeitalter der 
Lokomotive, der grössten Beweglichkeit in kürzester Frist 
und weitestem Raum einen fundamental anderen Charakter 
tragen, als im Zeitalter der Postkutsche, der Schwerfällig- 
keit und Einschränkung. Der Ueberschuss in Angebot und 
Nachfrage, der nichts anderes bedeutet, als dass mit steigen- 
der Menge die Bedeutung und der Wert der Mengeneinheit 
sinkt, oder der Fehlbedarf mit umgekehrter Wirkung sind 
im modernen Zeitalter nur vorübergehende örtliche 
oder zeitliche Erscheinungen, die sich von selbst durch Zu- 
und Abzug von Kapital und Arbeit rasch ausgleichen, die 
regelmässige Entwicklung von Lohn und Zins als ausser- 
ordentliche Vorkommnisse zwar unterbrechen, aber in 
nachhaltiger Wirkung nicht unterbinden können. Das 
Kapital kann sich leicht sammeln und zurückziehen; nur 
die Sucht nach raschem und hohem Gewinn oder wage- 
halsige Spekulation führen es zeitweise auf Irrwege. In der 
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Arbeiterschaft andererseits wächst das Streben nach einer 
dauerhaften und regelmässigen Arbeitsstätte, was selbst- 
redend die Ausnutzung besonders günstiger Konjunkturen 
an anderen Orten nicht hindert, das unruhige Element aber 
einer nomadisierenden Minderheit überlässt. 

Im Zusammenhang hiermit steht die nivellierende 
Tendenz, die sowohl Lohn als Zins in sich tragen. Für 
die ganz gleiche Arbeitsleistung wird innerhalb der ein- 
zelnen Produktionszweige und zwischen diesen ein Ein- 
heitsniveau des Lohns ohne Rücksicht auf die Ren- 
tabilität der Einzelunternehmung erstrebt, wobei der Lohn 
in den geringer rentablen Unternehmungen auf denselben 
Satz zu kommen sucht, der in den höher rentablen Unter- 
nehmungen geleistet wird ^^ Diese Lohnbewegung vollzieht 
sich jedoch nur in einem unter gleichen Bedingungen pro- 
duzierenden Bezirk. Der Zins sucht sich dagegen infolge 
der schnelleren und leichteren Wanderfähigkeit des Kapitals 
bei Gleichartigkeit der Bedingungen allgemein zum Teil auf 
internationalem Gebiete auszugleichen, wobei auch der 
Umstand, dass der Leihzins bei gleichen Sicherheitsbedin- 
gungen nach Einheitssätzen drängt, mitwirkt. Dass diese 
umfassende Bewegung sich in vernünftiger Weise da, wo 
das Einheitsinteresse begründet ist, ohne Gleichmacherei, 
ohne Druck auf den Lohn und unter Schonung der Besitz- 
interessen vollziehen kann, ist auf die moderne Verkehrs- 
entwicklung, die Oeff en tlichkeit und die Frei- 
heit der Interessentenvereinigung auf wirtschaft- 
lichem Gebiete zurückzuführen. 

Das Licht der Oeffentlichkeit trennt den Kern 
leicht von Nebenpunkten, schützt vor Einseitigkeit und ist 
die Voraussetzung für den Schutz gegen Missbrauch der 
Koalitionsfreiheit. Neben den gemeinsamen Interessen be- 
steht auch ein natürlicher Interessengegensatz zwischen 
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer wie zwischen Verkäufer und 
Käufer, der auf beiden Seiten zur Anwendung von Mitteln 
fuhren kann, mit denen Machtfragen ausgetragen werden. 
Als Endziel muss aber jede zur Wahrung bestimmter Berufs- 
interessen entstandene Vereinigung bei Streitigkeiten über 
Arbeitsbedingungen, Lohntarif und Abänderung des Arbeits- 
vertrages bei tatsächlich veränderten Verhältnissen nicht 
den Kampf, sondern die Einigung betrachten, nicht Miss- 
brauch treiben, sondern gegen Missbrauch schützen und 
sich vor den beiden Hauptgefahren, den Uebergriffen auf 
das politische Gebiet und dem Terrorismus gegenüber den 
ihr Fernbleibenden hüten. 

Die Interessenvereinigung ist als Organisation des Klas- 
senkampfs verwerflich, auch im übrigen kein Allheilmittel, 
vielmehr oft dem Mengenkultus und der Herrschaft der 
Mittelmässigkeit ausgesetzt, nicht wählerisch in den Mitteln, 
ebenso zur Unterschätzung der Autorität wie zur Unter- 
drückung entgegenstehender Arbeiterinteressen geneigt. Im- 
merhin: besser unterwirft sich der Pflicht, wer sein Recht 
geltend machen kann, und zumeist ist Unordnung noch 
schädlicher, als der Uebereifer einer Berufsorganisation. Nur 
muss das öffentliche Wirtschaftsrecht Schran- 
ken zur Wahrung der verantwortlichen Autorität, gegen 
Vertragsbruch, Einmischung nicht unmittelbar Beteiligter, 
gegen Tyrannei gegenüber der Minderheit und den Arbeits- 
willigen ziehen und Grundlagen für den Hauptzweck, die 
Einigung, schaffen. 

Allgemeine ständige Einigungsämter neigen zu Schab- 
lonen und Scheinkonzessionen. Noch bedenklicher sind 
ständige von beiden Seiten gewählte Schiedsgerichte ; sie sind 
dem Druck der Parteiprogramme und Vorurteile ausgesetzt. 
Der zweckmässigste Weg ist, dass die Beteiligten von Fall zu 
Fall die beste Ausgleichsform durch besondere Einrichtungen 
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suchen. Weil die Kampfmethoden wechseln, und die Ur- 
sachen der Streitigkeiten verschiedenartig sind, müssen auch 
die Mittel der Friedensstifter veränderlich sein. 

Auch die Arbeitseinstellung oder Aussper- 
rung hat eine andere Bedeutung, je nachdem sie als 
Angriff oder Abwehr erfolgt, sich auf rein wirtschaft- 
lichem Boden bewegt oder als Gewaltmittel für politische 
Propaganda missbraucht wird und in diesem Falle politi- 
sche Gegenmassregeln provoziert. In wirtschaftlichen 
Eampfesfragen ist die nicht unmittelbar beteiligte öffentliche 
Meinung zumeist von richtigen Instinkten geleitet, und keine 
Arbeitseinstellung oder Aussperrung kann sich auf die 
Dauer gegen deren Urteil halten. Unter diesen Umständen 
ist namentlich in grossen weittragenden Fällen ein von 
einem für den betreffenden Fall besonders sachverständigen 
unabhängigen Organ ausgehender Spruch ohne Zwang weit 
wirkungsvoller, als die Entscheidung eines Schiedsgerichts, 
die nur mit Zwang ausgeführt werden könnte. 

Die Kämpfe ^zwischen Lohn und Zins, sowie der Arbeiter- 
gruppen untereinander sind an sich reine Interessenfragen, 
bei denen eine Verständigung stets möglich ist, sofern sie auf 
realem Boden behandelt und von Nebenabsichten und Stim- 
mungseinflüssen freigehalten werden; sie sind Durchgangs- 
stufen zu der unter den Produktionsverhältnissen der moder- 
nen Entwicklung angestrebten Vervollkommnung des Arbeits- 
vertrages und der Arbeitsordnung mit dem Ziele, dass die 
Neubildung von Kapital sich mehr aus dem Lohne als aus 
dem Zins vollziehe. Der Zins kräftigt bestehenden, Er- 
sparnis schafft neuen Besitz; in dem ersteren liegt der 
Rückhalt, in dem letzteren die Verjüngung ^^, Wenn Besitz 
und Nichtbesitz zu gross und die Mittelstufen zu klein sind, 
fehlt die Verantwortlichkeit und leidet die Tüchtigkeit. 
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VIERTE ABTEILUNG. 

Der Umsatz der Güter. 
12. Wert- und Preisbewegung. 

Der Güterumsatz im ganzen ist ein Tauschverkehr von 
Gütern mit Rücksicht auf ihre Verwendbarkeit für ein ge- 
gebenes Bedürfnis und ihre Erreichbarkeit als Ergebnis des 
Produktionsprozesses. Dass der Umsatz im einzelnen nicht 
unmittelbar als Tausch , sondern durch Benutzung des all- 
gemeinen gesetzlich hierfür bestimmten Umsatzmittels, des 
Bargeldes und seiner Repräsentanten zur Ausführung ge- 
langt, und sogar im Falle der Unzulänglichkeit dieses Ver- 
mittlers Schaden leidet, ändert nichts an dem Grundcha- 
rakter der Umsatzbewegung. Käufer nnd Verkäufer haben 
die vorerwähnten beiden Punkte, das Nutzungsinteresse und 
den Produktionsaufwand in Berechnung zu ziehen, wobei 
der erstere mehr das Nutzungsinteresse, der letztere mehr 
den Produktionsaufwand in Betracht nimmt. Der Wert, 
den jeder auf Grund seines Willens und seiner Erkenntnis 
dem einzelnen Gegenstand beilegt, ist nur eine Vorstellung, 
ein rein subjektiver Vorgang wobei sich im freien 
Willen die einzelnen subjektiven Wertermittlungen nur im 
gegenseitigen Verhältnis gruppieren, so dass alle Wertvor- 
stellungen nur relative Bedeutung haben ^^ Ihre 
objektive Verkörperung finden die Werte erst in dem Preis, 
d. h. dem auf Grund einer Vereinbarung zwischen Käufer 
und Verkäufer durch den Umsatz tatsächlich realisierten 
Werte. 

Insoweit eine Wertvorstellung nicht in einem Preise ihre 
Verwirklichung finden kann, bleibt sie eine unbrauchbare 
Idee. Je häufiger die Einigung der widersprechenden In- 
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teressen für denselben Gegenstand auf einen bestimmten 
Preis erfolgt, desto mehr wird derselbe ein Masstab für die 
Wertvorstellungen und ein Beharrungspunkt, nicht nur bei 
den Gegenständen, die unmittelbar in den Genuss übergehen, 
sondern auch bei den noch zur weiteren Verarbeitung im 
Produktionsprozess bestimmten Vorprodukten, über deren 
Gesamtwert erst am Ende dieses Prozesses im Preise des 
Ganzproduktes endgültige Entscheidung getroffen wird. 

Trotz dieser Rückwirkung der Preise auf künftige Wert- 
schätzungen ist der Preis doch nur ein für einen Augen- 
blick fixierter Ausgleichspunkt. Die aus den äussersten Ex- 
tremen — Not und Verschwendung — und den vielen 
Zwischenstufen entstehenden Werturteile der Konsumenten 
ringen mit denjenigen der Produzenten, und der sich hier- 
aus entwickelnde Preis bildet den Anziehungspunkt, nach 
dem die Einzelgeschäfte mehr oder minder gravitieren. 

Der Stärkere ist leichter in der Lage, seine Wertvorstel- 
lung nicht unterzuordnen. Mit solchen zunächst vereinzelten 
Abweichungen beginnt die Gegenströmung, die auf einen 
neuen Preissatz hinarbeitet. So entsteht aus Millionen selb- 
ständiger Einschätzungen ein organisch selbsttätiger Wert- 
bildungsprozess und durch die Vervollkommnung des Wert- 
urteils im Einzelnen wird eine vernünftige Preisentwicklung 
im ganzen erzielt. Allerdings kommen auch Störungen da- 
zwischen (Ausschreitungen der Spekulation, Mängel bei den 
Umlaufsmitteln, ausserordentliche Ereignisse); sie müssen 
sich aber ausgleichen, wenn das Ganze gesund ist. 

Jeder Versuch, an Stelle dieses äusserst feinen Räderwer- 
kes, das durch die individuelle Vernunft im Gang gehalten wird 
und die individuelle Einsicht belohnt, eine kommun^tische 
Zwangsregulierung zu setzen, wäre ebenso haltlos, wie die 
zahlreichen Theorien, die gerade auf diesem Gebiete besonders 
stark wuchern, und entweder nur die Nützlichkeit oder nur 
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die Kosten, speziell den Arbeitsaufwand als Wertbildner an- 
erkennen wollen. Wären alle Güter mit dem gleichen 
Arbeitsaufwand erreichbar, dann würde das Nützlichkeits- 
interesse allein den Wert bestimmen; da aber die Schwie- 
rigkeiten der Produktion bei einem Gegenstande gross, bei 
einem anderen gering sind, muss bei gleichbleibendem Nutz- 
ungsinteresse der Wert grösser oder geringer sein. 

Weit bedenklicher ist die den Ausgangspunkt der sozia- 
listischen Lehre vom Werte bildende Kostentheorie, wonach 
die Güter einen Wert nur hätten, weil ihre Herstellung 
einen Produktionsaufwand erfordere, ihr Besitz einen sol- 
chen erspare und ihr Verlust den Wiederherstellungsauf- 
wand notwendig mache. Hier wird die Verschiedenartig- 
keit der Stellung des Besitzes und Nichtbesitzes innerhalb 
der Produktion in den Vordergrund geschoben — ein in- 
terner Vorgang — dagegen verschwiegen, dass Gegenstände 
von ganz gleichem Produktions-Aufwand doch verschiedenen 
Wert wegen ihres Nutzungsinteresses haben, ohne welches 
die Produktion überhaupt keinen Zweck hätte. Die ge- 
ringste Nutzungseigenschaft eines Gegenstandes für die un- 
bedeutendste wirtschaftliche Absicht genügt zur Wertbildung, 
die aber ohne diese Voraussetzung nicht denkbar ist. 

Gleiches gilt in bezug auf eine Abart der Kostentheorie, 
die Lehre, dass die Arbeitszeit d. h. die Menge geleisteter ge- 
sellschaftlich notwendiger Arbeit die absolute Grundlage des 
Wertes sei. Abgesehen davon, dass die Arbeit nur einen Teil 
des Produktionsaufwandes bildet, wird die Arbeitsmühe nur 
durch ein bestimmtes Nutzungsinteresse veranlasst; das 
Bedürfnis ist der Grund der Arbeit und trotz gleichem Ar- 
beitsaufwand haben die Produkte ungleichen Wert. In dem 
Zugeständnis der Arbeitstheorie, dass nur die »gesellschaftlich 
notwendige« Arbeit in Betracht komme, liegt die Aner- 
kennung, dass die Verausgabung der Arbeitskraft nicht die 
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gemeinsame Grösse für den Austausch zweier Gegenstände 
ist, vielmehr der Beimessung eines Nutzungsinteresses bedarf. 

Wie vernünftig gegliedert, überall hin ausgleichend, den 
einzelnen zum einsichtsvollen Handeln anspornend, und 
bei Missbräuche das Ganze warnend diese auf der persön- 
lichen Freiheit beruhende Wertregulierung ist, möge der 
Einblick in einige wichtigere Vorgänge dartun. 

Der Wertschätzung wird die Gütereinheit in 
einem bestimmten Mass- oder Gewichtsausdruck zu Grunde 
gelegt. Die grössere Menge hat jedoch nicht stets den nach 
der Summe der Einheiten sich ergebenden Wert ; sie kann 
selbständig eine grössere oder geringere Nutzungseigenschaft 
haben ; ersteres in Folge der Machtkonzentrierung, letzteres 
in Folge grösserer Dringlichkeit des Absatzes. 

Nach den Gattungen, denen die Gegenstände in 
Bezug auf die Bedürfnisse (Nahrung, Kleidung, Wohnung 
u. s. w.) angehören^*, vollzieht sich die Wertbewegung in 
folgenden Grenzen : Höchster Wichtigkeitsgrad des Nutzungs- 
interesses mit grösster Schwierigkeit der Produktion — ober- 
ste Grenze; Geringster Grad des Nutzungsinteresses mit 
leichtester Produktion — unterster Punkt. 

Hiernach werden unter den Gütern mit gleichem Ge- 
nusszweck die mit dem geringeren Aufwand herstellbaren 
beim Genuss bevorzugt, die übrigen dagegen nur sparsam 
verwendet. Es ist unwirtschaftlich, mit grossem Aufwand 
entbehrliche Güter herzustellen, dagegen wirtschaftlich, wich- 
tige Güter, die nur geringen Aufwand erfordern, in grossen 
Mengen zu produzieren. Bei Gegenständen, die mehreren 
Bedürfnisgattungen dienen können, müssen im Falle hoher 
Produktionskosten die geringeren Verwendungszwecke aus- 
scheiden, während bei leichter Erreichbarkeit auch die min- 
derwichtigen Nutzungsinteressen mit zur Geltung kommen 
können. 

Yon Schraut, Persönliche Freiheit. 7 
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Mit anderen Worten: Die Wertbewegung wird ent- 
lastet von einer nachteiligen Beeinflussung seitens der schwer 
erreichbaren Güter durch die Minderung des Nutzungsin- 
teresses an diesen und seitens der wichtigeren Nutzungs- 
interessen dadurch, dass alle Gegenstände, die den letzteren 
zu dienen geeignet sind, sich in deren Dienst stellen. So 
führt die persönliche Freiheit vermittelst der Gattungen zu 
einem selbsttätigen Wertausgleich, infolge dessen trotz 
aller Preisschwankungen sich über kurz oder lang ein ver- 
nünftiges Wertverhältnis von selbst wiederherstellt. 

Nicht minder interessant ist, dass gleichwie die ein- 
zelnen Produktionsstufen von der Rohstoffgewinnung an 
über die Halb- und Ganzfabrikation hinweg bis zum Genuss 
einen einheitlichen Prozess bilden, auch die in dieser 
Kette gezahlten Teilpreise zwar privatrechtliche Wertab- 
findungen, wirtschaftlich aber nur schätzungsweise ermittelte 
Vorausbezahlungen auf den beim Konsum zur Erscheinung 
kommenden Schlusspreis sind. Werden durch diesen die 
vorhergegangenen Abfindungen als zu hoch oder zu niedrig 
befunden, so werden sich alsbald bei allen Teilabfindungen 
die Wertvorstellungen entsprechend zu berichtigen suchen. 
Gleiche Verhältnisse spielen sich auch zwischen den ver- 
schiedenen Produktionszweigen ab. Und die Folge? Diese 
organische Wechselwirkung im Kreislauf der Wertbewegung 
drängt auf Stetigkeit und Regelmässigkeit, tritt der ego- 
istischen Tendenz, billig zu kaufen und teuer zu verkaufen, 
entgegen und charakterisiert Koalitionen von Teilpro- 
duzenten oder einzelner Produktionszweige behufs künst- 
licher Steigerung ihrer Preise als einen Missbrauch, dem 
nicht nur der freie Verkehr, sondern bei starker Rückwir- 
kung auf das Ganze namentlich in internationaler Beziehung 
auch die Wirtschaftspolitik kräftig entgegentreten muss. 

Das Lebenselement der Wertbewegung 
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ist der freie Wettbewerb, und der Missbrauch 
dieser unentbehrlichen Kraft liegt gerade darin, ihre Frei- 
heit zu beschränken oder zu schädigen. 

Auch hier gilt es zunächst eine Theorie: »Der Preis der 
Produkte wird durch Angebot und Nachfrage bestimmt, und 
im Wege der freien Konkurrenz am freien Markt am besten 
geregelt« als teils nichtssagend, teils zu weit gehend auszu- 
schalten. 

Angebot und Nachft*age sind nur die äusseren Formen 
für den Einfluss der Menge auf die Wertbewegung; ent- 
scheidend sind die Ursachen und Wirkungen der Mengen- 
bildung. Unzweifelhaft kann in der modernen Volkswirt- 
schaft noch mehr wie früher in den einzelnen Zweigen und 
Stufen der Produktion die Mengengruppierung zu sprung- 
weisen und schädlichen Wertveränderungen Anlass geben, 
aber die Vielgestaltigkeit und Beweglichkeit der Produktion 
und des Verbrauchs in Verbindung mit der Ausdehnung 
und Leichtigkeit des Verkehrs werden solche Störungen 
schneller als fi^üher überwinden. Im ganzen muss dieser 
Ausgleichungsprozess, abgesehen von allgemeinen Krisen — 
worüber nähere Erörterungen folgen — sich um so nach- 
haltiger vollziehen, als sich Angebot und Nachfi^age bei der 
grossen Menge derjenigen vollziehen, die zugleich Produ- 
zenten und Konsumenten sind, der Einseitigkeit sonach 
eine natürliche Grenze in dem Selbstinteresse der Produ- 
zenten als Konsumenten und umgekehrt gezogen ist. Er- 
halten sie schlechte Preise als Produzenten, ist auch ihre 
Kaufkraft als Konsumenten geschwächt. 

In der Tat liegen die Gefahren der freien Konkurrenz für 
die Wertbildung nicht in dem Wettbewerb bei gleichen, son- 
dern bei ungleichen Produktionsbedingungen. Wenn der 
Kleinbetrieb auch da, wo er die technisch zweckmässigere 
Form ist, durch kapitalistische Grossorganisationen bedrängt 
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wird, wenn verwegene und unsolide Spekulation das reelle 
Geschäft erschwert, oder eine wilde internationale Kon- 
kurrenz Länder mit geringer Kulturstufe und Lebenshaltung, 
mit billigen Arbeitskräften und Löhnen an Stelle höherer 
Kulturländer zu setzen sucht, dann ist der fi'eie Wettbewerb 
durch Schrankenlosigkeit bedroht und eine Grenze erforder- 
lich, um zu verhindern, dass das Schlechte der Hammer, 
das Gute der Amboss wird. 

Im Vordergrund steht die Abwehr der unlauteren 
Konkurrenz im weitesten Umfange und mit den schärf- 
sten Mitteln. Nicht darum, ob eine Ware gut oder schlecht, 
nützlich oder unnütz ist, sondern ob sie im Verkehr als 
das ausgegeben wird, was sie wirklich ist, um die Quint- 
essenz des Geschäftes, Vertrauen und Ehrlichkeit handelt 
es sich. Gegen die Welt des Scheins und Schwindels helfen 
nicht kasuistische Rechtsformeln; vielmehr sind ft'eie den 
wechselnden Verhältnissen sich anpassende Sprüche von 
Sachverständigen auf der Grundlage breiter Oeffientlichkeit 
nötig, sowie strenge Haftung für die vorsätzliche in der 
Ausübung eines formalen Rechts gegen die guten Sitten ver- 
stossende Schädigung anderer. Im übrigen haben Staat 
und Gemeinde in ihren öffentlichen Einrichtungen, nament- 
lich auf dem für die Wert- und Preisbewegung sehr wich- 
tigen Gebiete des Verkehrswesens, reichliche Mittel, um die 
KonkurrenzlShigkeit der Schwächeren zu schützen, der 
Unterbindung der Konkurrenz durch Preismonopole ent- 
gegenzutreten, und das nationale Gesamtinteresse gegen die 
ausländische Konkurrenz zu wahren. Berechtigt ist weit- 
gehende Rücksichtnahme auf bestehende mit der Preisbe- 
wegung verknüpfte Interessen, und nützlich sind die Be- 
strebungen zur Bekämpfung des Preisschleuderns mittelst 
fester Vereinbarungen über Absatzgebiet, Marktorganisation, 
Submissionsverfahren, Minimalpreis u. s. w., solange sie sich 
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vom unmittelbaren oder mittelbaren Zwang fernhalten. Das 
zu Recht Bestehende hat Anspruch auf Anerkennung ; aber 
niemand kann verlangen, dass der Zuwachs ihm allein ge- 
bühre, und durch neue Konkurrenz nicht geschmälert wer- 
den dürfe, oder dass sein Besitzwert vor dem Einfluss neuen 
Wettbewerbs privilegiert werde ^*. 

Gibt es in der Wert- und Preisbewegung 
einen festen Punkt? Einigesagen: Die Arbeits- 
zeit. Diese ist jedoch wegen der Verschiedenheit der Ar- 
beitsqualität kein einheitlicher, sondern ein in der Tarifie- 
rung schwankender Begriff. Andere suchen ihn im Geld- 
wert. Dieser gibt aber nur das Wertverhältnis an, in dem 
ein Gegenstand zu allen übrigen steht, während die Werte 
sich untereinander abgleichen. Das Metallgeld hat aller- 
dings einen eigenen gleichfalls von Erreichbarkeit und Ver- 
wendungszweck — dem ihm vom Staate als Privilegium 
überwiesenen Dienst des Umlaufsmittels — abhängigen Wert. 
Nur soweit dieser Vermittlerdienst es erheischt, und das 
Privileg des Staates wirkt, spielt der Geldwert eine beson- 
dere Rolle. Fällt dieses Privileg, das jedermann zur An- 
nahme des Metallgeldes mit einem festen Wertsatz verpflich- 
tet, so hat letzteres statt einem Monopolpreis nur den ein- 
fachen schwankenden Metall wert, und ob dieses Privileg 
für die Ewigkeit eine Notwendigkeit ist, bleibt eine offene 
Frage. 

Die einzige unabhängig von dem menschlichen Willen 
für alle Zeiten in die Wertbewegung eingreifende Macht 
bleibt der unentbehrliche Bedürfnisstand 
der Menschen. Hier tritt die Pflicht der Selbsterhal- 
tung als natürliche Schranke der persönlichen Freiheit ein ; 
die grössere oder geringere Schwierigkeit der Produktion 
ist bei dem Unentbehrlichen der einzige Bestimmungsgrund 
des Wertes, der Verwendungszweck steht unter dem Druck 
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der Notwendigkeit und ist nicht frei. Es m u s s hier bei 
Vermehrung der Produktionskosten eine Werterhöhung ein- 
treten, weil der Konsum nicht fallen kann. Der Wert auf 
dem Punkte der ünentbehrlichkeit ist also eine absolute 
Grösse insofern, als den unentbehrlichen Produkten gegen- 
über alle sonstigen Produkte wertlos sind, und ihre Her- 
stellung gleichgültig ist. 

Hier tritt die hohe Bedeutung der heimischen Produk- 
tion der Rohstoffe für die Nahrungsmittel klar hervor. Wenn 
infolge des günstigen Ernteausfalls der unentbehrlichen 
Nahrungsmittel der zur Gewinnung des unentbehrlichen 
Tagesbedarfs notwendige Aufwand an Arbeitszeit von l^* 
auf 1 fallt, sonach mit dem bisherigen Produktionsaufwand 
von 1^4 mehr oder bessere Gütereinheiten erzielt werden 
können, so können bei sonst gleichbleibenden Verhältnissen 
auch bei den minder dringenden Artikeln allgemeinen Be- 
darfs die Preise ohne Verminderung des Tagelohns sinken. 

Das Gleiche ist der Fall, wenn ohne Schädigung des 
bisherigen Ertrages eine Minderung der Arbeitszeit bei 
gleichem Lohn infolge der technischen Vervollkommnung 
der Produktionsmethoden erfolgen kann. Diese Rückwir- 
kung des festen Punktes auf die Wert- und Preisbewegung 
ist um so eingreifender, je mehr infolge der Kultur entwick- 
lung Zahl und Umfang der für die unentbehrliche Lebens- 
haltung notwendigen Gegenstände wachsen. 

Es ergibt sich hieraus, dass die natürliche Entwicklung 
beim Sinken der Preise nicht auch einen Rückgang der Löhne 
erheischt, und dass es verwerflich ist, im übrigen in künst- 
licher Weise billige Preise durch Lohndruck zu erstreben. 
Es ist ein aus der falschen Isolierung der Konsuminteressen 
entspringender Trugschluss, prinzipiell auf einen niedrigen 
Preisstand hinzuarbeiten. Ein niedriger Preisstand ist nutz- 
los, wenn auch die Löhne niedrig stehen. Er kommt 
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überwiegend der Kauf- und Vermehrungskraft des Geld- 
kapitalbesitzes zu Gute, zumal in dem Ueberwälzungspro- 
zess, den jeder Preisrückgang zur Folge hat, der Schwächere 
zumeist den Kürzeren zieht. Die Wert- und Preisbewegung 
wird ihre Aufgabe, die Produktions- und Konsuminteressen 
in tunlichster Regelmässigkeit auszugleichen, am besten er- 
füllen, wenn Missbräuche mit Nachdruck beseitigt und die 
allgemeinen öffentlichen Organisationen im besten Stande 
gehalten werden, von jeder künstlichen Nachhilfe aber ab- 
gesehen wird. 

13. Handel und Handelspolitik. 

Die Aufgabe des Handels ist, den Umsatz zwischen 
Schaffen und Verbrauch, Produktion und Konsumtion zu 
vermitteln. Er steht im Dienste beider, hat die Interessen 
beider als Kundschafter der Unternehmungslust und des 
Bedarfs, des Ueberflusses und Mangels, als Sammler von 
Vorräten zu vertreten und sein Gewinn besteht in der ihm 
von beiden Teilen von Rechts wegen gebührenden Vergütung. 
Steht er nur im Dienste einer Seite, dann ist er nicht eine 
selbständige Hilfskraft des Ganzen, sondern Kommissionär 
einer Partei. Diese selbständige Berufsstellung, in der 
es mehr als sonst auf die individuelle Findigkeit und von 
jeder Schablone unabhängige Tüchtigkeit ankommt, bildet 
die moderne Volkswirtschaft immer mehr aus, sowohl 
im Grosshandel, der durch Erschliessung neuer Be- 
ziehungen auch im internationalen Verkehr die grössten 
mit starkem Betriebskapital und erheblicher Risikogefahr 
verknüpften Operationen leitet, als im örtlichen Klein- 
handel, der auf geordnetem regelmässigen Markte durch 
Sammlung, Ordnung und Sortierung der Güter, Berech- 
nung von Konjunkturen, Makler- und Agentendienste den 
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Güterumsatz im kleinen vermittelt. 

Bei der Abgrenzung zwischen Gross- und Kleinhandel 
spricht der technische Nutzen das entscheidende Wort. Der 
Handel ist nützlich und unentbehrlich, wenn er im gros- 
sen oder kleinen, ohne den Herrn zu spielen, seine Dienste in 
technisch und wirtschaftlich zweckmässigster Weise gegen an- 
gemessenen Gewinn leistet. Seine Freiheit ist innerhalb des 
Staates nur denjenigen Beschränkungen zu unterwerfen, die 
der Schutz gegen Missbräuche (Monopolbestrebungen aller 
Art, Unlauterkeit der Konkurrenz u. s. w.) notwendig macht. 
Im internationalen Verkehr dagegen ist die Tätigkeit des 
Handels an das Gesamtinteresse des Staates gebunden, hat 
sich der Zoll- und Handelspolitik des Staates zu fügen und 
als nationale Interessengemeinschaft aufzutreten. 

Die Dienste des Handels sind gleichgültig und 
entbehrlich, sofern sich ihre Organisation derart zer- 
splittert und in kleine egoistische Gewinninteressen auflöst, 
dass sie in ihrer Vielheit nicht mehr leistet, als eine ein- 
heitlichere und einfachere Einrichtung. Hiermit soll keines- 
wegs der Aufsaugung des Kleinhandels durch den Gross- 
handel das V^ort geredet werden; auch hierfür gilt das 
unter Abschnitt 7 über den Gross- und Kleinbetrieb Ge- 
sagte. Hier steht vielmehr die für die Selbständigkeit des 
sesshaften Kleinhandels so gefahrliche, zahlreiche, kurzlebige 
und unsolide Konkurrenz in Frage, die in ihrer Verquickung 
mit der Kreditgewähr infolge ungenügender Betriebsfonds 
nach dem Satze verfährt: »der Händler entnimmt auf Kredit 
bei dem Lieferanten und gewährt Kredit seinem Abnehmer« ; 
sie ist für das Ganze nutzlos und für das solide Geschäft 
ruinös, eine unangenehme Begleiterscheinung der Gewerbe- 
freiheit. 

Die Dienste des Handels sind schliesslich nachteilig, 
wenn sie rein egoistische Spekulationsinteressen verfolgen. 



— 105 — 

die losgelöst sind von den Interessen der Produzenten und 
Konsumenten. Die öffentlichrechtliche Aui^abe besteht hier- 
nach in der Feststellung von Merkmalen, an denen das 
Nützliche gefördert, das üeberflüssige geduldet und das 
Schädliche verboten wird. 

Soweit die Spekulation in Berechnung künftiger Ereig- 
nisse vorsorgt, das Risiko der Preisschwankungen übernimmt 
und in kürzeren und längeren Perioden zu einer Preisausglei- 
chung führt, ist sie die festeste Stütze für die Regelmässigkeit 
des Umsatzes. Auf die Art der Handhabung kommt hier das 
Meiste an ^®. Der Missbrauch kann mit der Herbeiführung der 
Häufigkeit, Plötzlichkeit und Ausdehnung von Preisschwan- 
kungen als Selbstzweck der Spekulation beginnen und sich bis 
zu dem nur äusserlich an den Warenmarkt anknüpfenden, auf 
die Zahlung von Differenzen gerichteten Wettgeschäft steigern, 
das sich im ganzen auf das Vielfache des überhaupt vor- 
handenen Materials beläuft und im einzelnen die Lieferungs- 
fähigkeit ausschliesst. Der auf den effektiven Warenumsatz 
sich stützende Terminhandel ist ein nützlicher Dienst. Auch 
gegen Wettgeschäfte, sofern sie sich in den Grenzen der 
Ehrlichkeit halten, ist vom Standpunkt der persönlichen 
Freiheit ein Verbot nicht gerechtfertigt. Für den Waren- 
handel aber höchst bedenklich kann das sich an seine 
Schwankungen anlehnende und auf diese einwirkende Spiel- 
geschäft werden, gleichviel in welche Form es sich kleidet. 
Steigen die Spielpreise, so müssen ohne inneren Grund 
die Preise der Lagervorräte unvermutet mitsteigen, um 
demnächst beim Zusammenbruch der Hausse ebenso rasch 
und grundlos zu fallen. Andererseits müssen beim Preis- 
sturz die Produzenten, die verkaufen müssen, sich den 
fiktiven Zufallpreisen unterwerfen. Noch gefährlicher sind 
die internationalen Trusts, die durch übermächtige Käpital- 
macht ganze Produktionszweige und Gebiete unter ihrer 
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Herrschaft zu bringen und durch Sperrung und künstliche 
Mittel aller Art Monopolpreise und die Vernichtung jeglicher 
Konkurrenz zu erstreben suchen. Dass solchen zum Aus- 
schluss der persönlichen Freiheit im Warenhandel führen- 
den Angriffen gegenüber, auch wenn ihr baldiger Zusammen- 
bruch zu gewärtigen ist, mit Energie entgegengetreten werden 
muss, ist eine allgemeine Pflicht. Selbst bei dem Warrant- 
System kann der sich nach dem Geldmarkt regulierende 
Spekulationspreis dieser Papiere, bei denen die Ware (z. B. 
Roheisen) nur Mittel zum Zweck ist, den Handel unsoUd 
beeinflussen. Mehr vorübergehender Art sind dagegen die 
Schädigungen des Warenumsatzes durch Gründungs- und 
Schiebungsspekulationen auf dem industriellen Effiekten- 
markt. Im übrigen kann auch der Handel mit den auf 
das öffentliche Schuldkapital sich beziehenden Forderungen, 
da er den für den Warenumsatz wichtigen Geldkapitalmarkt 
gleichfalls in Anspruch nimmt, im internationalen Verkehr 
nachteiligen Einfluss auf den Warenhandel üben*'. Der- 
artige Kollisionen werden sich jedoch bei guter Organisation 
des Bank- und Geldwesens zumeist gleichfalls ohne tiefer- 
gehende Wirkungen ausgleichen. Die schädlichsten Speku- 
lationsformen im Handel sind diejenigen, die eine gewinn- 
lustige, aber urteilslose Menge in Mitleidenschaft ziehen. 
Unter allen für den Handel wichtigen öffentlichen 
Fragen steht die Handels- und Zollpolitik im 
Vordergrund und zwar nicht nur für den Aussen-, sondern 
auch für den Inlandsverkehr, weil Ausfuhr- und Einfuhr- 
interessen im ganzen nicht trennbar sind. Kein Staat wird 
einem anderen die Einftihr gestatten, wenn ihm die Ausfuhr 
seiner Produkte dorthin versperrt ist. Weder Absperrung 
noch Freizügigkeit, sondern Einfügung der Staaten als 
selbständige wirtschaftliche Grössen in regelmässige Ausfuhr- 
und Einfuhrbeziehungen ist die Losung für den internatio- 
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naien Verkehr, den Wetterwinkel der Wirtschaftspolitik, 
Je nach seinen Produktionsbedingungen kann der einzelne 
Staat gegebene Verhältnisse vernüqftig ordnen, wenn er die 
internationalen Beziehungen stark betont oder einschränkt 
und demgemäss Freihandels- oder Schutzzollpolitik treibt. 
Es ist eine reine Nützlichkeitsfrage. Als prinzipielles, all- 
gemein brauchbares System kann keines von beiden 
gelten; namentlich ist der Freihandel weit weniger eine 
prinzipielle Konsequenz der persönlichen Freiheit, als ein 
durch unvermeidbare Unterschiede in den Produktionsbe- 
dingungen begründeter , als internationaler Produktions- 
ordner dienender Ausgleichszoll. Die internationalen Ver- 
kehrsbeziehungen sind in mächtiger Entwicklung und fort- 
schreitender technischer Erleichterung begriffen. Gerade 
mit Rücksicht hierauf erweist sich eine Ordnungsgrund- 
lage als notwendig, um einer wilden Konkurrenz Schran- 
ken zu ziehen. Diese Grundlage kann nur darin bestehen, 
dass das heimische Absatzgebiet das Rückgrat der heimischen 
Produktion bleiben muss, und die Zollpolitik nur eine Er- 
gänzung der inneren Wirtschaftspolitik sein soll. 

Normaltarif gegenüber Ländern mit gleichem Tarif- 
niveau, Begünstigungstarif gegenüber Ländern, die 
Zug um Zug Gegenkonzessionen gewähren, Zuschlags- 
tarif gegenüber Ländern mit aggressiver Zollpolitik. In 
jedem Falle aber Beständigkeit in der allgemeinen 
Richtung, die unbeschadet der Regulierung bei technischen 
oder sozialen Umwälzungen, durch periodisch wiederkeh- 
rende Gegenströmungen weder nach rechts noch nach links 
verschoben werden darf. 

Unzweifelhaft hat das in den letzten fünfzig Jahren — 
einem Zeitraum enormer wirtschaftlicher Veränderung — 
angewandte System der Handelsverträge in hervorragender 
Weise zur Befestigung einer regelmässigen Entwicklung bei- 
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getragen ^®. Inzwischen haben sich jedoch zahlreiche Neben- 
erscheinungen herausgebildet, die erkennen lassen, dass mit 
diesem System das letzte Wort nicht gesprochen ist. Zu- 
nächst das Bestreben der Staaten, durch Aufstellung von 
Abschreckung starifen, sog. Generaltarifen mit über- 
mässig hohen Sätzen eine Basis zu gewinnen, von der aus 
heruntergehandelt werden kann. Sodann die schwere un- 
vermeidbare Fessel, einzelne Produktionszweige auf Kosten 
anderer bevorzugen zu müssen. Im Interesse der Industrie- 
ausfuhr werden die eigenen landwirtschaftlichen Zölle her- 
abgesetzt oder umgekehrt; einzelne Industriezweige finden 
Berücksichtigung, andere nicht; Halbfabrikate werden zu 
gunsten der Ganzfabrikation der auswärtigen Konkurrenz 
freigegeben u. s. w. Kurz: Viel Kampf der Interessen, viel 
Zufall und Machtfragen. Vor allem aber handelt es sich 
um die Frage der Meistbegünstigung, d. h. die Ein- 
räumung des Rechts, dass Zugeständnisse, die ein Vertrags- 
staat in Zukunft anderen Ländern einräumt, stillschwei- 
gend ohne Gegenleistung auch dem mitvertragschliessenden 
Staate zu Gute kommen sollen. Dieser V^echsel auf die 
Zukunft kann allerdings Zollkriege verhindern, bringt aber 
in die ganze Tarifpolitik Unsicherheit, Unfreiheit und Miss- 
trauen. 

Tarifbestimmungen, die zwei Ländern zu gegenseitigem 
Nutzen gereichen könnten, müssen unterbleiben, weil ein 
dritter meistbegünstigter Staat ohne Gegenleistung den Haupt- 
vorteil daraus ziehen würde; oder: infolge der Veränderung 
der Konkurrenz- und Verkehrsverhältnisse während der 
Vertragsdauer nimmt ein dritter meistbegünstigter Staat den 
ganzen Vorteil einer zwischen zwei Ländern getroffenen 
Tarifvereinbarung für sich weg; oder: ein meistbegünstigter 
Staat verliert plötzlich einen auf Grund der Meistbegünsti- 
gung mitgenossenen Vorteil, weil die beiden unmittelbaren 
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Vertragsstaaten anderes vereinbaren. Es kommt hinzu, dass 
die differentielle Zollbehandlung überhaupt nicht mehr die 
Waffe ist, mit der ein Staat einen anderen zu schädigen 
sucht, letzteres vielmehr in der Weise geschieht, dass der 
allgemeine Tarifsatz für diejenigen Waren , an deren 
Einfuhr das betreffende Land in erster Reihe beteiligt ist, 
stark erhöht wird. In Wirklichkeit ist das Handelsvertrags- 
system mit den Gefahren, die sich aus der langjährigen 
Festlegung, aus der vertragsmässigen Meistbegünstigung und 
den hohen Generaltarifen ergeben, zu einer Verlegenheits- 
form insofern geworden, als es statt zur Ermässigung zur 
Erhöhung des allgemeinen Zolltarifniveau führte. 

Zollrückerstattungen, Ausfuhrvergütungen mit oder ohne 
Identitätsnachweis sind nur künstliche Mittel. Auch der 
Vorschlag der Zollverbände bietet keinen Ausweg. 
Abgesehen von vorübergehenden Bündnissen zur Abwehr 
von Angriffen Dritter, können politisch selbständige Länder 
stets nur innerhalb enggezogener Grenzen auf ihre Zollselb- 
ständigkeit verzichten; auch scheitern Zollvereine haupt- 
sächlich an der Quotenfrage für die Verteilung der Finanz- 
erträge. Einen Wegweiser für die weitere Entwicklung bietet 
das neue System, nicht mehr einzelne Verträge, sondern 
ein Kollektivsystem von Verträgen mit einheitlicher Ver- 
tragsdauer gleichzeitig abzuschliessen. 

Drei Möglichkeiten kommen vorzugsweise in Betracht: 
Statt der vertragsmässigen Festlegung der Meistbe- 
günstigung deren tatsächliche Handhabung aus freier Hand 
von Staat zu Staat. Da alle Hauptländer an der Vermei- 
dung von Zollkriegen in gleicher Weise beteiligt sind, wird 
sich auf autonomem Wege gegenseitig ein ausgleichendes 
Zollniveau leichter herstellen, als auf dem Umwege über 
Abschreckungstarife durch gemischte Handelsverträge. 

Sodann an Stelle der die heterogensten Dinge zusam- 
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menschmiedenden Verträge die Sonderbehandlung der im 
internationalen Wettbewerb stehenden Grossindustrien (Ei- 
sen-, Textil-, Papier-, chemische Industrie u. s. w.) und allge- 
meinen Bedarfsartikel wie Getreide, Holz, Zucker, Salz u. s. w. 
In diesen Grossindustrien und zum Teil auch im Han- 
del mit den allgemeinen Bedarfsartikeln wird durch die 
weiter fortschreitende Ausbildung des Syndikatssystems 
eine Produktions- und Absatzordnung nicht nur im heimi- 
schen, sondern auch im internationalen Verkehr angestrebt. 
Diese Organisationen werden in den einzelnen Produktions- 
zweigen der Grossindustrie um so umfassender und inten- 
siver wirken, je mehr auch die erforderlichen Rohstoffe im 
Inlande erzeugt werden (z. B. Kohle und Erze bei der Eisen- 
industrie) und je weniger es sich um Spezialitäten handelt- 
Im internationalen Verkehr spielen diese Kartelle die Offen- 
sive für die Ausfuhr, während die Zölle die Defensive gegen 
die Einfuhr bilden» Es liegt nahe, dass sich den beteiligten 
Ländern allmählich das gemeinsame Interesse aufdrängen 
wird, an Stelle dieser verschärften Kampfesstellungen von 
Staat zu Staat durch ein auf einer gemeinsamen Konferenz 
mit offenen Karten zu beratendes, gemeinsames Ueberein- 
kommen im Wege des Zollausgleichs eine internationale 
Konkurrenzordnung zu schaffen. Die Syndikate haben um so 
mehr Anlass hierbei mitzuwirken, als ihre Tätigkeit von der 
Gestaltung der Einfuhrzölle abhängig ist. Inwieweit bei der- 
artigen Uebereinkommen eine isolierte Behandlung oder 
Verbindung der einzelnen Produktionszweige am Platze ist, 
bleibt eine offene Frage. Während die internationalen Kar- 
tellverträge die Abgrenzung der Absatzgebiete, Bestimmung 
der Produktionshöhe, des Preisminimums zum Gegenstande 
hätten, würde das Zollübereinkommen die Höchstbeträge 
der Zölle, die nicht überstiegen werden dürfen, oder die 
Preisgrenzpunkte, bei deren Eintritt von selbst eine Zoll- 
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Erhöhung oder -Ermässigung stattfinden soll, regeln. Je 
nach den gegebenen Verhältnissen wäre auch eine zeitweise 
Revision vorzubehalten« 

Im Anschluss hieran könnten auch für die internatio- 
nale Eisenbahntarifpolitik, die gleichfalls in enger Wechsel- 
wirkung mit dem Kartellwesen der Grossindustrie und dem 
internationalen Handel mit allgemeinen Bedarfsartikeln steht, 
geeignete Ausgleichwege geebnet werden. 

Für die übrigen Artikel, die keinen ständigen Umsatz 
im internationalen Verkehr haben, bei denen also nicht die 
Notwendigkeit einer internationalen Produktionsordnung 
im Vordergrund für die Zollpolitik steht, wäre die Autono- 
mie oder die jetzt übliche Form der Handelsverträge zu 
belassen. 

14. Das Monopol des Metallgeldes als Um- 
laufsmittel. 

In dem modernen Wirtschaftssystem ist dem aus Edel- 
metallen geprägten Gelde durch den gesetzlichen Zwang zur 
allgemeinen Annahmepflicht sowie seinen Repräsentanten 
und Kreditsurrogaten ein Monopol insofern verliehen, als 
mit denselben jederzeit alles gekauft werden kann, während 
die übrigen Produkte auf einen Käufer warten müssen, so- 
nach im Gegensatz zum Geldkapital ein nicht jederzeit flüs- 
siges Kapital darstellen. Ist diese Ordnung des Dienstes 
der Umlaufsmittel eine endgültige Lösung der ebenso schwie- 
rigen als überall tiefeingreifenden Frage? 

Die Antwort kann nur lauten : N e i n. 

Gewiss war die Ersetzung der Naturalwirtschaft durch 
die Bargeldwirtschaft und das darauf aufgebaute Kreditsy- 
stem ein grosser Fortschritt. Nur eine Vermittlerrolle sollte 
das Geld spielen. Diese Aufgabe wurde aber allmählich 
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Selbstzweck und der GeldstofT infolge der Monopolstellung 
der Edelmetalle über seine Bestimmung als Tauschmittel 
weit hinausgeführt. Das Streben nach seinem Besitz und 
dem aus dem Privilegium jederzeitiger Verwertbarkeit sich 
ergebenden Uebergewinn seines Besitzers ist zum Mittel- 
punkt der wirtschaftlichen Bewegung geworden. Dazukommt, 
dass die Geldsurrogate, die stets- oder kurzfallige Forde- 
rungen repräsentieren und auf Grund des Vertrauens im 
öffentlichen und privaten Verkehr gleich dem Bargeld selbst 
angenommen werden, die Ueberlegenheit des Metallgeldes 
über alle anderen Gütern teilen, und dazu dienen, das 
Uebergewicht seines Besitzes zu potenzieren. Der Metall- 
geldzwang hindert die freie Entwicklung des Tauschverkehrs 
der Güter, ist die Ursache des Uebergewichts einer nach 
Zentralisation strebenden Geldkapital- und Kreditherrschaft 
und der Ausgangspunkt einer unbegrenzten Schuldenzu- 
nahme im öffentlichen und privaten Betriebe^®. 

Wenn in einem neubegründeten Staat als erstes Gesetz 
die Bestimmung erginge, dass Gold jederzeit als Zahlung 
angenommen werden müsse, würde zunächst die Gesamt- 
heit den Goldbesitzern das Gold zu Preisen abkaufen müs- 
sen, die diese allein bestimmen könnten. Demnächst 
würde jeder einzelne, der Gold braucht, sich dessen Preis- 
stand fügen oder im Falle der Leihe Zins zahlen müssen. 
Dass hierdurch die Gesamtheit ständig mit Abgaben zu gun- 
sten derjenigen belastet werden, die das privilegierte Gut 
besitzen, liegt auf der Hand. Wo man Gold nicht kennt, 
hat es keinen Wert, und wer in einem solchen Lande nur 
Gold besässe, würde als arm gelten, in dem Augenblicke 
aber reich sein, in dem das Gold als gesetzliches Zahlungs- 
mittel privilegiert würde. Hierzu kommt im Falle mangeln- 
der Absatzfähigkeit der eigenen Produkte der Zwang zur 
Schuldaufnahme, d. h. Festlegung künftiger Produktion und 
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Arbeit für alle, deren Gütervorrat zur Zeit des Geldbedarfs 
nicht absatzfähig ist, — der rapide steigende Verschuldungs- 
prozess. 

So entstehen die Fragen: Warum dieses Vermittlerpri- 
vilegium? Sind die Güter als Bindeglied zwischen Schaffen 
und Genuss nicht selbst die natürliche Grundlage des Geld- 
wesens und kann nicht der Wert dieser Güter selbst den 
Umlaufmitteldienst in Form eines unmittelbaren Anwei- 
sungsverkehrs übernehmen ? Können andere Rohstoffe nicht 
ebenso Deckung für diesen Anweisungsverkehr bilden, wie 
die Edelmetalle, und würde nicht durch die Ausdehnung 
der Verkehrsflüssigkeit auf andere Güter der Arbeitslohn 
grossen Nutzen ziehen? 

Die Antwort lässt sich nur finden, wenn man von der 
verfeinerten Geldkapitalorganisation auf die Grundelemente 
des Güterabsatzes und Verkehrs und auf den Kern des Geld- 
zwecks zurückkehrt. Wenn jemand 100 Einheiten Leder 
kaufen und 100 Einheiten Getreide verkaufen will, und ihm 
ein anderer mit umgekehrtem Verlangen gegenübertritt, so 
vollzieht sich die Berechnung des Wertausgleichs nach den 
wertbestimmenden Faktoren für Leder und Getreide. Eines 
Mediums für die Wertfeststellung bedarf es nicht, nur eines 
Mediums ftir die Wertbezifferung und bei nicht unmittel- 
barer Warenübergabe für den Wertaustausch. Dieses Me- 
dium muss keinen eigenen unabhängigen Wert haben. Eben- 
sowenig wie durch blosse Umsetzung eine Kraft vergrössert 
wird, hat das Umsatzmittel für sich die Bedeutung einer 
Krafterzeugung. Es genügt eine Anweisung mit festem Kurs, 
gedeckt durch effektive Depots in jederzeit im allgemeinen 
Verkehr liquiden Gütern. Kurz: an Stelle des Edelmetall- 
monopols und des mit ihm zusammenhängenden, nur auf 
das allgemeine Vertrauen, aber nicht auf besondere Güter- 
vorräte fundierten, d. h. im Endeffekt ungedeckten Kredit- 

von Schraut, Persönliche Freiheit. 8 
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Verkehrs tritt ein auf verkehrsflüssige Güter verschiedener 
Art erweiterter unmittelbarer Anweisungsverkehr. 

Die Idee des sozialistischen Arbeitsgeldes kann hier keine 
Abhilfe schaffen , weil dieses einer jederzeit realisierbaren 
greifbaren Deckung entbehrt; nur die unmittelbare Geld- 
qualität der Produkte, für die eine konstante regelmässige 
Nachfrage besteht, kann die Arbeit von der Abhängigkeit 
von dem Bargeldkapital befreien, und zur schleunigsten 
Realisierung des Arbeitswertes führen. Auf den ursprüng- 
lichen Zustand des wirklichen Tausches von Gegenstand zu 
Gegenstand folgte die Münze als durch Gesetz privilegierter 
Tauschmittler, in der man jedes Gut übertragen kann, wei- 
terhin die Ersetzung des gemünzten Bargeldverkehrs durch 
die leichte und bewegliche Austauschform der Noten und 
Kassenscheine mit den Edelmetallen als Bankdeckung. 

In dieser dritten Periode erwies sich alsbald wegen 
der Unzulänglichkeit und Schwerfälligkeit des Metallgel- 
des zur Bewältigung des Tauschmittelverkehrs die einfache 
Form der Verrechnung und Kompensation der aus dem 
Güteraustausch entstandenen Forderungen durch Schecks 
und Giroübertragung als notwendig. Gleichzeitig begann 
aber auch mit der Ausgabe einer grossen Anzahl von 
Kreditmitteln, die nicht unmittelbar durch Bargeld ge- 
deckt sind, voran mit der sog. ungedeckten Banknote die 
ständige Belastung der Produktion mit einer schwebenden 
Schuld, die gleich dem Bargelde als Surrogatumlaufsmittel 
den Verkehr beherrscht. Die Streitfrage, ob Gold- oder 
Silberwährung, die seit der erheblichen Zunahme der Gold- 
produktion an Schärfe und Bedeutung verloren hat, berührt 
überhaupt nicht den Kern der Sache; sie ist eine Episode 
in einem langwierigen Entwicklungsprozess. Die Edelme- 
tallproduktion mag noch so sehr gesteigert werden, der 
Verkehr wird immer noch grösseren Bedarf an Umlaufs- 
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mittein haben und denselben solange das Monopol des 
Edelmetallgeldes besteht, nur entweder durch fiktive üm- 
laufsmittel oder durch Wechsel auf die zukünftige Produk- 
tion, d. h. Schuldtitel öffentlicher oder privater Art bestrei- 
ten können, während zahllose Güter unverwertbar sind, 
weil ihnen das Privileg als Grundlage für Umsatzmittel zu 
dienen, nicht zuerkannt ist. 

Die Produktion ist bei normalen Verhältnissen 
weit mehr in der Lage, für die steigenden Bedürfhisse in 
dem Haushalt des Staates und der Gemeinde Mittel bereit- 
zustellen, und die Einzelwirtschaft ohne Schuldaufhahme 
zu bestreiten, wenn ihr durch Beschleunigung des Absatzes 
ein stärkerer Umsatz gesichert ist, als wenn infolge des 
Privilegiums des Geldkapitals der Umsatz stockt. Die 
Hemmnisse zwischen Angebot und Nachfrage kommen von 
dem mangelhaften Umsatzmitteldienst, und trotz steigender 
Edelmetallproduktion wird sich das Verhältnis bei zuneh- 
mender Verallgemeinerung der Kultur weiter verschlechtern. 
Die hiermit in Verbindung stehende Ueberschuldung ist 
eine Gefahr nicht nur für kritische Zeiten, sondern auch 
für die regelmässige Entwicklung ; sie wird in dem Verlangen 
nach Ueberbrückung der Kluft zwischen Besitz und Nicht- 
besitz in Bezug auf das Geldkapital zu Bestrebungen füh- 
ren, wie solche in früherer Zeit zur Ablösung der auf den 
Grundbesitz gelegten grundherrlichen Lasten geführt haben 2®. 

Um zur Eindämmung dieser Schuldwirtschaft zu ge- 
langen, wird sich in der vierten Periode die Geldfrage 
unter Beseitigung des Privilegiums des Edelmetallgeldes 
und seiner Surrogate zu einer Frage der öffentlichen 
Bank- und Lagerhausorganisation derart ent- 
wickeln, dass auch andere tauschfahige Güter allgemeinen 
Gebrauchs als Bankgeldreserve zugelassen werden und der 
Umsatz durch Anweisungen auf diese erweiterte Gütermenge 

8* 
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vermittelt wird. Erst infolge der Vervollkommnung der 
Technik des Genossenschafts-, Depot- und Abrechnungs- 
wesens kann die Beschreitung dieses Weges in Aussicht ge- 
nommen werden. Mit kurzen Worten : Das Geld der 
Zukunft ist die unverzinsliche Warennote, 
in erster Reihe die Getreidenote. 

Dieser in alle wirtschaftlichen Verhältnisse tiefeingrei- 
fende Klärungsprozess wird sehr lange Zeit und viele Ueber- 
leitungsperioden erfordern. Hier gilt es einem neuen Ziel 
nicht rasch entgegenzueilen, andererseits aber auch nicht 
vor dem ersten Schritte zurückzuschrecken, weil Uebertrei- 
bung zu Fehlern führen kann. Zunächst kann es sich nur 
um eine der Eigenart des einzelnen Landes angepasste in- 
nere Verkehrseinrichtung handeln, während für den in- 
ternationalen Verkehr zuvörderst noch andere Ge- 
sichtspunkte in Betracht kommen. Uebrigens hat die gegen- 
wärtig herrschende Unifizierung des Geldwesens für den 
Aussen- und Innenverkehr den Nachteil, dass die interna- 
tionalen Krisen des Grossverkehrs von der ganzen nicht- 
beteiligten Produktion im Inlande durch Diskontoerhöhun- 
gen , Krediterschwerung und Absatzstockung mitgebüsst 
werden. 

Im einzelnen kommen für den Innenverkehr fol- 
gende wesentliche Punkte in Betracht: Volle effektive Dek- 
kung für die umlaufenden Zahlungsmittel. 

Damit fallen das Scheinwesen der sog. ungedeckten 
Banknote und der Missbrauch der Unterwertigkeit der nur 
für den Innenverkehr bestimmten sog. Scheidemünzen. 
Auch die Meinung, dass es für den Gesamtverkehr nach 
Aussen und Innen nur darauf ankomme, den Geldkurs auf 
einen festen, schwankungsfreien Punkt zu halten, während 
die Deckungsfrage mehr oder minder eine Angelegenheit 
des allgemeinen Staatskredits sein könne, ist hinfallig. Das 
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Geldwesen darf keine schwebende Schuld des Staates sein. 

Als Deckungsgrundlage für Tauschmittel können sicht- 
bare, infolge des allgemeinen Verbrauchs jederzeit sofort ver- 
wertbare, dem Verderb schwer ausgesetzte Rohstoffe, 
eventuell unter gewissen Voraussetzungen auch die mit 
keiner besonderen Veredelungsarbeit belasteten Fabrikate 
mit gleich beweglichen Verkehrseigenschaften, dagegen we- 
der Grund und Boden, noch Pfandbriefe dienen. 

Die Benutzung derartiger Produkte als unmittelbare 
Gelddeckung setzt geschlossene Organisation der beteiligten 
Produzenten nach Gattungen, d. h. Gemeinschaftsverbände 
mit Anteilen, die Rechte und Pflichten (Haftung) verkör- 
pern, voraus. Eine solche haftungsfahige Genossenschaft 
gibt auf Grund gesetzlicher Ermächtigung unter Verpfän- 
dung ihres Lagers von Waren eines allgemeinen Bedürf- 
nis- und Tauschgegenstandes unverzinsliche Noten an an- 
dere Genossenschaften gleicher Art aus, die in anderen 
allgemeinen Tauschgegenständen arbeiten. Dieser Verkehr 
kann im Wege einfacher Abrechnung durch Austausch- 
banken, denen auch die Kontrolle der Warenniederlagen, 
ihres Wertes, der Zu- und Abgänge der Brauchbarkeit 
der Haftung u. s. w. obliegen würde, vermittelt werden. 
In diesem Ausbau des freien Lagerhaus- und Tauschbank- 
verkehrs, sowie in der zunächst den Produzenten, weiterhin 
aber auch dem Gesamtverkehr zugute kommenden U n- 
verzinslichkeit dieser Noten liegt das Problem der 
Zukunft, weil Schnelligkeit des Warenumsatzes und Zinsen- 
ersparnis zum Nutzen gereichen. 

Für die nächste Entwicklungsperiode des Innen- 
geldes kann nur in Betracht kommen, neben der Auf- 
rechterhaltung des Metallgeldumlaufes und seiner ergän- 
zenden Einrichtungen die unverzinsliche Note für einhei- 
mische Rohstoffie allgemeinsten Gebrauchs, beispielsweise 
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das heimische Getreide, auf Grund der hierfür zu 
errichtenden, unter öffentliche Kontrolle zu stellenden ge- 
nossenschaftlichen Niederlagen als gesetzliches Zahlungs- 
mittel zuzulassen. Die Gefahr einer Einsperrung, d. h. 
Zurückbehaltung der Lagervorräte behufs Ausnützung der 
Unverzinslichkeit der Note ist abgesehen von besonderen 
Schutzmassregeln, z. B. Beleihung nur eines Teiles des 
Wertes schon durch die ausländische Konkurrenz ver- 
mindert. Warum soll eine öffentliche Bank- und Depot- 
verwaltung bei geeigneten Kautelen (Beleihung nur bis zur 
Hälfte des Wertes) einem solchen Lagernotenumlaufe nicht 
mindestens die gleiche Sicherheit und Festigkeit eines Zah- 
lungsmittels verschaffen können, wie solches den Banken 
bei den sog. ungedeckten Noten zugemutet wird, zumal die 
Depots nicht öffentliches Eigentum werden, sondern für 
Rechnung und Gefahr der Produzenten lagern, bis sie gegen 
Rückgabe der Noten zur Aushändigung nach dessen Ordre 
gelangen? 

Was das Aussengeid betriflfl, so findet bekanntlich 
über die sämtlichen jeweiligen gegenseitigen Verpflichtungen 
und Forderungen eine Abrechnung und Ausgleichung im 
ganzen durch Wechsel statt, über deren jederzeitigen gün- 
stigen oder ungünstigen Stand der Wechselkurs Aufschluss 
gibt. Nur wenn dieser soweit zu Ungunsten eines Landes 
gesunken ist, dass sich die Bargeldsendung billiger gestaltet, 
als der Ankauf von Wechseln, ist die Naturalsendung not- 
wendig, in welchem Falle sich dann wieder zumeist eine 
selbständige Metallgeldspekulation anschliesst, die dem ver- 
pflichteten Lande sein Metallgeld entzieht, Diskontoerhöhun- 
gen und sonstige nachteilige Folgen auferlegt. Als Deckungs- 
und Ausgleichsfonds für das internationale Geldsystem, das 
Aussengeid, sind Gebrauchsgegenstände ausgeschlossen, die 
nicht zur umfangreichen Uebertragung von einem Land 
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in das andere verwendbar sind. Für das Aussengeid wer- 
den daher jedenfalls insolange, bis das inländische Deckungs- 
system ausserhalb der Edelmetalle soweit erstarkt ist, dass 
es auch eine internationale Deckung bieten kann, die Edel- 
metalle die Grundlage bilden müssen. In jedem Falle wür- 
den Warenarten im internationalen Verkehr gleich den der- 
zeitigen Banknoten nur als Landesgeld fungieren können. 
Uebrigens besteht auch kein prinzipielles Bedenken dagegen, 
soweit nötig neben dem Gold innerhalb bestimmter inter- 
national zu vereinbarenden Grenzen auch das Silber nach 
einem gleichfalls international festzusetzenden Wertverhält- 
nis als Deckungsfonds für internationale Silbe r- 
zertifikate zuzulassen. Die Prägefreiheit für beide Me- 
talle erweist sich dagegen als unzulässig, da hierdurch das 
Geldsystem dem Zufall überlassen würde, während als erste 
Voraussetzung für jede Organisation auf diesem Gebiete die 
volle Freiheit und Verantwortlichkeit der öffentlichen Ge- 
walt zu betrachten ist. — 

Ueber die Einzelheiten der Begründung und Ausführung 
gibt die Schrift des Verfassers: Studien über die Zukunft 
des Geldwesens, Leipzig, Verlag von Duncker & Humblot 
1892 [M. Sewen] näheren Aufschluss. 

15. Die Krisen. 

Von vorneherein scheiden aus: die in Ursache und 
Wirkung örtlich und zeitlich entstehenden und in abseh- 
barer Zeit vorübergehenden Störungen und die sich aus der 
notwendigen Ausmerzung unsolider Unternehmungen er- 
gebenden EingriflFe in die regelmässige Entwicklung. Bei 
der Vielgestaltigkeit und Beweglichkeit des wirtschaftlichen 
Lebens sind solche Vorkommnisse unvermeidbar. Die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse entwickeln sich stets wellenför- 
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mig; die Kräfte ringen mit Gegenkräften und mit dem 
Uebergewicht auf einer Seite beginnen alsbald die Gegen- 
wirkungen auf anderer Seite mit wechselnden Formen. Erst 
wenn das solide Geschäft in weitem Gebiete und für län- 
gere Zeit bedroht ist, kann man von Krisen sprechen, als 
den Verkündern krankhafter Zustände, die ihre Ursache 
entweder in aussergewöhnlichen Vorgängen höherer zwin- 
gender Gewalt (Krieg, Missernten, Epidemien u. s. w.) oder 
in einer falschen Entwicklung eines oder mehrerer Punkte 
des Wirtschaftssystems haben. 

Ihr Vorbote ist stets eine Veränderung in den Menge- 
verhältnissen, ihre Wirkung stets eine Schädigung der Pro- 
duktion mit Beeinträchtigung des Einkommens aus Lohn 
und Zins und ihr Höhepunkt die Inanspruchnahme des 
Besitzes zur Deckung der Verluste und Ueberwindung der 
Krankheit. Diagnose und Abhilfe sind schwieriger bei Kri- 
sen, welche die ganze Produktion bzw. wichtige Teile um- 
fassen oder internationalen Charakter tragen, als bei sol- 
chen, die nur einen Produktionszweig berühren, und sich 
nur innerhalb des Staatsgebietes abspielen. 

Bemerkenswert ist, dass Krisen in den Rohstoffen der all- 
gemeinen Nahrungsmittel oder in einzelnen hervorragenden 
Industriezweigen, vornehmlich in der Eisenindustrie, sichere 
Anzeichen für eine Verallgemeinerung der Gefahr sind. Die 
bedenklichste Ursache ist, abgesehen von den Wirkungen 
der Kriege, Epidemien und des schlechten Ausfalls der Roh- 
stoffernten der Rückgang der Konsumkraft infolge schlechter 
Einkommensverteilung oder zunehmender Verschuldung 
gegenüber dem Geldkapitel, wodurch Schaffen und Ver- 
brauch ausser Gleichgewicht kommen. Hier ist das Uebel 
weitverzweigt, und nur starke Selbsthilfe, unterstützt von 
gleichmässiger Energie in Gesetzgebung und Verwaltung 
können allmählich Abhilfe schaffen. 
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Nicht minder gefährlich, aber weniger dauerhaft und 
nachhaltig sind die Krisen, die aus Missbrauch der Speku- 
lation und aus Störungen in der Geldkapitalbewegung ent- 
stehen. Ihre Gefahr liegt in ihrer internationalen Tragweite, 
der Plötzlichkeit und Häufigkeit des Auftretens. Wenn eine 
mächtige Rohstoffspekulation grosse Vorräte auf- 
häuft, um dadurch höhere Preise zu erzielen, oder die Spe- 
kulation auf dem Geldkapitalmarkt sich derart ver- 
irrt, dass der Produktion die nötigen Betriebsfonds erschwert 
und entzogen werden, oder die Kr edit wir tschaft 
durch planlose Ueberstürzung namentlich in Zeiten tech- 
nischer Umwälzungen zu übermässigen Produktionserwei- 
terungen drängt, dann leidet auch häufig [unerwartet das 
solide Geschäft. Alsbald wird aber auch die Gegenbewe- 
gung einsetzen und wird auch mit Opfern über kurz oder 
lang zum Zusammenbruch der unsoliden Unternehmungen 
fuhren. 

Häufen sich jedoch derartige Störungen derart, dass die 
Produktion bald in die Höhe, bald zurückgeworfen wird, 
dann ist allerdings Prüfung und nötigenfalls Aenderung der 
Grundlagen der Wirtschaftsordnung geboten. Je mehr ein 
Land mit Produktion oder Konsum aktiv oder passiv am 
internationalen Verkehr beteiligt ist, und je weniger der 
heimische Markt sein Rückgrat bildet, desto grösser ist die 
Gefahr seiner Einbeziehung in derartige Krisen. Auf dem 
Wege der Zollpolitik lassen sich hier manche Nachteile ab- 
wenden. Die persönliche Freiheit und Tüchtigkeit der ein- 
zelnen und die wirtschaftliche Selbständigkeit des Staates 
sind die besten Stützen in Zeiten der Krise. Dass das Selbst- 
interesse des Besitzes auf Regelmässigkeit, Verhütungs- und 
Ausgleichmassregeln gerichtet ist, liegt in der Natur der 
Sache ; denn heute den Besitz mit Anstrengung erkämpfen, 
um morgen der Enteignung durch Krisen ausgesetzt zu sein, 
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ist wenig verlockend. 

Auch für die Lohninteressen ist es das beste, wenn 
sie ohne die Produktionin Krisen zu stürzen, zum Aus- 
trag kommen. Weder in der Internationalität, noch in 
der Verquickung mit politischen Bestrebungen liegt für 
sie ein Vorteil. Gerade darin, dass sie die Austragung 
der wirtschaftlichen Kämpfe durch Wirkung und Gegen- 
wirkung der verantwortlichen Einzelkräfte auf rein wirt- 
schaftlichem Boden ermöglicht, liegt der Vorzug der per- 
sönlichen Freiheit und der auf ihr beruhenden Staatswesen. 
Unter einer kommunistischen Wirtschaftsform, in der von 
vorneherein das Ganze die Verantwortlichkeit für Heil und 
Unheil trägt, würden politische und wirtschaftliche Inter- 
essen abwechselnd Ursache und Wirkung von Krisen sein. 
Selbstredend müssen in Zeiten der Krisen Staat und Be- 
rufsorganisationen mehr als sonst eingreifen, und auch vor 
ausserordentlichen Massregeln nicht zurückschrecken; die 
Heilung kann aber nur durch die innere verantwortliche 
Kraft der Persönlichkeiten erfolgen ^^ 



FÜNFTE ABTEILUNG. 

16. Die persönliche Freiheit und die 

Wissenschaft. 

Die wirtschaftliche Initiative kümmert sich wenig 
um Theorien, sie schafft selbständig aus gegebenen Verhält- 
nissen, nicht aus Lehrsätzen, sondern aus eigener Erfahrung 
und infolge der Verkettung so vieler zufälliger Umstände 
auch durch die Zuversicht des Glaubens an den Erfolg ge- 
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leitet. Das natürliche Empfinden, die Stimmung und Ener- 
gie geben instinktiv den Anstoss zum Handeln. Hieraus 
ergibt sich als nächste Angabe der Volkswirtschaftslehre 
als Wissenschaft, das Tatsächliche festzustellen, die einzelnen 
Erscheinungsformen in ihren Wechselwirkungen mit allen 
übrigen, ihre Eigenart, Verbindung und Trennung, Ursachen 
und Folgen zu betrachten, die Gesetzmässigkeit und Gewiss- 
heiten der bewegenden Kräfte und Endziele zu klären und 
ihre Rückwirkung auf die Individuen in Höhen und Nie- 
derungen, nicht auf theoretische Einheiten, an der Hand 
charakteristischer Fälle kritisch zu prüfen und zu berich- 
tigen. 

Die Wissenschaft soll kein Spiel mit Denkmöglichkeiten 
sein, sondern muss mit den lebendigen Dingen fertig wer- 
den. Nur auf diese Weise wird sie selbst Wegweiser für 
die Praxis, und nur soweit ihre Ergebnisse unmittelbar oder 
mittelbar praktische Verwertbarkeit besitzen, leistet sie Nütz- 
liches, indem sie erklärt, welche Folgen bei bestimmten 
Voraussetzungen eine Handlung haben muss oder kann. 
Lehren, die keinen Anstoss zum Handeln geben, sind nutz- 
los. Weil sie die Vernunftsprache der wirtschaftlichen In- 
teressen ausser Berücksichtigung lässt, hat die Philosophie, 
die ohnedies der Phantasie und Uferlosigkeit besonders preis- 
gegeben ist, so wenig Nutzen für das wirtschaftliche Leben. 

Von drei grossen Gefahren ist die Wissenschaft auf dem 
Gebiete der Volkswirtschaft bedrängt : von der Uebertreibung 
der Forschungsmethoden, der Einseitigkeit der Schulmei- 
nungen und der sich in mittelmässige Kleinarbeit verHeren- 
den Spezialisierung. 

Vor allem ist die Forschungsmethode nur ein Weg- 
weiser, ein Mittel zum Zweck, das sicher zur Erkenntnis 
führen kann, nicht selten aber auch zu falschen Ergeb- 
nissen, oder auf weiten Umwegen dahin führt, wohin der 
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einfache Menschenverstand auf kurzem geraden Wege ge- 
langt. Für den Einblick in die Gesetzmässigkeit der wirt- 
schaftlichen Bewegungen ist weder die historische, noch die 
logische, kritische und deduktive Forschung noch das kon- 
struktive Element entbehrlich. Keine hat ein Privilegium. 
Aber höher als jede Methode, auch die vollkommenste, steht 
die persönliche Freiheit des Forschens und die unbeschränkte 
offene Aussprache der Meinung, das im Geiste des Menschen 
wurzelnde und schaffende Element des Subjektivismus. 
Wenn Methodenkultus oder Schulmeinungen dazu führen, 
den freien, weitausschauenden Blick zu versteinern, dann 
sind sie ebenso gefährlich, wie träumerisches Tasten nach 
Zielen, die überhaupt, oder wegen Mängel der technischen 
Mittel zur Zeit unerreichbar sind. Durch die Uebertreibung 
der Methode kommen Sophistik, Schablone und Kleinkunst 
in den Vordergrund und die Eigenart der unabhängigen 
Gedankenarbeit in den Hintergrund. 

Die handwerksmässige Tätigkeit einer Denkerzunft, die 
Spezialisierung überwuchert, die im Kleinen spinnt und an 
den grossen Problemen vorbeigeht. Und doch sind die 
grossen Fragen vom Einzel- und Gesellschaftsrecht, Kapital 
und Arbeit, Zins und Lohn, Preis und Umsatz u. s. w. un- 
erschöpflich. Zwar stehen sie im Mittelpunkt aller Epochen 
der wirtschaftlichen Entwicklung; aber ihre Gestaltung ist 
veränderlich, weil ihr Resonanzboden — die Dinge, auf 
die sie wirken, sich in Voraussetzungen und Formen tech- 
hisch verändern. 

Aus diesem Grunde würde namentlich eine Ueber- 
schätzung der Bedeutung der Geschichtsforschung 
für die Beurteilung der wirtschaftlichen Bewegungen zur 
Erstarrung führen. Die Geschichtsforschung kann die bis- 
herige Entwicklung als Gegenprobe für die Beurteilung des 
Bestehenden klarstellen, das Material für Vergleiche liefern. 
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muss sich aber hüten, durch geschichtliche Zutaten Theo- 
rien den Schein der Nützlichkeit zu geben. Sie kann nur 
relative Lehren geben, die losgelöst von den Zeitver- 
hältnissen zu grossem Irrtume führen müssen. 

Die treibende Kraft der Volkswirtschaft wurzelt in der 
Welt der Praxis, nicht zum geringsten Teile in der tech- 
nischen Welt. Das beste Wissen ist das selbsterlebte. Dar- 
um ist auch fiir die Volkswirtschaftslehre die Schulung 
und ständige Fühlung mit der Praxis ebenso unentbehrlich, 
wie fiir die in praktischer Tätigkeit stehenden die ständige 
Beachtung der wissenschaftlichen Arbeit. Der Fehler vieler 
zur Gesetzgebung und Verwaltung Berufenen besteht darin, 
ohne Rücksichtnahme auf prinzipielle Grundlagen Einzel- 
fälle zu regeln, gesetzgeberische Fragen, statt sie durch viel- 
jährige systematische Arbeit vorzubereiten und im Zeitpunkt 
der Reife zu ordnen, mehr oder minder gewaltsam als Ta- 
gesproblem zu lösen. Das Leben ist Werden und Vergehen. 
In diesem Wechsel sollen Gesetzgebung und Wissenschaft 
den inneren Zusammenhang der Dinge sichern gegenüber 
den Tagesströmungen, der Zeitstimmung der Parteien und 
Parlamente ; sie müssen vorwärts blicken und das Aufsuchen 
der sich aus neuen tatsächlichen Verhältnissen ergebenden 
Konsequenzen höher stellen, als die Erinnerung an Ver- 
gangenes. 

Klarheit und Kürze sind hierbei von Bedeutung; denn 
schneller klärt sich die Wahrheit aus Irrtum als aus Kon- 
fusion und gefährlich ist die Kunst, die das Einfache in 
wissenschaftlicher Geheimsprache verwirrt. 
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Anhang. 
Anmerkungen. 

1. Zu Ziff. 5 Seite 50. 

Für statistische Nachweise einer Aufwärtsbewegung der Boden- 
werte und Rohstoffpreise ist deren Verhältnis zu dem allgemeinen, die 
Gewerbe- und Handelstätigkeit mitumfassenden Preisniveau darzulegen 
und bei der Vergleichung der Perioden der Verkehrsisolierung mit den- 
jenigen des internationalen Verkehrs der besonderen umstände zu ge- 
denken, unter denen sich für ein gegebenes Gebiet die Wertbewegung 
vollzog, üeberdies wirken auf eine äusserliche Steigerung der Grund- 
stückswerte: rationellere Betriebsmethoden, erhöhter Kapitalaufwand 
infolge der feineren Kulturen, Nachfrage aus persönlichen Neigungen, 
Spekulation, die in guten Zeiten zur üeberzahlung, in schlechten zum 
Zwangsverkauf mit Schleuderpreisen treibt. Infolge solcher künstlichen 
Wertberechnung kann ein innerer Entwertungsprozess lange verschleiert 
bleiben, bis sich die Wertregulierung nach den wirklichen Reinerträgen 
im Wege der Krisen vollzieht. 

2. Zu Ziff. 5 Seite 61. 

Der Pachtzins ist kein Beweis gegen den Ueberwälzungsprozess. 
Es handelt sich bei einer Verpachtung nur um die Teilung des Ertrags 
unter zwei Personen. Die gleiche wirtschaftliche Qualität des Verpäch- 
ters und Pächters vorausgesetzt, wird der Ertrag des Grundstückes durch 
das Pachtverhältnis nicht grösser, als sonst. Der Pächter erhält nur für 
sein Risiko, seine Unternehmertätigkeit und seine Arbeit eine höhere 
Vergütung, als er sonst als unselbständiger Lohnarbeiter an Lohn em- 
pfangen würde, und der Verpächter bescheidet sich mit einem Anteil 
an dem Ertrag, den er als Selbstbewirtschafter ganz beziehen würde. 
Sonach: eine innere Angelegenheit der Beteiligten ohne Schädigung 
Dritter, solange sich nicht im allgemeinen aus den Pachtsystemen 
Schäden entwickeln. 

3. Zu Ziff. 6 Seite 61. 

Besonders wichtig ist die Tätigkeit der Kommunalverbände in 
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der FfLege der Sozialinteressen der einzelnen. Ihnen liegt es ob, bei 
üeberfüllung von Orten mit wandernden Arbeitskräften in Kollisions- 
fällen den sesshaften und verheirateten Arbeitern einen Vorsprung ein- 
zuräumen, unlauteren Erscheinungen im Kleinhandel mit allgemeinen 
Bedarfsgegenständen entgegenzuarbeiten u. s. w. Auch für die Arbeits- 
vermittlung bei Arbeitslosigkeit, Kontrolle über Nebenverdienste und 
gegen Missbrauch sind diese Verbände vorzugsweise geeignet. Die Auf- 
lösung bedrohter Arbeitszweige vollzieht sich zumeist derart, dass die 
besseren Arbeiter den Arbeitszweig verlassen, und der zurückbleibende, 
weniger tüchtige Teil nicht mehr bestehen kann. Das öffentliche Ein- 
greifen bei Erschütterung wichtiger Arbeitszweige durch Förderung des 
Unternehmungsgeistes auf anderen Gebieten muss daher rechtzeitig er- 
folgen, nicht erst dann, wenn die Sparreserven aus besseren Zeiten auf- 
gezehrt sind. 

4. Zu Ziff. 7 Seite 62. 

Ein Produktionsprozess umfasst den Aufwand in Haupt- und 
Hilfsstoffen, für Herstellung und Unterhalt der besonderen Hilfsmittel, 
und der zu ihrem Betrieb erforderlichen Gegenstände, ferner einen An- 
teil an den wissenschaftlichen und allgemeinen öffentlichen Einrich- 
tungen, die eine Voraussetzung der Gesamtproduktion bilden. Die Pro- 
duktions stufen sind stets durch ein gemeinsames Interesse verbunden. 
Die Rohbaumwolle bildet in der Spinnerei das Kapital, zu dem sich 
durch die Entwicklung der natürlichen Stoffeigenschaften und die neue 
Arbeit des Spinners neuer Aufwand gesellt — ein Vorgang, der sich 
durch die folgenden Perioden der Weberei, Druckerei, Färberei, Kleider- 
anfertigung, des Handels einschliesslich der Aufbewahrung hinzieht bis 
zum Kapitalverbrauch durch Entnahme des Gegenstandes zum Genuss. 
Anders bei den Produktions zweigen, die teils allumfassenden Er- 
scheinungen unterliegen (Bewegungen des Arbeitsmarkts, Geld- und 
Kapitalkrisen), teils nur im einzelnen betroffen werden (Rohstoffemten, 
Erfindungen, Konsumveränderungen). Künstliche Produktionserzielungen 
haben keinen Bestand; dagegen bekunden lange Zeit heimische Pro- 
duktionszweige zumeist hohe Widerstandskraft gegen neue Konkurrenz. 
Je allgemeiner der Bedarf für einen Gegenstand ist, desto selbständiger 
wird der Produktionszweig sein und je mehr sich die allgemeine Lebens- 
haltung verbessert, desto mehr wird die Familie als Selbstproduzentin 
ihres eigenen Bedarfs ausscheiden. 

6. Zu Ziff. 9 Seite 75. 

Die Theorie, dass der Kapitalbesitzer den Zins als Prämie dafür 
beziehe, dass er ein Gut, das er konsumieren konnte, der Produktion 
beliess, ist irrig. Im Gegenteil: bei der Kapitalbildung kommt ein 
höheres Genussziel in Frage; das Kapital wird nur vorläufig nicht in 
Genuss genommen, um demnächst nach Umfang und Gehalt noch besser 
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konsumieren zu können. In welchen Widerspruch tritt diese Ent- 
haltsamkeitstheorie mit der Erscheinung, dass bei ungünstigem 
Erfolg der Besitzer keinen Zins bezieht, eventuell sogar sein Kapital 
verliert, während er doch auch hier das Opfer des Genussaufschubs ge- 
bracht hat. Ebensowenig ist sein Risiko, dass das Kapital verloren 
gehen kann, [die Quelle des Zinses; nur in bezug auf die Höhe kommt 
diese Gefahr in Betracht. 

6. Zu Ziff. 9 Seite 77. 

Je mehr die einfachen Dienstleistungen in Frage stehen, desto grös- 
ser ist das Bedürfnis nach fester Abfindung. Jedes Wirtschaftssystem 
muss für die mit den einfachen Dienstleistungen beschäftigten Arbeiter- 
kreise im voraus eine bestimmte Quote aus dem Gesamtertrag der Pro- 
duktion ausscheiden, und für alle Fälle sicherstellen. 

7. Zu Ziff. 9 Seite 83. 

Sobald das Barometer der Wechselkurse eine Ueberreizung der Han- 
delsbeziehungen bekundet, büdet das Metallgeld nicht nur das inter- 
nationale Zahlungsmittel, sondern auch den Gegenstand selbständiger 
Spekulation, oft zum Nachteil des heimischen Geldumlaufs, Waren- und 
Effektenmarktes, wenn nicht die leitende Zentralbank mit energischen 
Massregeln entgegentritt. — Vgl. die Schrift des Verfassers : „Die Lehre 
von den auswärtigen Wechselkursen". Leipzig, Duncker u. Humblot 
1881. — 

8. Zu Ziff. 10 Seite 84. 

Im einzelnen soll Deckung gegeben sein: für die Erhaltung und 
Erziehung der Familie, für einen Betriebsfonds zur Führung des Haus- 
halts, für die Beschaffung, Instandhaltung und Verbesserung der Arbeits- 
werkzeuge und für die Entwicklung der individuellen, den Uebergang 
zu den höheren Arbeitsstufen erleichternden Arbeitseigenschaften. Oef- 
f entliche Einrichtungen namentlich auf dem Gebiete der Erziehung und 
Bildung, Gesundheitspflege, Wohnungsfürsorge können viel zur Verbes- 
serung der geringsten Lebenshaltung beitragen. 

9. Zu Ziff. 10 Seite 86. 

Der Besitzwert steigt daher nicht entsprechend dem ganzen, aus 
einer neuen Maschine entstehenden Mehrertrag. 

10. Zu Ziff. 11 Seite 90. 

Vorausgesetzt, dass die Verlangsamung der Produktionsweise den 
Ertrag nicht schädigt, ist es ohne Belang, ob ein Produktionsakt von 
zwei Arbeitern an einem Tage, oder von einem Arbeiter an zwei Tagen 
verrichtet wird. Die Kapitalkraft kommt in beiden FäUen nicht rascher, 
als die sie hebende Arbeit zur Wirkung. 

11. Zu Ziff. 11 Seite 91. 

Sobald bei der Mehrzahl gleichartiger Unternehmungen eine Er- 
höhung des Lohnsatzes Platz greifen kann, wird die unter ungünstigen 
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Verhältnissen tätige Minderheit über kurz oder lang den gleichen Lohn- 
satz gewähren oder den Betrieb einstellen müssen. Anderseits wird 
der Lohn eine sinkende Tendenz nehmen, wenn die Mehrzahl der Un- 
ternehmungen wegen sinkenden Ertrages den Lohnsatz ermässigen muss. 
Die Arbeiter haben hiemach nicht nur daran ein Interesse, dass ihr 
Anteil bei den besseren Unternehmungen steigt, sondern auch daran, 
dass unsolide Unternehmungen, von denen ein Druck ausgeht, hintan- 
gehalten werden. Dagegen bringen Lohnerhöhungen, durch welche we- 
niger ertragsfähige solide Unternehmungen zur Betriebseinstellung ge- 
zwungen werden, keinen dauernden Nutzen für die Arbeiter. 

12. Zu Ziff. 11 Seite 93. 

Wie schwer die Abwägung der Arbeiterinteressen unter sich unter 
einem kommunistischen System sein würde, zeigen schon die Schwierig- 
keiten, mit denen die Feststellung des Besoldungssystems für die im 
öffentlichen Dienste stehenden Beamten stets zu rechnen hat. 

13. Zu Ziff. 12 Seite 94. 

Eine Unterscheidung zwischen Gebrauchswert, d. h. der Tauglich- 
keit eines Gegenstandes für den Gebrauch des Besitzers und dem Tausch- 
wert, d. h. seiner Tauglichkeit zum Fortgeben gegen den Erwerb eines 
andern ist ohne Bedeutung. Auch der eigene Gebrauch schätzt den 
Nutzen im Verhältnis zu den aus Eintauschgütem zu erhoffenden Vor- 
teilen und Hand in Hand mit der Abwägung des Wertes eines Gegen- 
standes für den eigenen Gebrauch wird seine Fähigkeit gewürdigt, an- 
dere bei den Gebrauchsmotiven mit in Konkurrenz tretende Gegenstände 
einzubringen. Ebenso sind die Auflösungen des einheitlichen Wertbe- 
griffes in unpersönliche Bezeichnungen wie Kauf-, Miet-, Pacht-, Nut- 
zungs-, Erwerbs-, Ertrags-, Kostenwert nur besondere Ausdrücke für De- 
tailpunkte oder Einzelzwecke bei der Wertermittlung. 

14. Zu Ziff. 12 Seite 97. 

Roggen, Weizen — Wolle, Baumwolle, Flachs — Brennholz, Kohle 
— Bauholz, Eisen — die verschiedenen Getränke — die verschiedenen 
Nahrungsmittel sind Gattungen mit einheitlichem Verwendungszweck. 
Auch kann ein Gegenstand mehreren Gattungen angehören, z. B. Holz 
für Bauzwecke, Heizung u. s. w. 

15. Zu Ziff. 12 Seite 101. 

Von grosser Tragweite für die Preisbewegung ist die Zoll- und 
Eisenbahntarifpolitik. Die Zollpolitik darf nicht einseitig sein, beispiels- 
weise die Interessen der Halb- und Hilfsfabrikation nicht zum Nutzen 
der Ganzfabrikation schädigen. Die Zölle fallen in der Regel demjeni- 
gen zur Last, der auf Preisdruck hinarbeitet, und werden vom Ausland 
getragen, je mehr dieses zum Verkauf gedrängt ist, auch gegenüber 
Ländern, die kaufen müssen. Ihre Wirkung ist weniger auf eine Stei- 
gerung der Preise, als auf Erschwerung des Preisrückgangs gerichtet. 

Yon Schraut, Persönliche Freiheit. 9 



— 130 — 

Grosser Wert ist auf unparteiische und regelmässige Preisnotierungen 
und Statistiken, sowie auf gute Organisation des öffentlichen Markt- 
wesens zu legen. Für die Konkurrenzfähigkeit der Schwächeren kom- 
men auch die Stärkung der Kreditkraft und Erleichterungen im öffent- 
lichen Abgabewesen in Betracht. 

16. Zu Ziff. 13 Seite 105, 

Im einzelnen kommen hier in Betracht: das Bestreben, durch billige 
Anfangspreise ein Absatzgebiet zu begründen; eine lästige Konkurrenz 
durch Unterbieten zu beseitigen; behufs Erwerbung oder Verteidigung 
von Absatzgebieten billigere Verkaufspreise im Ausland als in dem durch 
Zölle geschützten Inland zu stellen; der Aufkauf grösserer Mengen, na- 
mentlich von Rohstoffen zum Zwecke der Haussespekulation; die An- 
häufung grosser Vorräte an einem Ort für gewisse Eventualitäten trotz 
der Gefahr, bei deren Fehlschlagen zu Schleuderpreisen verkaufen zu 
müssen u. s. w. 

17. Zu Ziff. 13 Seite 106. 

Vgl. die Schrift des Verfassers: „Die Lehre von den auswärtigen 
Wechselkursen". Leipzig, Duncker u. Humblot 1881. 

18. Zu Ziff. 13 Seite 108. 

Vgl. die Schrift des Verfassers: „System der Handelsverträge und 
der Meistbegünstigung". Leipzig, Duncker u. Humblot 1884. 

19. Zu Ziff. 14 Seite 112. 

Die Diskontoschwankungen des Geldkapitals verschärfen die Krisen, 
statt ihnen vorzubeugen. Die Meinung, die Diskontoerhöhung sei der 
Regulator des wirtschaftlichen Lebens, weil sie die Ueberproduktion 
einschränke, übersieht, dass in Ursache und Wirkung die Personen nicht 
die gleichen sind. Die Waghalsigen können auch hohe Diskontosätze 
mehr oder minder lang ertragen. Dagegen vsdrd die solide Produktion 
zur Einschränkung und zum Drucke auf die Löhne, namentlich im B^lein- 
betrieb gezwungen. Man sagt, die Eindämmung der Unternehmungslust 
durch hohen Diskont sei bei Knappheit des Metallgeldes gesund. Warum 
ist es notwendig, solche Fesseln durch das Geldwesen anzulegen? Es 
ist Raum für die Verwendung jeglicher nützlichen Produktion, und nicht 
das fehlende Verbrauchsbedürfnis, sondern die durch das Privilegium 
des Metallgeldes entstehende Unzulänglichkeit des Umlaufmitteldienstes 
ist an den Krisen schuld. 

20. Zu Ziff. 14 Seite 115. 

Die für manche Länder bestehende Schveierigkeit der Deckung ihrer 
Geldverbindlichkeiten ist eine wesentliche Ursache der Depression der 
internationalen Warenpreise; die Zinsen, desgleichen die Wertausglei- 
chungen bei neuen Anleiheaufnahmen oder grossen Effektenspekula- 
tionen werden, da im internationalen Verkehr Wertpapiere und Zins- 
scheine als Austauschmittel für Warenbezüge dienen, und umgekehrt, 
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durch Warenausfuhr zu sinkenden Preisen eingelöst. — Ein grosser Teü 
der öffentlichen Schulden ist in bezug auf Verzinsung und Tilgung nicht 
auf eigene Betriebseinnahmen fundiert, sondern auf den allgemeinen 
Staatshaushalt angewiesen; eine abschüssige Bahn, wenn es sich nicht 
um eine nur vorübergehende Aushilfe handelt. Die ersten Schritte gegen 
den Druck der aus dem Schuldkapital erwachsenden Geldforderungen 
bestehen in hoher Besteuerung, und der Herabsetzung des Zinsfusses 
durch zwangsweise Konvertierung. 

21. Zu Ziff. 15 Seite 122. 

Bei schweren Grundbesitzkrisen ist es unbedenklich, ohne Verletzung 
der Rechte Dritter eine öffentlichrechtliche Vermittlung hinsichtlich der 
Schuldenablösung oder des Eigentumswechsels eintreten zu lassen, eine 
Verschuldungsgrenze festzustellen und Uebergangsverhältnisse durch Be- 
teiligung öffentlicher Fonds zu erleichtem. 
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